EKTRIZITAISWIRTSCHAFT 


CHRIFT DER VEREINIGUNG DEUTSCHER ELEKTRIZITÄTSWERKE-VDEW 
RGANG 20.JANUAR 1961 HEFT2 


SCHLEUDERBETON- MASTE 
FÜR LICHT - KRAFT 
UND VERKEHR 


‚spostamt Frankfurt am Main 1 


en 


Auf einen Blick 


übersehen Sie den Schaltzustand der elektrischen Anlagen. Jeder AEG-Schaltschrank 
für Niederspannung hat ein farbiges Blindschaltbild auf der Vorderseite, sinnfällig 
angeordnete mechanische und elektrische Stellungsanzeige und große gut ablesbare 
Meßgeräte. Viele weitere Vorteile kennzeichnen die AEG-Schaltschränke als moderne 
Niederspannungsverteilung. 

Serienmäßige Herstellung für alle Spannungen bis 500 V Ds und 600 V Gs. 
Raumsparender Aufbau senkt die Gebäudekosten. 

Allseitige Stahlblechkapselung ermöglicht in vielen Fällen die unmittelbare 
Aufstellung in Werkhallen. 

Kammerbauweise erhöht die Betriebssicherheit. 

Einfahrbare Schaltgeräte können ohne Betriebsunterbrechung gewartet werden, 
Prüfkontakte ermöglichen bei getrennten Hauptleitungen eine Kontrolle der Steuerung. 
Normierte Bauteile erlauben nach dem Baukastensystem: 

Einfachste Planungsarbeit, besonders auch bei Erweiterungen der Verteilungs- 
anlagen. 

Kurze Montagezeiten und geringste Montagekosten ergeben sich daraus, 
daß die fertig geschalteten und geprüften Schaltschränke mit nur wenig geschulten 
Leuten aufzustellen sind. 


Diese Vorteile bieten Ihnen 


FABRIKFERTIGE NIEDERSPANNUNGS-SCHALTSCHRÄNKE 
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Durch eine Häufigkeitsuntersuchung, die sich mit den Strompreisen für den Haushalt beschäftigt, wird 
nachgewiesen, daß der in der Tarifordnung für elektrische Energie vorgeschriebene Tarif Il — das ist 
der Tarif, dessen Arbeitspreis nach der Tarifordnung 15 Pf/kWh nicht überschreiten soll - beim gegen- 
wärtigen Stand des Stromverbrauchs im Haushalt nicht mehr sinnvoll ist. 


Die Tarifordnung für elektrische Energie von 1938 schreibt 
or, daß jedem Abnehmer zwei Tarife mit verschiedenen Ar- 
eitspreisen anzubieten sind, und zwar ein Tarif I mit nicht 

ehr als 8 Pf und ein Tarif Il mit nicht mehr als 15 Pf Arbeits- 
reis je kWh. Diese Preisgrenzen stehen heute nur noch auf 
em Papier, weil sie von den EVU inzwischen mit obtigkeit- 
icher Genehmigung überschritten worden sind. DieForderung, 
laß es zwei Tarife sein müssen, hat sich schon von Anbeginn 
icht recht durchsetzen können, 


G. Schnaus‘), der kundige Kommentator der Tarifordnung, 
tellt bereits 1939 fest, „daß vielfach das Bestreben zutage 
etreten sei, die Zahl der Tarife zu vermindern und dabei den 
Strundpteistarif II mit höchstens 15 Pf je kWh fallenzulassen‘“. 
Sr weist auf die in der Verordnung vorgesehene Möglichkeit 
ler Erteilung von Ausnahmegenehmigungen hin una erklärt 
Jazu: : 

Als allgemeine Richtlinie kann man annehmen, daß diesbezügliche 
Anträge immer dann Aussicht auf Erfolg haben, wenn mit Rücksicht 
auf die Preise der Kleinstabnehmertarife und die Grundpreise bei 
8 Pf/kWh Arbeitspreis bei der gegebenen derzeitigen Verteilung der 
Abnehmer nach Art und Höhe des Jahresverbrauchs die zusätzliche 
Einführung eines weiteren Grundpreistarifs mit höchstens 15 Pf/kWh 
Arbeitspreis den Abnehmern nennenswerte Vorteile nicht mehr 
bietet.“ 

Es ist verlockend zu untersuchen, in welchem Umfang die 

Vorschrift der Tarifordnung, die zwei Tarife verlangt, erstens 
heute noch erfüllt wird und zweitens noch berechtigt ist. 


Auf die erste Frage gibt die Tarifsammlung 1959, der 
VDEW Aufschluß. Ihr kann man entnehmen, daß von 735 in 
der Sammlung behandelten EVU der Bundesrepublik (ein- 
schließlich West-Berlins) 160 Unternehmen Tarife nach dem 
Muster II der Tarifordnung haben. Es ist beachtenswert, daß 
126 dieser EVU ihren Sitz in Bayern haben. 


Sucht man eine Antwort auf die zweite Frage, so muß man — 
auch die soeben angeführte Stelle bei Schnaus läßt es erkennen — 
den Kleinverbrauchstarif in die Betrachtung einbeziehen, den 
die Tatifordnung ebenfalls vorschreibt. Zwischen den kWh- 
Bereichen, für die einerseits der Tarif I (Haupttarif ) und anderer- 
seits der Kleinverbrauchstarif richtig ist, liegt das Anwendungs- 
gebiet des Tarifs Il. Während man dies ausspricht, kommt einem 
zum Bewußtsein, daß der Stromverbrauch des einzelnen Ab- 
nehmers von dem Zeitpunkt der Einführung der Tarifordnung 
bis heute kräftig angestiegen ist, und daß dieser Umstand, auch 


5 Dibrof. Dipl.-Ing. W. Strahringer ist Vorsitzet des Vorstandes 
der Hessische Elektrizitäts-AG, Darmstadt. 


2) Die praktische Anwendung der Tarifordnung für elektrische 
Energie. Herausgegeben von der Wirtschaftsgruppe Elektrizitäts- 
versorgung (W.E.V.) und dem Reichsverband der Elektrizitätsver- 
sorgung (R.E.V.). Franckh’sche Verlagshandlung, Berlin 1939. 


wenn man die inzwischen eingetretenen Änderungen der Strom- 
preise beachtet, dem efektiven Stromverbrauchsbeteich auf der 
Skala der Strompreise heute einen anderen Platz zuweist wie in 
der Vergangenheit. Vergessen wir nicht, daß der jährliche 
Stromverbrauch eines Haushalts in. unserem Staat von rd. 
180 kWh im Jahr 1937 auf 628 kWh im Jahr 1959 angewachsen 
ist. Auf einen Monat umgerechnet sind das das eine Mal 15, das 
andere Mal 52 kWh. Das bedeutet eine Zunahme auf das 3,5- 
fache. Mag 1937 der Tarif II einem Haushalt einer bestimmten 


sozialen Stufe noch angemessen gewesen sein, heute wirder für 


sie nicht mehr zutreffen. 


Die augenblicklich bestehenden Tarifbeziehungen 


Man kommt den Dingen am besten auf den Grund, wennman 
von den augenblicklich bestehenden Tarifbeziehungen ausgeht. 
Dabei sollen nur die Haushalttarife betrachtet werden, weil 
sie von allen Tarifen das weitaus größte Gewicht haben. Für 
die hier anzustellenden Überlegungen kommt es weniger auf 
die absoluten Werte der kWh-Preise an, zu denen die einzelnen 
Tarife bei einem bestimmten Strombezug führen, als darauf, 
wie die Punkte zueinander liegen, bei denen jeweils verschie- 
dene Tarife die gleiche Stromrechnung ergeben. Die Zusam- 
menhänge lassen sich graphisch besondersschön verfolgen, wenn 
man die Hyperbel, die bei Verwendung linearer Maßstäbe die 


zwischen elektrischer Arbeit und kWh-Preis bestehende Be- . 


ziehung wiedergibt, zu einer Geraden streckt?). Tut man das,so 
kann man die Schnittpunkte der verschiedenen Strompteis- 
kurven, die nun Geraden sind, leicht ermitteln. Rechnerisch 
kann das auf dem im folgenden beschriebenen Wege geschehen. 
Es mögen gelten: 


für Tarif I: Grundpreis g1 , Atleitspteis aı; 

für Tarif Il: Grundpreis &71, Arbeitspreis ayr; 

für den Kleinverbrauchstatif Licht: 

Grundpreis M, Arbeitspreis agır.- | 

Die Grundpteise und Meßpreise sind in DM, die Arbeits- 
preise in Pf/kWh angegeben. 

Die monatliche Stromrechnung beträgt 

bei Tarif I: 10097 +A -an 

bei Tarif II: 100 gr + A - aıı, 

beim Kleinverbrauchstarif Licht: 

100M + A .agır- 

In allen Fällen wird mit A die durch den Kunden in einem 

Monat bezogene elektrische Arbeit in kWh bezeichnet. 


2) Vgl. A. Ortner, Strompreisermittlung mit graphischen Behelfen. 
ÖZE Bd. 2 (1949), S. 255 bis 258. Ferner W. Strahringer, Zauber- 
welt der Normzahlen. Verlags- und Wirtschaftsgesellschaft der Elek- 
trizitätswerke, Frankfurt am Main 1952. 


34 Heft 2 vom 20. Januar 1961 


 Elektrizitätswirtsch: 


Sollen jeweils zwei Tarife die gleiche Stromrechnung er- 
bringen, so gelten folgende Gleichungen: 
für die Tatifelund Il: 
10087 +A -.ar = 100 gu +A -ayı 
und 
Ku 100 . (81 — SD 
aı 72 
Für die Tarife KIL und II: 
100 9517 +A -aı =100M +A -agır 
und 
100 . gu = M) 


aKıL — Ay 


M) 
Axıryı = 5 


Es entspricht der angestrebten Rangfolge der Tarife, daß 
$1> Sı> Munda; < aı < axın ist. Damit aber ist es 
nicht getan. Es muß außerdem die Beziehung gelten: 

Aym — Axırım > 0. 
Nur in diesem Fall führt der Tarif Il in einem bestimmten Be- 
teich, nämlich im Bereich Ayır — Axırym zu einer Strom- 
rechnung, die jeweils niedriger ist als Rechnungen, die sich auf 
den Tarif I oder auf den Kleinverbrauchstarif stützen. 


Zahlentafel 1. Klassen des Unterschieds der kWh-Werte, 
bei denen einmal der Tarif I (Haupttarif) und der Tarif II (Tarif mit 
hohem Arbeitspreis) und zum anderen Mal der Kleinverbrauchstarif 


- für Lichtzwecke und der Tarif II zur gleichen Stromrechnung führen. 


Die Tafeln beziehen sich auf die Haushalttarife für Dreiraumwoh- 


nungen bei 160 EVU und den Tarifstand vom 1. Oktober 1959. 


Unterschiedsklasse 
kWh 
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Unterschiedsklassen in kWh 
Bild 1. Zeichnerische Darstellung der Zahlentafel 1 


Welche Verhältnisse bei der Gesamtheit der EVU in der 
Bundesrepublik herrschen, die nach der Tarifsammlung 1959 
die Tarife I, II und den Kleinverbrauchstarif haben, geht aus 
Zahlentafeli undBild1 hervor. Zahlentafel und Bild geben 
für die 160 in Frage kommenden EVU und die für Dreiraum- 
wohnungen geltenden Tarifpreise die Häufigkeitsverteilung 
der Unterschiede zwischen den kWh-Werten der Gleichheit der 


Stromrechnung bei Tarif I\ünd Tarif II und der Gleichheit der 
Stromrechnungen beim Kleinverbrauchstarif und bei Tarif II 
wieder. Zahlentafel und Bild enthüllen überraschende Zusam- 
menhänge, Die Häufigkeitsverteilung hat nämlich nicht nur 
einen im Bereich positiver Werte liegenden Teil — er ist der 
wichtigere Teil —, sondern auch einen Bereich negativer Wet- 
te. Was das bedeutet, wird am besten durch Zeichnungen dar- 
getan, aus denen für die einzelnen Tarifarten die Abhängigkeit 
der kWh-Preise von der monatlichen Strombezugsmenge het- 
vorgeht. Bild 2 bezieht sich auf die für den Scheitelwert der 
Häufigkeitskurve von Bild 1 geltenden Verhältnisse. Errechnet 


{ 
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kWh-Preis in Pf 
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Bild 2. Der kWh-Preis in Dreiraumwohnungen bei folgenden 
drei Tarifen: ä 


Tarif I: Grundpreis 3,65 DM, Arbeitspreis 10,9 Pf/kWh. 
Tarif II: Grundpreis 2,60 DM, Arbeitspreis 20,6 Pf/kWh. 
Kleinverbrauchstarif Licht: 

Meßpreis 0,61 DM, Arbeitspreis 47,5 P£/kWh. 


man für die Gesamtheit der Tarife, die den Ort des Scheitel- 
punktes der Häufigkeitskurve bestimmt haben, die Mittelwerte 
der Tarifmerkmale, so gelangt man zu folgenden Werten: 

Tarif I: Grundpreis 3,65 DM, Arbeitspreis 10,9 Pf/kWh; 

TarifII: Grundpreis 2,60 DM, A 20,6 Pf ra 

Tarif Kleinverbrauch Licht: , 

Meßpteis 0,61 DM, Arbeitspreis 47,5 Pf kWh. 
Das oben angeführte Rechenschema für die Schnittpunkte der 
Tarifgeraden führt zu den kWh-Werten der Preisgleichheit: 
Ay —= 10,8kWh und Axıryır —=7,4kWh. 
Daraus folgt: 

Ay — Axızm = 10,8 — 7,4 = 3 3,4 (kWh). 

Nur in dem bescheidenen Bereich von 3,4 kWh mit 7,4 kWh 
als unterer und 10,8 kWh als oberer Grenze ergibt Tarif II als 
Durchschnitt aus den 56 Tarifkombinationen, die den Scheitel 
der Häufigkeitskurve von Bild 1 bestimmen, eine niedrigere 
Stromrechnung als jeder der beiden anderen Tarife. 

Bild 2 verdeutlicht die Verhältnisse recht gut. Man fragt sich 
unwillkürlich, ob es wirklich sinnvoll ist, den Tarif II mit Rück- 
sicht auf den schmalen kWh-Bereich aufrechtzuerhalten, innet- 
halb dessen er einen echten, aber freilich nur kleinen Preisvor- 
teil bietet. Welches Ausmaß der Preisvorteil jeweils hat, wird 
durch die in Pfennige übersetzte Länge der senkrechten Striche 
angegeben, die das Dreieck I/II — KIL/II — KIL/I durch- 
zieht. 


al die KWh-Preise sich bei Wahl des Tarifs II in gewissem 
Imfang auszugleichen vermögen, wenn die monatliche Strom- 
ienge einmal unter Axırym, das andere Mal über Ayyı liegt, 
ürfte den Tarif II wegen der bescheidenen Breite und der ein- 
eutigen Lage des Bereichs, in dem er unbestritten einen Preis- 
otteil bringt, nicht rechtfertigen. 

, Eindeutig gegen den Tarif II aber sprechen die Fälle, in denen 
ie Beziehung besteht: Ayı — Axırm < 0. Das sind die 
älle, die im Bild 1 den links von der Ordinatenachse liegenden 
Baeenst betreffen. Auch für einen solchen Fall sind die Ver- 
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3ild 3. Der kWh-Preis in Dreiraumwohnungen bei folgenden 
drei Tarifen: 


‘ Tarif I: Grundpreis 3,95 DM, Arbeitspreis 9,75 P£f/kWh. 
Tarif II: Grundpreis 3,35 DM, Arbeitspreis 18 Pf/kWh. 
Kleinverbrauchstarif Licht: 

Meßpreis 1,00 DM, Arbeitspreis 40 Pf/kWh. 


ältnisse aufgezeichnet worden, und zwar in Bild 3. Der Dar- 
tellung liegen folgende der Tarifsammlung entnommene Ta- 
ifmerkmale zugrunde: 
 TarifI: Grundpreis 3,95 DM, Arbeitspreis 9,75 Pf/kWh; 
Tarif II: Grundpreis 3,35 DM, Arbeitspreis 18 Pf/kWh; 
we Kleinverbrauch Licht: 
Meßpteis 1,00 DM, Arbeitspreis 40 Pf/k Wh, 


"Die Schnittpunkte der Tarifgeraden haben die Abszissen- 
verte: 

Ayn = 1%) kWhund Axırym — 10,7 kWh. 

Daraus folgt AynAxırm = 143 INNE 3,4 (kWh). 
‚ Bild 3 läßt eindeutig erkennen, daß es auf der für den Tarif II 
eltenden Preisgeraden keinen kWh-Punkt gibt, für den nicht 
iner der beiden anderen Tarife zu einer preisgünstigeren Rech- 
ung führt. Die Preisgerade für Tarif Il verläuft nämlich ganz 
ußerhalb der Fläche, die oben dutch den vom Punkt KIL/I 
ach links führenden Ast der KIL-Tarifgeraden und durch den 
ich von diesem Punkt nach rechts erstreckenden Ast der Tarif- 
-Geraden begrenzt wird. Daß die für den Tarif Il geltende 
jerade links vom Punkt I/II eine niedrigere Stromrechnung 
rgibt als der Tarif I und rechts vom Punkt KIL/II eine klei- 
ere Stromrechnung erbringt als der Kleinverbrauchstatrif, hat 
it den Abnehmer nur dann Vorteile, wenn sein Verbrauch stän- 
ig zwischen den beiden Bezirken außerhalb der Strecke I/II- 


. 


IL hin und her pendelt. Das aber ist unwahrscheinlich. 


‚überhaupt in der glei- 
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Es wurde schon angedeutet, daß für die Beurteilung der Zu- 
sammenhänge nicht nur die Breite des kWh-Bereichs wichtig 

ist, innerhalb dessen der Tarif IIdem Abnehmer einen Preisvot- _ 
teil bietet, sondern auch seine Lage auf der kWh-Skala. Siewird 
durch die Punkte bestimmt, in denen jeweils die Tarifkombina- N 
tionen I/II und KIL/H preisgleiche Stromrechnungen ergeben. 
Sie legen Anfang und Ende des maßgebenden KWh-Streiffens 


fest, sofern die Bedingung Ay — Axıryır > 0 erfüllt ist. In 

diesem Fall liegt bei dem betrachteten EVU der kWh-Wertder 
Preisgleichheit bei der Tarifkombination KIL/I zwischen den NR 
beiden anderen kWh-Werten der Preisgleichheit. a 


Ermittelt man für die 160 EVU, die für diese Untersuchung 
Werte beigesteuert haben, die Häufigkeitsverteilung der kWh- 
Werte der Preisgleichheit, so ergeben sich diein Zahlentafel 
2 und in Bild 4 dargestellten Verhältnisse. Es zeigtsich, daßdie 


Zahlentafel 2. Die Häufigkeitsverteilung der für 160 EVU für 
die Dreiraumwohnungen ermittelten kWh-Werte, 


bei denen jeweils zwei Tarife zur gleichen Stromrechnung führen, und 
zwar 


Fall I/II: der Haushalttarif I (Haupttarif) und der Haushalttarif I 
(Tarif mit hohem Arbeitspreis), 


Fall KIL/II: der Kleinverbrauchstarif Licht und der Haushalttarif 1, 
Fall KIL/I: der Kleinverbrauchstarif Licht und der Haushalttarif I. 
(Stand: 1. Oktober 1959) 


Preisgleichheit Häufigkeit Häufigkeit Häufigkeit _ 
der der der der 
kWh-Klasse Tarifpaare Tarifpaare Tarifpaare 
bei bei bei 
Fall I/II FallKIL/U | Fall KIL 
kWh Zahl | v.H. | Zahl | v.H. | Zahl | v. ne 
Be 5 Tee Te 
über 5 bis 10 3917 24,4 "1168 1.772,51 .1005 17262 Hm 
über 10 bis 15 92° 1.#57,5 224,,.13% 53-1. 317728 
über 15 bis 20 25 | 156 232 1.1 RO 
über 20 bis 25 3 1,9 — — a 


Summe | 160 | 100,0 | 160 


Bereiche, innerhalb de- 
rer die kWh-Werte der 
Preisgleichheit liegen, 
samt und sonders recht 
schmal sind und sich in 
ihrer Gesamtheit aufden 
Raum zwischen 0 und 
25 kWh beschränken. 
Die "häufigsten Werte 
finden sich bei der Kur- 
vel/Ilin der kWh-Klas- 
se über 10 bis 15, bei 
den Kurven KIL/I und 
KIL/Iinder kWh-Klas- 
se über 5 bis 10. Die 
Scheitel der Kurven lie- 
gen somit entweder 


0 5 10 


15. ..20 
KWh-Klassen der 
Preisgleichheit 


Bild 4. Die aus Zahlentafel 2 ent- _ 
wickelten Häufigkeitskutven 


chen kWh-Klasse oder 
höchstens 5 kWh aus- 
einander. 


Erinnert man sich daran, daß sich der mittlere Monatsver- 
brauch eines Haushaltabnehmers im Jahr. 1959 bei 52 kWh be- 
wegt hat, so erkennt man, daß die meisten Haushaltabnehmer 
die Grenzen bereits übersprungen haben, bei denen die TarifelI 
und II einerseits und der Kleinverbrauchstarif Licht und Tatif 
II andererseits das gleiche Rechnungsergebnis erbringen. Für 
den Rest der Abnehmerschaft, für den das noch nicht zutrifft, 
sollte der Kleinverbrauchstatif Licht der richtige Tarif sein. Auf 
ihn zu verzichten wird den EVU durch die Behörde nicht so 


“nr. L 


"Von R. Baumann, Mainz, G. Boll, 
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leicht zugestanden werden wie der Wegfall des Tarifs II. Er 
schafft eine eindeutige Grenze zwischen sinnvoller Anwendung 
des Tarifs I einerseits und des Rleinverbrauchstarifs Licht an- 
dererseits. Diese Grenze liegt schließlich, wie Bild 4 verdeut- 
licht, im allgemeinen zwischen den beiden kWh-Werten, dieden 
Anwendungsbezirk des Tarifs II abgrenzen, wenn dieser dem 
Kunden einen Preisvorteil bieten soll. 

Die Untersuchung mußte sich auf die Betrachtung von Aus- 
schnitten aus der Tarifgesamtheit beschränken. Die Tarife für 


Dreiraumwohnungen standen im Vordergrund und unter ihner 
wieder eine Gruppe, die bei einer bestimmten Kombination deı 
Tarifmerkmale die Klasse größter Häufigkeit bildet. Eine Aus. 
dehnung der Überlegungen auf die anderen Tarifgruppen hätt 
das Ergebnis vielleicht in Nuancen, keineswegs aber um Ent 
scheidendes geändert. Unter diesen Umständen darf man an 
Ende dieser Betrachtung erneut die Frage aufwerfen, die af 
Anfang der Überlegungen stand, nämlich die Frage: Wozu 
TArınE N? 


} 


Anwendung von programmgesteuerten Rechenmaschinen zur 


Berechnung elektrischer Netze 
Heidelberg, und W. Schneider, München*) 


DK 681.142-83: 621.311, 


Mit einer modernen, programmgesteuerten Rechenanlage können die bei Lastfluß-, Kurzschluß- unc 
Verlustuntersuchungen auftretenden komplexen Rechnungen auch für große und engvermaschte Netze 
exakt durchgeführt werden. Voraussetzung für die Anwendung der elektronischen Netzberechnung be 
Aufgaben der Planung und des Betriebs ist die Ausstattung einer solchen Rechenanlage mit einem sorg. 
fältig aufgebauten, bequem zu handhabenden Programmsystem, das die ständig Vorkonifenden An 
rungen der Aufgabenstellung, der Netzkonfiguration und des Betriebszustandes ohne zeitraubendek 
Umstellung des Programms in fortlaufender Rechnung meistert. Durch die Anpassungsfähigkeit an die 
Aufgabenstellung und Automatisierung des Rechnungsablaufs wird die bisher im Vergleich mit einen 
Netzmodell vorhandene Schwerfälligkeit der digitalen Netzberechnung beseitigt und die kurzfristige 
Lösung von Betriebsaufgaben der verschiedensten Art möglich. i 


I. Einführung 


Durch die Entwicklung von programmgesteuerten Rechen- 
maschinen ist für Technik und Wirtschaft ein Hilfsmittel ge- 
schaffen worden, das infolge seiner universellen Eigenschaften 
auch für die Anwendung bei größeren EVU in Betracht kommt. 
Einetseits können damit Aufgaben der Verwaltung und der 


" kaufmännischen Betriebsführung (z.B. Stromabrechnung, fi- 


nanzielle Übersichten, wirtschaftliche Untersuchungen) erle- 
digt und andererseits Unterlagen für die technische Betriebs- 
führung und Netzplanung erarbeitet werden. Darüber hinaus 
gibt es im Arbeitsbereich eines größeren EVU zahlreiche Auf- 
gaben aus der Wärmetechnik und Wärmewirtschaft, aus der 
- Wasserkraftwirtschaft und der Lastverteilung, die mit Hilfe ge- 
eigneter Rechengeräte unter verschiedenen Gesichtspunkten 
und Voraussetzungen behandelt werden können. Durch eine 
wiederholte und den täglichen Betriebsverhältnissen angepaßte 
Durchrechung können weit eingehendere und umfassendere 
Erkenntnisse gewonnen werden, als dies bisher bei einer auf 
Einzelfälle beschränkten Behandlung möglich war. 


Über die Verwendung der programmgesteuetrten Rechen- 
maschinen zur Durchrechnung von elektrischen Netzen und 
zur Lösung von Problemen der wirtschaftlichen Lastverteilung 
wird bereits in einem umfangreichen Schrifttum berichtet"). 
Bei der Netzberechnung handelt es sich insbesondere um die 
Aufgabe, in vermaschten Versorgungsnetzen mit einer oder 


mehreren Spannungsebenen einerseits für verschiedene Be- 


lastungs- und Einspeisungszustände die Spannungs- und 
Stromverteilung sowie die Verluste, andererseits für sym- 


'metrische und unsymmetrische Störungsfälle die Verteilung 


und Größe des Kurzschlußstroms zu bestimmen; dabei sind 
jeweils Veränderungen der eingespeisten oder abgenommenen 
Leistungen, der Netzimpedanzen und Netzschaltung in Be- 


*) Dr. R. Baumann ist Kustos am Institut für Angewandte 
Mathematik der Universität Mainz — Dr.-Ing. G. Boll ist Leiter der 
Technischen Abteilung der Deutschen Verbundgesellschaft — 
Dr.-Ing. W. Schneider ist Leiter der Abteilung für energiewirtschaft- 
liche Planung und Betriebsüberwachung der Bayernwerk AG. 


1) Siehe Schrifttumverzeichnis in [1] 


ö 
tracht zu ziehen. Die Aufgaben der wirtschaftlichen Lastver 
teilung treten in engen Kontakt mit den Aufgaben der Netzbe 
rechnung, sobald dabei die Netzverluste zu berücksichtiget 
sind. | 


Für die Verbundunternehmen war es von Interesse, durcl 
eine Studie ein eigenes Urteil über die Anwendungsmöglich 
keiten der programmgesteuerten ‚Rechenanlagen auf diesen 
Gebiet zu gewinnen. 


Im Rahmen eines von der Deutschen Verbundgesellschaft zı 
diesem Zweck erteilten Forschungsauftrags wurden neuer: 
Rechenverfahren für die Netzberechnung mit programmge 
steuerten Rechenmaschinen nutzbar gemacht, Die Grundgedan 
ken hierzu sind bereits in einer 1958 erschienenen Arbeit darge 
legt worden [2]. Auch die Rechenprozesse und das darauf aufge 
baute System von Rechenprogrammen wurden in einer kürzlicl 
erschienenen Arbeit [3] ausführlich behandelt. An dieser Stell 
sollen die wesentlichen Merkmale dieses Netzberechnungs 
systems in einer dem Ingenieur vertrauten Be 
dargestellt und durch Beispiele erläutert werden. 

Für die praktische Handhabung sind folgende Merkmal 
besonders wichtig: 

1. Lösung verschiedener bei Netzuntersuchungen auftreten 
der Aufgaben mit einem universellen Programm, 5 

2. Verwendung direkter Rechenverfahren?) zur Auflösun, 
und Umformung. linearer Gleichungssysteme, 

3. Durchführung von Änderungen des Netz- und Betriebs 
zustandes mit möglichst geringem Aufwand, 


4. automatischer Ablauf der Rechnung von ‚det Datenein 
gabe bis zur Auslieferung der Ergebnisse. 


I. Aufgaben und grundsätzliche Fragen 
Die hier behandelten Aufgaben umfassen: 


die Berechnung des Lastflusses und Ya 
der Spannungsverteilung, 2 


?) Direkte. Verfahren sind etwa das Eliminationsverfahren nac 
Gauß, das Dreieckzerlegungsverfahren nach. Banachiewicz bzw. Ch 
lewski, das Invertierungsverfahren nach Jordan. Im Gegensatz da; 
stehen die Verfahren der schrittweisen Näherung (Iteration, vgl. S. 4 


Bien 
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N 


N iD die Ermittlung der Netzverluste, 

ER die Berechnung des Kurzschlußstroms 
N am Kurzschlußort und seine Verteilung 
Ser im Netz und auf die Stromquellen. 


Die Kirchhoffschen Gesetze liefern für jedes Netz lineare Be- 
shungen zwischen den in den Knotenpunkten zu- und ab- 
'eßenden Strömen und den Knotenpunktpotentialen oder 
vischen den in den Maschen auftretenden Umlaufspannungen 
ıd den Umlaufströmen (Bild1 und Bild 2). Hat man sich 
rt die erstere Darstellung entschieden, dann besteht die Grund- 
ıfgabe der Netzberechnung darin, die in den Knotenpunkten 
nes vorgegebenen Netzes herrschenden Potentiale in Abhän- 


Sterngleichung 
a2 (P2-Pı) + 213 Pa -Pı) + 214 (P4-Pı) + 
+215:(Ps-pı) = k, 
-@at213 + 2144275) "Py Hajo Pa + 213° P3 + 
+214°P4 + 215 °Ps = kı: 


A) 


oder abgekürzt: 


\ Leitwert des Netzzweiges, der die Knotenpunkte i und j verbindet, 
» Potential im Knotenpunkt j, 

Strom, der im Knotenpunkt i eingespeist oder abgenommen wird 
Kraftwerk bzw. Verbraucher) 


Bild 1. Stern 


‚gkeit von den in den Knotenpunkten zu- oder abgeführten 
römen zu ermitteln. Die Bestimmung des vollständigen 
-tom- und Lastflusses für einen bestimmten Betriebszustand, 
>r vollständigen Kurzschlußstromverteilung in einem defi- 


'erten Kurzschlußfall oder die Analyse der auftretenden Ver- 


‘ste haben nur den Charakter von Auswertungen der vorher 
mittelten Potentialverteilung. 


7 


Maschengleichung 
U ET ee Te 
+ bis @s-11)=uy, 
(biz + biz + big + bis) 144 bap'to + big ta + 
Hbygt4 + bis‘, = ug, 


oder abgekürzt: (2) 
a, ae 
4 ‚2 Na ee „By Y% 


. zu 
a 


J 


h Widerstand des an den : i und j beteiligten Netzzweiges, 
"Umlaufstrom in der Masche j, 
; Umlaufspannung in der Masche i 


Bild 2. Masche 


c, 


Bereits bei der Aufschreibung der für die Rechnung benötigten 
ingabedaten (Leitwerte, Ströme, Potentiale, Einspeisungen, 
‚bgaben usw.) muß man sich entscheiden, ob reell oder kom- 
= gerechnet werden soll. Die reelle Rechnung erfordert nur 

„des Rechenaufwands, der für komplexe Rechnung nötig ist; 
ie bedingt aber Vernachlässigungen, deren Wirkung nicht in 
llen Fällen ohne weiteres abzuschätzen ist. Teilweise rechnet 
tan dabei unter Vernachlässigung der Resistanzen nur mit 
eaktanzen, teilweise setzt man voraus, daß das Verhältnis von 

esistanzen und Reaktanzen für alle Netzzweige gleich groß ist 
nd Einspeisungen und Lasten gleiche Deistrosaktoren ha- 
en. Diese Annahmen weichen von der Wirklichkeit mehr oder 
eniger ab. In allen Fällen, in denen der größere Aufwand der 
omplexen Rechnung?) nicht als entscheidender Nachteil anzu- 
hen ist, wird man diese anwenden und damit ein genaueres 
echenergebnis sicherstellen. Die Netzzweige (Leitungen und 


®) Bei der Vergrößerung des Aufwands sind außer der Vervierfa- 
rung der Rechenzeit auch die Erhöhung des Speicherbedarfs sowie 
e Verdoppelung der Ein- und Ausgabedaten (Lese- und Druckzei- 
n!) zu berücksichtigen. 

“ EN 


Eee 


Transformatoren) werden dutch Vierpole in II-Schaltung er- 
setzt und ihre Resistanzen und Reaktanzen durch die entsptre- 
chenden Wirk- und Blindkomponenten wiedergegeben. Man 
erhält dann genaue Werte für die Eingangs- und Ausgangslei- 
stung eines jeden Netzzweiges. 


Die Ermittlung der Netzverluste kann an die Berechnung des 
Lastflusses zwanglos angeschlossen werden. Um die quadra-: 
tisch von der Strombelastung der einzelnen Leitungen abhän- 
genden, aber meist nur wenige Prozente der eingespeisten Ge- 
samtleistung betragenden Verluste sicher ermitteln zu können, 
muß die Stromverteilung genügend genau berechnet worden 
sein. 1 Ai 

Für die Berechnung des Kurzschlußstroms und seiner Ver- 
teilung im Netz und auf die Stromquellen müssen zusätzlich zu. 
den elektrischen Daten der einzelnen Netzzweige auch die 
Kurzschlußimpedanzen der Stromquellen bekannt sein. Die 
Aufgabe ist im übrigen grundsätzlich die gleiche wie die B- 
rechnung der Sirontvestellung ı im Betriebsfall. A 


Die Kurzschlußberechnung wird sich zunächst auf den sym- 
metrischen (im Drehstromnetz dreipoligen) Kurzschluß bezie- ' 
hen. Es darf aber nicht übersehen werden, daß die unsymmetti-- = 
schen Störungen, wie der Doppelerdschluß und die zweipoli- 
gen Fehler mit Erdberührung, eine große Rolle spielen; de 
Fihlerstößen für diese Fälle können als Grundlage für dieEin- 
stellung des Netzschutzes dienen. Mit Einführung der starren ir 
Sternpunkterdung in den deutschen Höchstspannungsnetzen 
hat die Berechnung des einpoligen Erdkurzschlußstroms große 
Bedeutung gewonnen, so daß auch diese Aufgabe in das Re- 
chenprogramm einzubeziehen sein wird. Mit Rücksicht dar- 
auf, daß in dieser Berechnung die Nullimpedanzen der ver- 
schiedenen Transformatoren und Leitungsglieder zu berück- 
sichtigen sind, wird man aber von vornherein darauf ausgehen, } 
beliebige komplexe Größen als Nullimpedanzen in die Berech- 
nung einführen zu können, so daß der Erdschlußstrom mitdem 
gleichen Rechenprogramm auch für gelöschte oder mit Null- 
punktwiderständen ausgerüstete Netze ermittelt werden kann. 


III. Gebräuchliche Verfahren Be .E 
1. Ältere Verfahren RE 


Die vor Entwicklung der modernen elektronischen Rechen- 
geräte angewendeten Verfahren mußten notgedrungen von’ 
sehr einschneidenden Vereinfachungen und Idealisierungen 
Gebrauch machen. Die Berechnung de Energieverteilung in 
vermaschten Netzen mit einer ihlsermaßen den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechenden Anzahl von Knotenpunkten und 
Leitungen war praktisch unmöglich. Man beschränktesich daher 
auf Teilausschnitte der tatsächlichen Netze und auf reelle Nähe- 


“rungen. Außerdem machte man von Netzumwandlungen der © 


verschiedensten Art, z.B. der Netzfaltung, der Dreieck /Stern- 
Verwandlung, der Stern/Vieleck-Verwandlung usf. ausgiebi- 
gen Gebrauch, mußte jedoch bei jeder Umwandlung die ur- 
sptünglichen Lasten der wirklichen Netzknoten auf die neu 
entstehenden Netzknoten umrechnen und nach Lösung der 
Aufgabe die gleiche Rechnung in umgekehrter Reiheifofpe® 
idealen. Größere Netzes wurden, um solche Nähe- 
tungsrechnungen überhaupt noch mit erträglichem Aufwand 
durchführen zu können, an geeigneten Stellen durchgeschnit- Br 
ten und nach Berechnung der Teilnetze wieder zusammenge- 
fügt. Für die Ermittlung der Stromvyerteilung wurden häufig 

Ich zeichnerische Verehien benutzt, weil diese meist schnel- 

ler und übersichtlicher zum Ziel führten als die rein techneri- BUN: 
schen Verfahren [4, 5]. a 


2. Verwendung von Netzmodellen ; R ER 


Man konnte bei diesen Verfahren wegen der unumgäng- 
lichen Näherungen meist nicht mehr mit genügender Sicher- 
heit abschätzen, welche Fehler bei den einzelnen Netzunter- 
suchungen gemacht wurden. Deshalb war man bei größeren a 
Netzbauvorhaben gezwungen, das geplante Netz oder die vor- 
gesehene Netzerweiterung mit allen Einzelheiten auf einem 
Wechselsttrom-Netzmodell nachzubilden. Solche Netzmodelle 
wurden für Netze bis zu 300 Leitungen und 200 Knoten gebaut. ‘ 
Nahezu alle in den letzten Jahrzehnten durchgeführten Erwei- 


terungen von Versorgungsnetzen sind vor Inangriffnahme der 
Bauarbeiten auf Netzmodellen untersucht worden. 


Solange man von Netzuntersuchungen nur die Feststellung 
der funktionalen Abhängigkeit zwischen einzelnen, einen Be- 
triebszustand kennzeichnenden Größen erwartete, konnten die 
Netzmodelle die bei Planungsaufgaben gestelltenpraktischen An- 
forderungen zufriedenstellend erfüllen. Inzwischen haben sich 
jedoch die Anforderungen in dieser Hinsicht wesentlich erhöht. 
Hinzu kommt, daß das Netzmodell in der üblichen Ausfüh- 
rungsform für die Untersuchung von Netzverlusten wenig ge- 
eignetist. Manist sich heute bewußt geworden, daß in der Mög- 
lichkeit, die Verluste der Übertragungsnetze zu vermindern, 
“noch recht bemerkenswerte wirtschaftliche Reserven stecken, 
die bisher nicht ausgenutzt wurden, weil man die Netzverluste 
nicht exakt bestimmen konnte. Erst die Erkenntnis, daß eine 
hinsichtlich Größe und Verteilung vorgegebene Netzlast bei 
| optimalem Einsatz von Kraftwerken und Regeltransformatoren 
& unter Umständen mit erheblich geringeren Übertragungsver- 
“  lusten gedeckt werden kann als bisher angenommen wurde, ist 
4 entscheidend dafür gewesen, daß man nach geeigneten Verfah- 
ren zur Netzverlustbestimmung gesucht hat. 


3. Verwendung von Digitalrechnern 


Programmgesteuerte digitale Rechengeräte mittlerer Größe 
können heute etwa 1000 bis 10000 Rechenoperationen jeSekunde 

ausführen und verfügen über interne Magnettrommel- und 
Magnetkernspeicher mit einer Speicherkapazität bis zu 10000 
Worten; die Zugriffszeiten liegen bei den ersteren in der Grö- 
“ Benordnung einiger Millisekunden, bei den letzteren einiger 
Mikrosekunden. Die Technik der Programmsteuerung ermög- 
licht es, auch umfangreiche Reihen von Netzberechnungen ein- 
schließlich der Daten-T'ransfet-Operationen von und zu vet- 
schiedenen externen Speichermedien (Magnetband-, Magnet- 
plattenspeicher, Lochstreifen, Lochkarten) vom Startsignal bis 
zur Auslieferung der Ergebnisse ohne menschlichen Eingriff 


technerischen Verfahren, die diese Möglichkeiten zur Lösung 
von Netzwerkaufgaben benutzen, würde den Rahmen dieses 
Aufsatzes weit überschreiten. Es soll lediglich versucht werden, 
einige Gesichtspunkte zur Unterscheidung einzelner Verfahren 
herauszustellen. 


Gemeinsame Grundlage aller Verfahren zur rechnerischen 
. Behandlung von Netzwerkaufgaben sind die durch die Kirch- 
hoffschen Gesetze beschriebenen linearen Zusammenhänge zwi- 
schen Strömen und Spannungen in den Teilgebilden eines Netz- 
werks. Als Teilgebilde kann man betrachten 


a) den „Stern“ (bestehend aus den Zweigen mit einem ge- 
' meinsamen Endpunkt) (Bild 1), 


sb) die „Masche‘“ (bestehend aus den Zweigen, die einen ge- 
schlossenen Linienzug bilden ) (Bild 2). 


- Für jedes dieser Teilgebilde innerhalb des Netzwerks gibt es 
- eine lineare Gleichung (1) bzw. (2). 

Enthält das Netz n Knoten und m Zweige, so lassen sich aus 
den Sterngleichungen n— 1 Gleichungen, aus den Maschenglei- 

 chungenm—n-+1 Gleichungen zu einem eindeutiglösbaren in- 
homogenen linearen Gleichungssystem auswählen. Während 
im Fall der Sterngleichungen die Auswahl durch beliebige Re- 
duktion des Gleichungssystems auf ein System von n—1 Glei- 
chungen erfolgen kann, ist im Fall der Maschengleichungen ein 
spezielles Auswahlverfahren nötig [6, 7]. Die letzteren bieten je- 
doch die Möglichkeit, die wechselseitigen induktiven Beein- 
-  flussungen der Maschen in einfacher Weise zu berücksichtigen[8]. 


Die Sterngleichungen beschreiben den linearen Zusammen- 
hang zwischen n—1 frei wählbaren Knotenpunktströmen und 
n—1 resultierenden Knotenpunktpotentialen. Die Maschen- 
gleichungen beschreiben den linearen Zusammenhang zwi- 
schen m—n+1 frei wählbaren Maschen-Umlauf-Spannungen 
ng und m—n-+-1 resultierenden Maschen-Umlauf-Strömen. 


Der Weg zur Ermittlung der Knotenpunktpotentiale bei vor- 
gegebenen Knotenpunktströmen bzw. der Maschenumlauf- 
 ströme bei vorgegebenen Maschen-Umlaufspannungen führt 
stets über die Auflösung des Systems der Stern- bzw. Maschen- 
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ablaufen zu lassen. Eine zusammenfassende Darstellung der 


Elektrizitätswirtsch: 


gleichungen. Bereits in einer früheren Arbeit [9] wird in diese 
Zusammenhang ein direktes Lösungsverfahren vorgeschlage 
und darauf hingewiesen, daß bei verschiedenartigen praktischen 

Fragestellungen einander sehr ähnliche Rechnungen durchzu. 
führen sind. Im Lauf der weiteren Entwicklung. der Netzbe- 
rechnungsverfahren wurde jedoch eindeutig den iterativen 
Verfahren der Vorzug gegeben [10, 11]. "N 


Beim Iterationsverfahren werden an Hand des ee 
Gleichungssystems angenommene Schätzwerte der unbekann. 
ten Größen SE verbessert. Das Verfahren ist schr ein 
fach und kann ohne Schwierigkeit auf den Fall ausgedehnt wer- 
den, daß in den Knotenpunkten nicht Ströme, sondern Leistun- 
gen vorgegeben sind. H 


Im Bereich der linearen Gleichungen kann das Superpadl 
tionsprinzip vorteilhaft angewendet re indem man etwa 
für ein bestimmtes Netz En einmaliger Auflösung des Glei- 
chungssystems die. Knotenpunkt- Potentialyestäilungen fü 
eine Reihe von charakteristischen Stromverteilungen  - 

maßen auf Vorrat als Fundamentallösungen berechnet. Für jede 
spezielle Knotenpunkt-Stromverteilung, die durch eine lineage 
Kombination der charakteristischen Verteilungen gebildet wird, 
läßt sich die Lösung durch entsprechende Superposition (Line- 
arkombination) der Fundamentallösungen sofort angeben. Die 
Netzverluste ergeben sich ebenfalls in einfacher Weise als Wert 
einer quadratischen Form, deren Koeffizienten (Bj.-Werte) aus 
den Fundamentallösungen bereits im voraus bestimmt werde 


können [12, 13, 14]. \ 


Eine Vereinfachung der Verlustbestimmung kann auch dur 1 


lineare Transformationen des ganzen Netzes erreicht werden 
[15, 16, 17]. il 


Die in den Gleichungssystemen vorkommenden Strö 
Spannungen, Leistungen, a: Admittanzen wird man 


in den Einheiten kA, kV, MW, Q, Q’’ messen. Dividiert man 
in den Knotenpunktgleichungen alle Spannungen durch eine 
Bezugsspannung und multipliziert alle Leitwerte mit dem Qua- 
drat der Bezugsspannung, so gelangt man zu dimensionslosen 
Potentialziffern und Quasi-Leitwerten mit der Dimension MW 
(„Nsw-Werte‘‘) [18]. % i 

Diese kurze und bei weitem nicht vollständige Übersicht zei 
bereits, daß es genügend vatriationsfähige numerische Verfahren 
gibt, die es gestatten, Netzberechnungen mit digitalen Rechen- 
maschinen auszuführen. Solange jedoch jede einzelne Aufgabe 
isoliert betrachtet und behandelt wird, bleibt die digitale Netz- 
berechnung an großen und stark vermaschten Netzen schwet- 
fällig. Planungsstudien, in deren Verlauf mannigfache Ände- 
rungen sowohl der Aufgabenstellung als auch des Netzes vor. 
kommen, sind zeitraubend; die kurzfristige Lösung von Be- 
triebsaufgaben, wie sie z.B. an einen Lastverteiler herantreten, 
ist unter Umständen auf diese Weise überhaupt nicht möglich. 
Die Erstellung des zur Lösung einer bestimmten Aufgabe er- 
forderlichen Maschinenprogramms erfordert ebenso wie die 
Abänderung eines bereits vorhandenen Programms im Zuge 
einer Modifikation der Aufgabenstellung ein Vielfaches der 
zur Durchführung der Rechnung erforderlichen Zeit. In jedem 
Fall ist man an einen durch das Einzelprogramm Te 
starren Rechnungsablauf gebunden. 


Demgegenüber erscheint das Netzmodell nicht nur viel be. 
weglicher, sondern zunächst auch anschaulicher. Seine Elemer £ 
te, seine Zusammenschaltung, seine Einspeisungen und Abga- 
ben können rasch verändert werden. Die Behandlung ver- 
schiedenartiger Aufgaben ist ohne weiteres möglich, und‘ die 
Ausstattung der Netzmodelle mitvielseitigenund empfindlichen 
Meßeinrichtungen ermöglicht die Beantwortung der meisten 
technisch interessierenden Fragen. Be | 


Die bisherigen Nachteile der elektronischen Netzberechnung könnet 
jedoch durch Schaffung eines anpassungsfähigen, alle in Abschnitt IT ge- 
nannten Probleme umfassenden Netzberechnungssystems behoben werden 
das dem Benutzer die Handhabung eines Digitalrechners ebenso bequeh 
macht wie die eines Netzmodells. 


‚ Automatisiertes Netzberechnungssystem „Aladin« 


Jas Netzberechnungssystem „Aladin‘t) hat die bereits in 
schnitt I unter den Ziffern 1 bis 4 aufgeführten Merkmale 
] genügt damit der im vorangehenden Abschnitt formulier- 
‚Forderung; darüber hinaus ist es mit den notwendigen Be- 
nungserleichterungen und Sicherungen gegen Bedienungs- 
ler ausgestattet. 


Die folgenden ‚Vorstudien“ sollen nur einen Einblick in den 
netischen Ablauf der Teilprozesse 


Variablentausch, 
Netzänderung, 
Betriebsfall, 


7 Nachiteration 
ı 


‚en. Um dem Leser einen Vergleich mit anderen Verfahren 
Be öelichen, werden außerdem die 
iterative Lösung des linearen Systems 


3 


1 Klic 
| iterative Lösung des quadratischen Systems 
"Knotenpunktgleichungen behandelt. 


Als „Variablentausch“ bezeichnet man eine Umformung ER 
items der Knotenpunktgleichungen, die notwendig wird, 
an in einem oder mehreren Knotenpunkten an Stelle von 
centialen Ströme oder an Stelle von Strömen Potentiale vor- 
seben, d.h. die Variablen ausgetauscht werden sollen. Der 
aschprozeß ist unabhängig von den Zahlenwerten der in den 
‚otenpunkten vorgegebenen Leistungen bzw. Potentiale. Er 
ıgt lediglich vom Netz selbst und der gewünschten Vertei- 
Sg derjenigen Knotenpunkte ab, in denen eine Potential- 
>t eine Leistungsangabe gemacht werden soll (Netzstatus). 
‚braucht deshalb nur einmal durchgeführt zu werden. Da je- 
"Tauschschtritt einzeln befohlen werden kann, ist auch bei ei- 
nspäteren Wechsel eines Knotenpunkts vom Potentialknoten 
nn Leistungsknoten oder umgekehrt nur der jeweils erforder- 
1e Einzel-Tauschschritt durchzuführen (Statusänderung). 


Jie „Netzänderung“ gestattet beliebige Veränderungen der 
Dedanz eines Netzzweiges und Veränderungen der Netz- 
‚altung. Ebenso wie der Variablentausch ist auch die Netz- 
lerung unabhängig von den Zahlenwerten eines Betriebszu- 
ads, d. h. von der Größe der Einspeisungen und Abgaben. 
rt für eine Netzänderung notwendige Rechenaufwand beträgt 
- etwa 1/n5) des Aufwands, der für eine erstmalige Berech- 
ıg erforderlich ist. 


ie genannten Rechenoperationen sind lineare Umformun- 
des aus den Knotenpunktgleichungen (1) aufgebauten 
tems von linearen Gleichungen. Im umgeformten System 
en alle vorgegebenen Variablen (für jeden Knotenpunkt 
eder das Potential oder der Strom) auf der linken Seite. 
ch einfaches Ausrechnen der rechten Seite — ‚„Betriebs- 
“Rechnung — erhält man daraus die Zahlenwerte der ge- 
ıten Variablen, für jeden Knotenpunkt entweder den Strom 
tr das Potential. 


n der Praxis sind jedoch meist Knotenpunktleistungen vor- 
seben. Man muß daher zur Anpassung an die Aufgaben- 
eng jede Knotenpunktgleichung mit dem Potential des be- 
Tenden Knotenpunkts durchmultiplizieren. Das ursprüng- 
ı lineare Gleichungssystem geht dabei in ein System von 
ıdratischen Gleichungen über. Die Lösung des linearen Sy- 
fi gibt daher u.a. die vorgegebenen Knotenpunktleistungen 
" näherungsweise wieder. Vorausgesetzt, daß die Potential- 
erenzen zwischen den Knotenpunkten klein gegen die Po- 
ttiale sind — was praktisch im allgemeinen der Fall ist —, 
lt aber die Lösung des linearen Gleichungssystems eine gute 
herung in bezug auf die Lösung des quadratischen Glei- 
ıngssystems dar. Durch ‚‚Nachiteration‘‘ kann man eine hin- 
‘hend genaue Lösung des quadratischen Gleichungssystems 
wenigen Schritten aus der Lösung des linearen Gleichungs- 
tems erhalten®). 


ı Algebraische, automatisierte, digitale Netzberechnung. 
ın = Knotenpunktzahl 


) Eine genaue Analyse der Konvergenzbedingungen würde den 
‚men dieses Aufsatzes überschreiten. 
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1. Vorstudien ’ 

Wir beschränken uns in diesem erläuternden Beispiel auf de 
reelle Rechnung an einem einphasigen Wechselstromnetz von 
4 Knotenpunkten und 5 Netzzweigen; letztere sollen nur aus 
Längstesistanzen bestehen (Bild 3). Die Anzahl der Knoten- Bo 
punkte und Leitungen ist absichtlich sehr klein gehalten, damit Pr 


4 


0,2 


1, 2, 3 sollen Stromknotenpunkte (Knotenpunkte mit vorgegebener x % £ 
Stromstärke), 4 ein Potentialknotenpunkt (Knotenpunkt mit vorge- 
gebenem Potential) sein. Die bei den Netzzweigen angegebenen 


Zahlen sind Leitwertein Q’ 


Bild 3. Netzschema zu den Vorstudien 


der Leser ohne Schwierigkeiten alle auftretenden Zahlenrech- 3 
nungen selbst überprüfen kann. 


Die Sterngleichungen für jeden der 4 Sterne lauten: 


0,4p2-pı) + 1,2(ps—pı) +0,8(p4—-pı) = kı a 
0,4(pı -Pp2) + 0,3(p3—P2) =k 
1,2(pı -p3) + 0,3(p2-Pp3) +0, 2(p4 —-p3) = ka 

0,8(pı —-p4) + 0,2(p3—Pp4) =k 


Daraus ergeben sich diefolgenden Knotenpunktgleichungen Ro 
—2,4pı+ 0,4p2 + 1,2p3 + 0,8p4 = kı 
0,4p1— 0,7 p2 + 0,3P3 =k 
1,2pı+ 0,3 P27E 1,7p3 Er 0,2p4 = ka 


0,8p1 + 0,2p3 — 1,0p4 = ky 
a) Variablentausch ® 
Die „direkte Auflösung“ des Gleichungssystems besteht in 


dem Herauslösen der Bo nen Größen pı...ps aus den 
durch das Gleichungssystem definierten linearen Beziehungen. 
Zu diesem Zweck tauscht man schrittweise eine Unbekannte 
gegen die entsprechende Größe der rechten Seite aus. Mnb- 
stimmt zunächst p; aus der i-ten Zeile des Gleichungssystems 
und setzt dann den für p; erhaltenen Ausdruck in die anderen 
Zeilen ein. Durch entsprechendes Ordnen erhält man das neue 
Gleichungssystem in einer Form, die den vollzogenen „Varia- 
blentausch‘ unmittelbar erkennen läßt. 


In unserem Beispiel besteht der vollständige Tauschprozeß Ki 
aus drei Schritten: 
Erster Schritt, Austausch von pı gegen Rı: RN, 
Aus Zeile 1 von (I): Sa Er 
pı=—0,417 kı+0,167 p2+0,5 p3-+0,333 p4 ee 
Dutch Einsetzen und Ordnen erhält man: 
— 0,417 kı+0,167 p2+0,5 p3+0,333 p4 = pı 


IDEE 


— 0,167 kı— 0,633 p2+0,5 p3+0,133 p4 = ka 
0,57 840,54 p2=1,1 p340,6)7 p4.—'ks % en. 
— 0,333 kı+0,133 p2+0,6 pa — 0,733 pa = k4 Ki 
Zweiter Schritt, Austausch von Da gegen Ra: . A i 
Aus Zeile 2 von (II): ale ie. 
p2= — 0,264 kı — 1,580 k2+0,790 p3+0,210 p4 EN IN 
— 0,461 kı — 0,264 k, + 0,632 pa + 0,368 p4 = pı TR 
— 0,264 kı — 1,580 ka + 0,790 p3 + 0,210 pı = pa | 
— 0,632 kı — 0,790 k2 — 0,705 p3 + 0,705p4 = k;3 (IN) i 


—0,368 kı— 0,212 k2 + 0,705 p3 — 0,705 p4 = ky Ra 


F 


Ir 
NERy 
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Dritter Schritt, 


Austausch von p3 gegen Ra: 
Aus Zeile 3 von (II): 


— 0,896 kı — 1,120 ko— 1,418 ka + 1,000 p4 
1,027 kı- 0,972 ka 0,896 kz3 + 1,000 P4 = Pi 
0,972 kı = 2,466 ka— 1,120 k3 + 1,000 p4 = pa 
x 0,896 kı 1,120 ka -1,418 ka = 1,000 Paz (IV) 
1,000 kı — 1,000 kg 1,000 k3 + 0,000 p4 = ky 


Der 4. Schritt ist nicht ausführbat, weil p4 aus der 4. Zeile 
nicht bestimmt werden kann. Diese Feststellung stimmt mit der 
bereitserwähntenTatsacheüberein,daß vonden.n Sterngleichun- 
gen nurn—1 (das sind im Beispiel 3) Gleichungen linear unab- 
hängig sind. 

In etwas abgekürzter Schreibweise würden die Gleichungs- 
systeme (I) und (IV) folgendermaßen geschrieben werden: 


IN DAN SE LO ER O.ENT Dr kı 
EI AAN OT 0 D> k (a) 
2 OEL TEN EDDIE Dal 
ELEND LOL NDe ku 
1,027—0,972—0,896]-:1,000\  /kı pi 
0,972 — 2,466 1,120|-+1,000 \ | ka P2 | (IVa) 
0,896--1,120—1,4181+1,000 | | 3 |= | ps 
1,000 - 1,000 1,000)4.0,000/ \pa ku 


Das quadratische Zahlenschema in (Ia) heißt „Netzmatrix‘“, 
‚das quadratische Zahlenschema in (IVa) heißt „Betriebsma- 
ttix“. Die einspaltigen Zahlenschemata werden als „Potential- 
vektor“ bzw. „Einspeisungsvektor‘“ bezeichnet. Das Glei- 
chungssystem (la) selbst kann dann folgendermaßen interpre- 
tiert werden: 


„Die Anwendung der Netzmatrix auf den Potentialvektor er- 
gibt den Einspeisungsvektor“, 

Da Netzänderung, Statusänderung, Betriebsfallrechnung und 
Nachiteration von der Betriebsmatrix ausgehen, muß die Über- 
führung der Netzmatrix in die Betriebsmatrix diesen Teilpro- 
zessen vorangehen. Man nennt diese Rechenoperation, die 
meist den Hauptteil des Rechenaufwands beansprucht, deshalb 
„Erstberechnung‘“. Sie ist, wie man erkennen kann, von spe- 
ziellen Zahlenwerten für pı...p4 und kı...k4 vollkommen un- 


abhängig und braucht nur einmal ausgeführt zu werden. 


b) Betriebsfall 

Mit Hilfe der Betriebsmatrix können zu einem Satz von Wer- 
ten derjenigen Größen, die auf der linken Seite von (IVa) ste- 
hen, dutch einfaches „Einsetzen in das Gleichungssystem‘“ die 


- Werte der Größen, die auf der rechten Seite stehen, sofort an- 


gegeben werden, d.h. zu den vorgegebenen Knotenpunkt- 
strömen kı, ka, kz und dem Knotenpunktpotential p4 die Po- 


‚tentiale pı, pa, ps und der Strom k.. 


In diesem Sinn sind auch die Matrizen in (T), (II) und (III) als 
‚Betriebsmatrizen aufzufassen, denen jeweils eine entsprechende 


Verteilung von Potential- und Stromangaben zugeordnet ist: 


Tafel 1 
Matrix in ist Betriebsmatrix, 
Gleichungssystem | wenn vorgegeben ist 
(09) Pı Pa P3 PB 
N) kL Pa Pa PB 
(II) k, kp B 
(IV) ki. ıka k, Ds 


‘ Die Knotenpunktströme ergeben sich dabei so, daß die 
Summe aller eingespeisten und entnommenen Ströme zu Null 


wird. 


Nehmen wir an, daß in den Knotenpunkten 1 und 3 je 10 kA 


. in das Netz eingespeist (Vorzeichen negativ), in Knotenpunkt 2 


10 kA entnommen (Vorzeichen positiv) werden sollen, und in 
Knotenpunkt 4 das Potential auf einen bestimmten Wert, z.B. 
100 kV, festgesetzt wird, dann erhalten wir mit (IV): 
 p,=1,027 : 10— 0,972 - 10-+-0,896 - 104-1,000 - 100 
—=109,51 [kV] 
p, = 0,972 » 10— 2,466 - 10+1,120 - 10+1,000 - 100 


‚=96,26 [kV] (3) 


Januar 1961 
p,;=0,896 - 10-1,120 10--1,418 - 104+1,000 - 100 N 
—=111,94 [kV] h 
k4= + 1,000 - 10— 1,000 - 101,000 - 10 i 
—= + 10,0 [kA] | 
Der Übersichtlichkeit wegen wurde lediglich die Dimension 
des Resultats angegeben. | 
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ce) Netzänderung 
Jede Änderung des in Bild 3 dargestellten Netzes durch Än. 
derung des Leitwertes eines vorhandenen Netzzweiges oder 
durch Einfügung eines neuen Netzzweiges bedingt eine ent; 
sprechende Arderans der Betriebsmatrix. Man kann die neue 
Betriebsmatrix selbstverständlich jeweils dutch einen vollsti 
digen Variablentauschprozeß, wie er vorhin beschrieben wurde, 
errechnen (Erstberechnung). Das ist jedoch umständlich und 
zeitraubend. Eine wesentlich beweglichere Handhabung digi- 
taletr Rechenverfahren bei Nesnneuckunpen ist möglid 
wenn die jeweiligen Änderungen der Betriebsmatrix aus de 
verursachenden Änderungen der Netzzweig-Leitwerte direkt 
errechnet werden können. Im folgenden son versucht werden 
die direkte Umformung der Dnchenlie bei Abänderung. de: 
Leitwertes eines Netzzweiges schrittweise zu interpretieren. N 


Wit beschränken uns der Übersicht halber auf den einfacher 
Fall, daß ein zwischen zwei Stromknotenpunkten liegende 
Netzzweig — z.B. der die Knotenpunkte 1 und 3 verbindend 
Zweig — eine Leitwertänderung erfährt. Die Auswirkun 
dieser Leitwertänderung übersieht man am besten, wenn mx 
das ganze Netz als einen zwischen den Knotenpunkten 1 und. 
liegenden Zweipol betrachtet. Der Leitwert dieses Zweipols er 
gibt sich aus der bei einer bestimmten Einspeisung, z.B. 

K=-1kK; R=0; = +1kA; PBubeliebig " 
an den Klemmen 1 und 3 auftretenden Potentialdifferenz. Nac 
(Va) ist 


Ppı-ps = 1,027 kV — 0,896 kV — 0,896 kV + 1,418 kV = ' 


= + 0,653 kV. 
Somit ist der Leitwert G des Ersatzzweipols ; 
1kA a 4 
a 


Bei beliebiger Einspeisung kı, ka, k3, p4 ergeben sich in 4 
Knotenpunkten die Potentiale pı, pa, P3- Über den Era 7 
pol fließt also ein Strom 4 

i=G:(pı=p5) d 

Wird der Leitwert des Netzzweiges 1-3 abgeändert, so kan 
man dies auffassen als Parallelschaltung eines fiktiven Ne! 
zweiges mit dem Leitwert Agı3 zum Ersatzzweipol mit de: 
Leitwert G. Der resultierende Gesamtleitwert.G* des Ersat 
zweipols ist dann: 1 
G* = G + Agıa u 

Nimmt man nun an, daß der zwischen den Knoten 1 und 
fließende Strom i nen bleibt, so ändert sich durch d 
Parallelschaltung des fiktiven Netzzweiges die Potentialdiff 
renz zwischen den Knoten 1 und 3 und nimmt den Wertan 

f y; 

Dir pa = 
Über den fiktiven Netzzweig mit dem ein den fließt ab 
ein Strom 


i* = Agı3 * (Ppı* —-ps3*) 
2 G 
= Agı3° <= (Pı=Pp3) 


Ri 
— ß-(pı—p3) mit ß = Ag; ° Te % 


Die Wirkung des fiktiven Zweiges im geänderten Netz ja 
aber auch im ursprünglichen Netz durch die Überlagerung d ie 
aus einer Einspeisung 


kr ee Et kr ir, Dr (a 
resultierenden elle dargestellt werden. Somit 
es möglich, die vorgenommene Netzänderung vollstänc 


durch die Elemente der ursprünglichen Betriebsmatrix und d 
Betrag der K auszudrücken. 


Die zu NER Potentialverteilung ergibt sich unter 
E adace von Gl. (4a) und (4b) nach Gl. (IVa) 


x —1,027— 0,972 — 0,896 | +1,000 + B(pı—p) 
5»*\ | -0,972—2,466-1,120 | +1,000 ) 

3 = | 0,896 1,120—1,418 | 1,000 —B (pı—p3) 
ar, f) 


—1,000—1,000— 1,000 | 0 


(—1,027+0,896) - (P}—p3) =—Bß 0,131 (p,—P3) 
(—0,972+1,120) (pR,—p3) = BP 0,148 (p,—p3) 


RB: 
B- 
ESP OEICHLAB) ip = B-0,522- 1 -Po 


pı-ps =—0,131 kı + 0,148 kg + 0,522 ka. 


Br 
2 
3 
kat = 
a: ist aber nach (IVa) 
i 
D 


Durch Einsetzen, Ordnen und Übergang zur abgekürzten 
'hreibweise erhält man 
42 


pı* kı 
17 Dar. ka 
2 Ps, e ba kz 
E k4* P4 
r 


= /-0,131 (0,131) 0 

- { +0,148 (—0,131) +0,148 - 0,148 +0,148 - 0,522 A 

—| +0,522 (—0,131) +0,522 - 0,148 +0,522 x 522 i 

- 0 0 | 1 

Die Elemente der Matrix D sind absichtlich “ Produkte ge- 
hrieben, um das Zustandekommen der Matrix durch dyadi- 
he Multiplikation erkenntlich zu machen, bei der jeweils der 
ste Produktfaktor über die Zeile und der zweite über die 
alte hinweg konstant bleibt. 

Multipliziert man die Koeffizienten von Deinzeln mit ödurch, 
„erhält man 


— 0,131 - 0,148 — 0,131 - 0,522 


/ 0,095 +0,106 +0,378 | 0 kı 
+0,106 —0,122 —0,428 | 0 ka 


—| +0,378 0,428. -1,518 |0 || ks (de) 
0 0 0 | 0 Pp4 
12 ie hier auftretende Matrix stellt direkt die an der Betriebs- 
tix auf Grund der Leitwertänderung Agı3z = —1,2 Q vor- 


enden Änderungen dar. Addiert man die Elemente die- 


pı = pı + pı* 
p2’ = p2 + pı* 
p3’ = p3 + p3* 
ky=ky + k* 


1,122 0,866— 0,518 |+1,000\ /kı\ 
D2°\ | 0,866 2,588--1,548 | 1,000 \ | ka 
3 |= | -0,518-1,548 2,936 |+1,000 |*| kz |’ 


—T,000-1,000-1,000| 0,000/ \p4 


BET 


d) Iterative Lösung des linearen Systems der Kunbenbiankeie ana 


und durchläuft eine Kette von Iterationsschritten dekan 


Im Gegensatz zum Verfahren der direkten Auflösung kan 


sind, auch dutch das Verfahren der „schrittweisen Verbesse- 
rung‘ (Iteration) gelöst werden. Der Gedanke der iterativen 
Lösung einer algebraischen Gleichung sei zunächst am einfa 14 
sten Beispiel einer linearen Gleichung mit einer Unbekannter 
gezeigt: 

Die Gleichung 


0% 24115 
soll dutch schrittweise Verbesserung gelöst werden. 


Man formt zunächst die Gleichung um 
x ;- Dr 5: 


en (15%) 


man unter Zuhilfenahme dieser Gleichung aus einem Na 
tungswert zu ") einen neuen N äherungswert 


N —_ > (15 —x#D) 


bildet, beginnend z.B. mit 
u=1undx® =1: 


Tafel 2 

Ne 1 2 3 

x DR EM 4 5,5 4,75 
Ix-x®]| 4 2 1:7.2.:0,5..% 0,25. °°.0128 


Man kann sich in diesem einfachen Fall den Verlauf der I 
tion auch graphisch leicht klarmachen. In Bild 4 sind die 
den linearen Funktionen 


1 
yi=x undw= „15-x) 
HE 
graphisch dargestellt. Der Wert der Lösung wird durch ei 
Schnittpunkt der beiden Geraden dargestellt. Das Iterations 


verfahren konvergiett, d.h., die Folge der Werte x näh, 1e 
sich monoton dem Lösungswert, wenn der Iterationsweg spir. 
lig gegen den Schnittpunkt der beiden Geraden verläuft. 
ist der Fall, wenn der Neigungswinkel der Geraden y = f(x) 
zwischen —45° und -+45° liegt. IN 


x) 


x(0) x(2) x) PAR) x 


Bild 4. Graphische Darstellung des Iterationsverfahren A 


Bei der iterativen Lösung des Gleichungssystems (I) w 
zunächst die einzelnen Gleichungen derart umgeformt, daß 
weils die i-te Gleichung nach p; aufgelöst wird. Dutch wied 
holte Anwendung der Gleichungen können aus bekannten 
Näherungswerten p;#1) neue Näherungswerte p;W gebildet 
werden. Entsprechend der Vielzahl det Gleichungen bestehe: 
mannigfache Möglichkeiten hinsichtlich der Reihenfolge de 
einzelnen Verbesserungsschtitte. 
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Wir wollen für unser Beispiel eine sehr häufig gebrauchte 
Variante auswählen. Dabei werden die Gleichungen in der 
starren Reihenfolge 1-2-3-4-1-2-3-4... durchlaufen. Der 
in der i-ten Gleichung errechnete Näherungswett p;(W) wird 
bereits in der unmittelbar nachfolgenden Gleichung angewen- 
det. Der Iterationsprozeß läßt sich folgendermaßen formulieren: 


1 
(u) _ E 
Pı un) (© k, 


-F 0,4 Br Ar 12 Ba hr 0,8 Pi) 


(u) (u) 1 (u-1) 

= [Hin 5 Han), 
(5) 

7 - DU DIER N u 1 

p,® e (+20, 4037," 20,2% ), 
1 

N (u) 1 (u) 

Be (+80, +0,2p,' u x): 


Man erkennt, daß der Iterationsprozeß im Gegensatz zum 
Variablentauschverfahren, (Abschnitt a) von den im Einzelfall 
vorgegebenen Größen kı...ky4 nicht losgelöst werden kann. 
Der Start erfolgt mit einem Satz von Schätzwerten für p2, 
p3', p4%. 

Für den Satz von Anfangswerten pp) = p)=p4W=100 kV 
ist der Verlauf der ersten 3 Schritte des Iterationsprozesses in 
Tafel 3 dargestellt. 


Tafel 3 
u 1 2 3 4 
pP, 104,2 103,8 103,9 
pP, 88,10 90,75 90,61 
pP, 106,5 106,3 106,3 
pP 94,68 94,27 94,34 


Um das Ergebnis mit dem der direkten Anwendung der Be- 
triebsmatrix gemäß Gl. (3) vergleichen zu können, müssen die 
Potentialwerte so verschoben werden, daß p4=100 kV wird. 
Dann erhält man 


DI 94,54 kV +5,66 kV =100,00 kV, 
Pz * 106,3 kV +5,66 kV =111,96 kV, 
p,= 90,61 kV +5,66 kV= 96,27 kV, 
p,—103, 9 kV +5,66 kV =109,56 kV. 


 e) Nachiteration 


In der Praxis sind — wie bereits erwähnt — in den Knoten- 
punkten im allgemeinen nicht Ströme sondern Leistungen vor- 
gegeben. Um das Gleichungssystem (I) anwenden zu können, 
muß man aus den vorgegebenen Leistungen unter Zuhilfenahme 
einer angenommenen Nennspannung des Netzes Werte für die 
Knotenpunktströme errechnen. Diese sind aber nur Näherungs- 


" werte, da die wirkliche Spannung der Knotenpunkte von der 


angenommenen Nennspannung abweicht. So würden die in 
Gl. (3) vorgegeberfen Ströme einer Einspeisung von je 1000 MW 
in Knotenpunkt 1 und 3 und einem Verbrauch von 1000 MW in 
Knotenpunkt 2 bei einer Nennspannung von 100 kV entspre- 
chen. Mit den angenommenen Strömen errechnen sich nach 
- Gl. (3) die Potentialwerte. 

Mit der errechneten Potentialverteilung in den Knotenpunk- 
ten und den angenommenen Strömen ergeben sich folgende 
Knotenpunktleistungen: 

Knotenpunkt 1: 
 Nı=-10 kA 109,51 kV= —1095,1 MW (Einspeisung), 
‚Knotenpunkt 2: 

N;=+10kA: 
Knotenpunkt 3: 

N3=—10kA : 111,94 kV = -1119,4 MW (Einspeisung), 
Knotenpunkt 4: 

N4= +10 kA - 100,00 kV = -+1000,0 MW (Abgabe). 

Der Einspeisungsüberschuß beträgt 251,9 MW. Dies ist 


genau der Wert der Übertragungsverluste im Fall der vot- 
liegenden Potentialverteilung (Grundschtitt). 


96,26 kV—= + 962,6 MW (Abgabe), 


ar n h 
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Durch eine Neuberechnung der Knotenpunktströme na. 
Maßgabe der errechneten Potentiale und nochmalige Anwen 
dung der Betriebsmatrix ist eine sehr wirksame Verschiebung de 
errechneten Knotenpunktleistungen (‚„‚Ist-Leistungen‘‘) in Rich 
tung der festgehaltenen VORBEI Leistungen (,,Soll-Lei 
stungen‘) zu erreichen. 


In unserem Beispielergeben sich sche folgende verbessert 
Werte für die Knotenpunktströme: \ 
— 1000 MW ' 

(2) _ A. 3 j 

ee: 109,51 kV ee ; 
+ 1000 MW i 

(2) BER er: ING: N 

| 96.20KV ” +10,40 kA; 

Le 1000 er 

= A OA ee 


Die Wiederholung der Rechnung gemäß (3) mit diesei 
Werten ergibt 


= +7,66 [kA] 
Mit den neu berechneten Potentialwerten ergibt sich für da ! 
Leistungen | 


N 

F| 

p,®=1,027- 9,13 — 0,972 - 10,40--0,896 - 8,93 + 100 | 
— 107,27 [kV] Mi 
p,®=0,972 - 9,13 — 2,466 - 10,40+1,120 - 8,93 4100 4 
— 93,23 [kV] N 

pP, 90,896 : 9,13 — 1,120 - 10,40 41,418 - 8,93 + 100 
— 109,18 [kV] { 
k,2=1,000 - 9,13 — 1,000 - 10,40 -+ 1,000 - 8,93 | 
3 


Nı®=-— 9,13 kA - 107,27 kV= — 979,4 MW, 
N;®9=+10,40kA - 93,23 kV=+969,6 MW, 
N;9=— 8,93 kA : 109,18 kV = — 975,0 MW, 
N®=+ 7,66 kA : 100,00 kV= + 766,0 MW, 


und ein Einspeisungsüberschuß (Verluste) von 218,8 MW 
(1. Nachiterationsschritt). 

Nachiterationsschritte können nach Bedarf wiederholt wer 
den. Jeder Schritt liefert eine konsistente Lösung, d.h. einen 
zusammengehörigen Wertesatz für Potentiale, Ströme und Lei- 
stungen in den Knotenpunkten. Man kann also aufhören, so- 
bald die errechneten Leistungen („Ist-Leistungen“) den vot- 
gegebenen Leistungswerten („Soll-Leistungen“) hinreichend 
nahekommen. 

Die Nichtlinearität des Gleichungssystems wird also erst bei 
der Bestimmung der Potential- und Leistungswerte für den ein- 
zelnen Betriebsfall durch Ausführung von Nachiterationsschrißg 
ten berücksichtigt. 


Potential- und Leistungswerte des Grundschtritts und des 


1. und 2. Nachiterationsschritts sind in Tafel 4 zusammen- 
gestellt. 


Tafel 4 
Abwei- 
chung 

Strom Potential Leistung | Ist-Sollin 
v.H.dersg 
Soll- 4 
kA kV MW Leistung 
Grundschritt — 10 109,51 
+ 10 96,26 
— 10 111,94 
+ 10 100 
1. Nachitera- - 9, 13, 107,27 | - 979,4 
tionsschritt + 10 ‚40 93,23 | + 969,6 
_ 8.93 109,18 | — 975,0 — 2,50 
+ 7,66 100 + 766,0 {| 
— 218,8 
2. Nachitera- — 9,32 107,35 |! — 999,50 j 
tionsschritt | + 10,73 92,85 | + 906,28 ) 
272916 109,33 | — 1001,46 0,146 
+ 7,76 100° + 776,00 
— 228,68 
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bi, 
Nlterative Lösung des quadratischen Systems der Knotenpunktglei- 
ungen 


‚Im Gegensatz zum Nachiterationsverfahren, das die Auf- 
sung des linearen Gleichungssystems (I), d.h. die Überführung 
r Netzmatrix in die Betriebsmatrix durch einen Variablen- 
‚aschprozeß voraussetzt, steht ein Verfahren, das, von ange- 
„mmenen Schätzwerten für die Knotenpunktpotentiale aus- 
"hend, das nichtlineare Gleichungssystem von Anfang an 
ee behandelt. Dem Iterationsprozeß an der Betriebsmatrix 
Jachiterationsverfahren) steht hier ein Iterationsprozeß an der 
‚etzmatrix gegenüber. 


ı Das System der Iterationsgleichungen (5) wird dabei so ab- 
»ändert, daß die gegebenen Knotenpunktleistungen N}, Na, 
'3 und das Potential p, durch alle Iterationsschtitte hindurch 
Dnstant gehalten werden. Es ergibt sich folgendes System von 
jerationsgleichungen: 


7) 1 N; 3 nr 
’ 1 
w_ 1 | a Nail es) 
| n- 0,7 IE 0,4 Pı pP, 2 0,3 P3 > (6) 
TERN (w (w) N3 ) 
| — 1,7 (+ 1,2 Pı + 0,3 P, — pe) + 0,2 P,)> 
w_ 0,8p.®.p +0,3pP.p pp 
4 a 4 > #3 4 4 #4 


Man erkennt, daß die Änderung des Iterationsablaufs gegen- 
ser dem Ablauf des in d) beschriebenen Iterationsprozesses 
ırin besteht, daß die in d) konstant gehaltenen Knotenpunkt- 
‚röme nunmehr von Schritt zu Schritt variiert werden ähnlich 
ie in Abschnitt e). In einem Knotenpunkt muß die Leistung 
ır Deckung der jeweiligen von vornherein nicht bekannten 
‚etzverluste frei bleiben. 

'Läßt man etwa N; frei und setzt p, auf den festen Wert 


0 kV, dann ergibt sich die Iterationsfolge, die in Tafel 5 


rgestellt ist. 


ee] 1 2 3 4 5 6 


| pP, 104,17 105,38 106,00 106,42 106,70 

‚ P,'m) 85-1072289,74 2905729153724 391,82 
P3 106,72 107,50 108,06 108,45 108,71 

DW - 100 100 100 100 100 


Der Vergleich der Verfahren e) und f) zeigt, daß bei der 
;eration an der Netzmatrix derselbe Genauigkeitsgrad, der bei 
er Nachiteration bereits in drei Schritten erzielt wird, erst 
utch eine wesentlich größere Anzahl von Iterationsschritten 
treicht werden kann. Über weitere vergleichende Studien des 
umerischen Verhaltens verschiedener Iterationsprozesse wird 
ı einer gesonderten Veröffentlichung berichtet werden. 
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Der Beitrag der U.C.P.T.E. zur Vervollkommnung 


des Verbundbetriebes 


VonWilhelmFleischerund GeorgBoll, Heidelberg*) 


DK 621.311.161 1 
4 


Die U.C.P.T.E.') hat vor kurzem ihren Jahresbericht für das Geschäftsjahr 1959/60 vorgelegt, den neun. | 
er ten seit ihrer Gründung, die auf Anregung des Ministerrats der OEEC am 23. Mai 1951 erfolgte. Der Ab 


b reichte. 


K Die Gebiete, aus denen die Themen der Jahresberichte aus- 
gewählt wurden, umfassen die vielfältigen Probleme, Aufga- 
ben und Beziehungen des internationalen Verbundbetriebes. 
Aus der Tatsache, daß es sich dabei immer wieder etwa um die 
gleichen Themen handelt, ist ersichtlich, daß man sich auf die 
Behandlung verhältnismäßig weniger, ausschließlich den Ver- 
bundbetrieb betreffender Fragenkomplexe beschränkt, die- 
j sen aber mit großer Intensität nachgeht. Es handelt sich im 
6 BE alichen um folgende Gebiete: 

Regelmäßige und fortlaufende Beobachtung und BREI 
des internationalen Stromaustausches; 


Schaffung technischer Grundlagen für die Erweiterung und 


-  Stromaustausches, z.B. durch Koordinierung der Planungen 

- für das Verbundnetz, Studien über Frequenz-Leistungsrege- 
Jung, Bestimmung der Leistungswahl der einzelnen Netze, 
Durchführung von Abschaltversuchen; 


N Regelmäßige und fortlaufende Beobachtung der hydrauli- 

schen und thermischen Erzeugung und des Kraftwerkaus- 
 baus in den einzelnen Ländern sowie Aufstellung kurzftisti- 
ger Vorausschätzungen zur frühzeitigen Erkennung von 
Überfluß- oder Mangellagen sowie von zusätzlichen Aus- 
tauschmöglichkeiten; 


" Abstimmung der Überholungsprogramme und Verwertung 
technischer Betriebserfahrungen in Wärmekraftwerken. 


Sowohl aus den Jahresberichten als auch aus den vierteljähr- 
RR lich erscheinenden Berichten erkennt man als das große Ziel 
der U.C.P.T.E.: 


das bestehende Verbundnetz zu vervollkommnen und die 
technischen Voraussetzungen für einen weiteren Zusammen- 
 schluß der Netze in Westeuropa zu einem dauernd parallel be- 
 triebenen Gesamtnetz zu verbessern; 


die Transportfähigkeit dieses Netzes so der derzeitigen und 
in Zukunft zu erwartenden Gesamtlage anzupassen, daß an 
EN keiner Stelle ein nicht behebbarer Mangel oder ein nicht ver- 
N wertbarer Überschuß an elektrischer Energie auftritt; 


die vorhandenen Kraftwerke so zu betreiben, daß zum ge- 
meinsamen Nutzen der U.C.P.T.E.-Partner die Sicherheit er- 
 höht und die gemeinsame Reserve verringert werden kann. 


n Diese Ziele werden von den Mitgliedern in voller Selbstver- 
 antwortung auf privatwirtschaftlicher Grundlage, frei von je- 
der dirigistischen Beeinflussung gefördert, ebenso wie der Aus- 
ER tausch ausschließlich von den beteiligten Unternehmen verab- 
redet und durchgeführt wird. Daß dies erstrebenswert ist, 
und daß man sich auf gutem Wege befindet, es tatsächlich 
immer mehr zu erreichen, ist auch daran zu erkennen, daß in 
"verschiedenen an den U.C.P.T.E.-Block angrenzenden Nach- 
 barländern der Wunsch entstanden ist, sich an der U.C.P.T.E. 
zu beteiligen. 

Natürlich liegt ein wichtiger Grund zu dieser positiven Ein- 
 schätzung von Zielsetzung und Tätigkeit der U.C.P.T.E. wie 


*) Dipl.-Ing. Wilhelm Fleischer und Dr.-Ing. Georg Boll gehören der 
Deutschen Verbundgesellschaft e.V., Heidelberg, an. 
1) Union für die Koordinierung der Erzeugung und des Transpot- 
tes elektrischer Energie; Mitgliedsländer: Belgien, BR Deutschland, 
' Frankreich, Italien, Luxemburg, Niederlande, Österreich, Schweiz. 


Verbesserung des internationalen Parallelbetriebes und des. 


lauf dieses Zeitabschnitts, der ausschließlich der Förderung des internationalen Verbundbetriebes ge 
widmet war, berechtigt zu einem kurzen Rückblick nicht nur über den Inhalt des vorliegenden Jahres 
berichts, sondern auch über die allgemeine Zielsetzung und Arbeit der U.C.P.T.E. und das bisher En 


des Verbundbetriebes überhaupt darin, daß die elektrische 

Energie in der in Frage kommenden Menge wirtschaftlich nicht; 
speicherbar ist, sondern in der jeweils von den Abnehmern vet- 

langten Menge im Augenblick des Verbrauchs erzeugt werden 
muß. Die Tatsache, daß alle der Stromversorgung dienenden 
Betriebsmittel nur Menschenwerk sind und daher mindestens | 
mit teilweisem Versagen gelegentlich gerechnet werden muß 
und daß andererseits die Schaffung von Reserven in Form ste 
hender oder laufender Maschinen erhebliche Aufwendungen 
mit sich bringt und die Stromerzeugung verteuern muß, führte] 
von jeher zu dem Streben nach einer gegenseitigen Rückvet-) 
sicherung und einer Verteilung des Risikos auf viele Schulter h 
Der Zusammenschluß vieler Netze und Kraftwerke zum Ver u 
bundbetrieb macht eine gegenseitige Aushilfe in große n 
Umfang möglich und ist ohne besondere Vorbereitungen und 
ohne Verzug wirksam. 


Nicht zu übersehen ist auch die Tatsache, daß die or 
zeugung in Ländern, in denen sie vorwiegend oder ausschließ“ 
lich auf Wasserkräften beruht, in hohem Maß von den klimati- 
schen Verhältnissen abhängt, die einem ständigen und kaum 
vorhersehbaren Wechsel unterworfen sind, und die gleichzeitig 
an verschiedenen Stellen durchaus verschieden sein können 
Nur selten ist der Ausgleich von Überschuß und Mangel in sol 
chen Ländern selbst möglich, so daß sich ein großzügiger 
Austausch von elektrischer Energie über die Grenzen ent 
wickelt hat. Auch hierüber berichten die Jahres- und die Qu 
tals-Berichte der U.C.P.T.E. eingehend. 


Der Erfolg der U.C.P.T.E.-Arbeit ist Be daran zu B 
kennen, daß das Volumen des internationalen Stromaustau- n 
sches von 1951 bis 1959 prozentual stärker zugenommen hat als 
der Stromverbrauch in den U.C.P.T.E.-Ländern selbst, und 
daß die maximalen Austauschleistungen einen noch höheren 
Zuwachs hatten als die Austauscharbeit. Dieser erhöhte inter 
nationale Stromaustausch diente nicht nur der Unterbringung 
vorübergehender Erzeugungsüberschüsse und der Beseitigung 
kurz dauernder Erzeugungsengpässe, sondern hatte vor allem 
eine wesentliche Erhöhung der Versorgungssicherheäf a 
in den beteiligten Ländern zur Folge. Die so erzielten Erfolge 
sind erst dadurch möglich geworden, daß alles getan wurde und 
getan wird, um das Instrument, auf dem sich der Verbundbe 
trieb Ahsnielt, nämlich das Verbundnetz, auf den höchsten 
überhaupt denkbaren technischen Stand zu bringen. Immer 
wieder werden Verbesserungen erdacht und gefunden, die j 
enger Zusammenarbeit in die Praxis überführt werden müssen. 
Gleichgültig, ob es sich dabei um Fragen der Frequenz-Lei 
stungsregelung, der Kurzschlußströme, des Relaisschutzes, det 
Nachtichtenverbindungen?) o. ä. handelt, stets erweisen sich 
die enge, über die Landesgrenzen hinausgehende Zusammenat 
beit und der regelmäßige Gedankenaustausch der besten Sach- 
verständigen als besonders fruchtbar. ! 


i 
v 


3 

Aber auch auf einem ganz anderen Gebiet wird vorgesotg 
Die Maschinen und Kessel von Wärmekraftwerken müssen 
regelmäßig überholt werden. Es würde dem Gedanken einer 
gemeinsamen Reservehaltung und einer gegenseitigen Untet 


2) Im nächsten Heft dieser Zeitschrift wirdan Hand des U.C.P.T. 
Jahresberichts 1959/60 über den Schutz grenzüberschreitender Kup. 
pelleitungen durch TFH berichtet. 


itzung im Notfall widersprechen, wenn diese Überholungen 
va in allen Ländern gleichzeitig vorgenommen würden. Die 
stimmung der Reparatur- und Überholungsprogramme für 
: Wärmekraftwerke unter Berücksichtigung der Belastungs- 
thältnisse und der Verhältnisse bei der Stromerzeugung aus 
asserkraft ist daher ebenfalls eine wichtige und immer ak- 
ale Aufgabe der U.C.P.T.E. 


Entschlüsse über bereitzustellende Leistungen und die aus- 
tauschenden Strommengen können mit der erforderlichen 
hnelligkeit von den Lastverteilern der beteiligten Unterneh- 
:n nur gefaßt werden, wenn die allgemeine Stromversor- 
'ngslage, die Brennstoffvorräte sowie die voraussichtliche 
zeugung von Wasserkraftenergie in den U.C.P.T.E.-Ländern 
sreichend bekannt sind. Um hierbei noch jede denkbare Ver- 
sserung wahrzunehmen, werden ab Januar 1961 wöchentlich 
geberichte in Form von Fernschreiben ausgetauscht, so daß 
ı sehr schnelles Disponieren möglich wird. 


nerläßlich ist aber auch ein guter persönlicher Kontakt 
"ischen den am Verbundbetricb beteiligten Personen. Schnelle 
hschlüsse und schwerwiegende Verabredungen sind um so 
ichter zu fassen, wenn sich die Partner gut kennen und Ver- 
'uen zueinander haben. Auch in der Herstellung dieser per- 
ichen Beziehungen sieht die U.C.P.T.E. eine nicht hoch 
ug einzuschätzende Aufgabe. 


ie in den U.C.P.T.E.-Ländern parallel laufende Maschinen- 
stung ist jetzt in der Winterspitze auf weit über 40 Mio kW 
;estiegen. Es ist klar, und die Durchführung von entspre- 
‚enden Abschaltversuchen hat es im einzelnen erwiesen, daß 
ch der Ausfall der größten Maschineneinheit, ja eines ganzen 
:aftwerks von vielleicht mehreren 100 MW, die Versorgungs- 
se eines solchen großen Blocks praktisch nicht beeinträch- 
5 da sich die sehr große Zahl der durch das Verbundnetz ge- 
‘ppelten Maschinen automatisch an dem Ausgleich für die 
Patien Leistung beteiligt. Beim Inselbetrieb würde ein 
cher Vorgang sehr wahrscheinlich zu einem Netzzusammen- 
ch führen, wenn nicht durch eine laufende, entsprechend 
B bemessene Maschinenteserve vorgesorgt wäre. Die keines- 
:gs immer volle Wirksamkeit einer solchen Maßnahme und 
e bedeutenden wirtschaftlichen Nachteile sind mit ein Grund 
ür, daß es EVU, die im Inselbetrieb (also ohne jegliche Ver- 
Adung mit den Verbundnetzen ihrer Länder) arbeiten, kaum 
ch gibt?). 
Der Großverbundbetrieb kennt heute keinen dauernden oder 
‚rübergehenden Leistungsmangel des Gesamtnetzes. Im prak- 
hen Betrieb bestehen Vereinbarungen zwischen den zusam- 
narbeitenden EVU, deren Netze gekuppelt sind, über die 
‚genseitige Ausnutzung der Leistungsreserven. So 
auchen weder kleine noch große EVU bei Ausfall einzelner 
schinen oder bei Störungen im eigenen Netz damit zu rech- 
n, daß sie zum völligen Erliegen kommen. In unzähligen 
llen sind, von der Abnehmerschaft und der Öffentlichkeit 
ıbemerkt, Störungen lokalisiert und überwunden worden, 
weil das Verbundnetz automatisch und sofort eingesprun- 
n ist. 
Dagegen kann mitunter in Teilgebieten ein Leistungsmangel 
ftreten, wenn mehr oder weniger große Netzteile vom Ver- 
ndnetz getrennt werden. Solche Netzauftrennungen stellen 
ute für die ununterbrochene Aufrechterhaltung der Versor- 
der Abnehmer eine größere Gefahr dar als die erwähnten 
le in der Stromerzeugung, allerdings mit dem Unter- 
hied, daß ihr Auftreten zu den allergrößten Seltenheiten ge- 
t. Dem Ausbau der nationalen und grenzüberschreitenden 
srbindungs- und Kuppelleitungen wird daher von den am 
»tbundbetrieb beteiligten Unternehmen ständig die größte 
ıfmerksamkeit gewidmet. Die Übertragungsfähigkeit muß 
cht nur der Höhe der planmäßigen Stromtransporte sondern 


Die Gründe für das eine Ausnahme bildende Netz der Bewag in 
in liegen auf einem ganz anderen Gebiet. 


auch der Leistungsfähigkeit der zu kuppelnden Netze angepaßt 
sein, wobei darüber hinaus für die notwendigen Reserven zu 
sorgen ist. Auch auf diesem Gebiet leistet die U.C.P.T.E. zur 
Verbesserung der Versorgungssicherheit einen wesentlichen 
Beitrag, indem sie in regelmäßigen Abständen dutch die DVG®) 
einen Betriebsplan der Höchstspannungsnetze der U.C.P.T.E.- 
Mitglieder mit allen Kuppelmöglichkeiten herausgeben läßt. 


Trotz aller solcher Bemühungen treten in der Welt auch ein- 
mal größere Störungen auf, die mehr oder weniger große Lan- 
desteile oder auch dicht besiedelte Großstädte vorübergehend 
stromlos machen, und die erkennen lassen, daß schließlich jede. 
menschliche Vorsorge, auch wenn sie noch so weit geht, 
irgendwo ihre Grenzen hat. So mußte z.B. Frankreich im 
Jahr 1954 eine größere Störung des Verbundbetriebes verzeich- 
nen, die zur Spannungslosigkeit des ganzen Nordens einschließ- 
lich von Paris führte. Ähnliches trat u.a. 1955 in Österreich auf, 
wobei Wien eine einstündige Stromunterbrechung hatte, und 
selbst das schwedische Höchstspannungsnetz verzeichnete seit 
1933 jährlich zwei bis drei Störungen mit Lieferungsausfällen. 
Auch ein großer Teil der Stadt New York, deren Stromversor 
gung fast ausschließlich auf eigenen Kraftwerken beruht, alsı 
vom Verbundbetrieb unabhängig ist, war 1959 für 13 Stund 
stromlos. In der BR Deutschland war am21. Juni 1960 nach eine 
langen Pause von acht Jahren eine Großstörung des Verbund- 
betriebes zu verzeichnen, von der einige Landesteile betroffen 
worden sind, andere aber gar nicht und manche nur ‚kurz. 
fristig. Viele Stromabnehmer haben sie deshalb gar nicht be- 
merkt, weil Teile des Höchstspannungsnetzes durch Sonder- 
schaltungen aus verfügbaren Stromquellen oder durch den 
Verbundbetrieb mit ausländischen Nachbarnetzen weiter ver 
sorgt werden konnten. Ungeachtet der schwerwiegenden Fı 
gen der Störung in den betroffenen Gebieten ist festzustellen 
daß erst das zufällige Zusammentreffen einer ganzen Reihe vo: 
ungewöhnlichen Ereignissen alle ständig angewendete Sicher- 
heitsvorsorge zunichte machen konnte. Da die Leistungs- 
verschiebung, die im Gefolge mehrerer voneinander unab- 
hängiger, gleichzeitiger Einzelvorgänge auftrat, kam es zu 
Auslösung wichtiger Transportleitungen des Verbundnetze 


Verbundnetz her gesehen sehr schnell, und viele Se - 
cher erfuhren erst aus der Presse, daß es sich nicht um eine ött 
liche, sondern um eine Großstörung des Verbundbetriebes ge- : 5 


handelt hatte. Die Schäden für die Wirtschaft konnten, so be- 
dauerlich sie an und für sich sind, in wesentlich geringeren z 


Natürlich a eine solche Störung den beteiligten RR 
gungsunternehmen Anlaß zu einer eingehenden Prüfung, 


Störungen nach Möglichkeit zu vermeiden oder sie nochschne 
ler zu überwinden. Obwohl das Auftreten eines einzigen solch 
Falles in acht Jahren als weit unter der Grenze liegend ange- 


ganz Dersnder eingehend zu mensch und wirksame Ab 
hilfemaßnahmen in die Wege zu leiten. Diese beziehen sich im 
wesentlichen auf einen NAT SE Ausbau des Verbundnetzes, 
auf eine Beseitigung von überlastungsempfindlichen Punkten 
und auf ergänzende verbundtechnische Vereinbarungen. 
Auch in der U.C.P.T.E. werden die Erfahrungen aus solchen 
Störungen diskutiert und befruchtend für die weitere Ausge- 
staltung der Einrichtungen des Verbundnetzes und der Be- 
triebsverfahren zum Nutzen aller Beteiligten ausgewertet. 


4) Deutsche Verbundgesellschaft, Heidelberg. 
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Zur Stellung der Gemeinden in der Elektrizitätswirtschaft 


Von Hermann Brügelmann, Köln*) 


Seit Jahren schon hat man von den Meinungsverschieden- 
heiten und Gegensätzen, die es innerhalb der Elektrizitätswirt- 
schaft gibt, nicht sonderlich viel gehört. Der „Denkschriften- 
krieg‘ um die verbrauchsorientierte Elektrizitätserzeugung?) 
liegt etwa sieben Jahre zurück; die Unternehmen haben sich 
rangiert und respektieren im allgemeinen gegenseitig ihre Ein- 
flußzonen und auch ihre Entwicklungsmöglichkeiten. Derselbe 
Butgfrieden, der in der Stromerzeugung Platz gegriffen hat, 
scheint den Verteilungssektor zu beherrschen. Es ist wohl eher 
Sache des individuellen Temperaments, welches Gewicht den 
regional begrenzten Auseinandetsetzungen beigemessen wird, 
die einmal hier, einmal dort aufflackern. Örtlich sind sie gewiß 
nie leicht zu nehmen; denn sie haben ihre Bedeutung für Ein- 


‚Auß und Einnahmen der Beteiligten. Diese werden zu „Geg- 


nern“, doch immer nur auf Zeit; denn auf weite Sicht sind sie 
auf Partnerschaft angewiesen, und zwar auf gute und enge Part- 
nerschaft. Dem entspricht es, daß man selbst dort, wo das Ge- 
ticht angerufen wird, schließlich doch noch zu einem Vergleich 
gelangt, wie er soeben in einem Gebiet Altbayerns nach jahre- 
langen zäh und hart geführten Verhandlungen etfreulicherweise 
zustande gebracht worden ist. 


- So stellt sich das Bild der westdeutschen Elektrizitätswirt- 
schaft, knapp umtissen, etwa wie folgt dar: Sie besteht aus 


einer Vielzahl von Unternehmen von unterschiedlicher Struktur 


und Größe. Verbundunternehmen, regionale Stromversot- 
gungsunternehmen und Werke der Orts- und Kreisstufe teilen 
sich die Aufgabe, den Strom zu erzeugen und dem Verbraucher 
zuzuleiten. In den Randgebieten der verschiedenen Gruppen 
besteht laufend Bewegung. Kommunale Versorgungsunter- 
nehmen der Ortsstufe geben ihre Selbständigkeit auf und über- 
tragen die Versorgung einem Verbund- oder Regionalunter- 


nehmen. Umgekehtt gibt es Fälle, in denen Städte, die bisher 
‚im Rahmen eines Regional- und Verbundunternehmens im 


. B-Vertrag „bis zur jelzeen Lampe“ beliefert werden, sich wieder 
‚eigene Elektrizitätswerke zulegen, in der Regel mit dem Ziel, 
sie im Querverbund mit der bereits vorhandenen Gas- ad 
Wasserversorgung zu betreiben. In diesem Wechsel ist nichts 
Unnormales zu sehen; er ist automatisch und notwendiger- 
weise verbunden mit dem deutschen System der Energiewirt- 
schaft, das auf einer Vielzahl selbständiger Versorgungsunter- 
nehmen verschiedener Größenklassen beruht. 


Wer dieser Skizze von der Lage und der Entwicklung unserer 
Elektrizitätswirtschaft zustimmt, wird kaum einen zwingenden 
Grund sehen, daß gerade jetzt, 1960 oder 1961, alte Kriegs- 
beile ausgegraben und neu geschliffen werden. Dieser Ansicht 
ist offenbar auch der derzeitige Vorsitzende der Vereinigung 
Deutscher Elektrizitätswerke, denn er hat auf der Jahrestagung 
der VDEW am 9. Mai 1960 in Mannheim über die vorhandenen 
oder möglichen Meinungsverschiedenheiten nicht nur geschwie- 
gen, sondern sein Schweigen auch ausdrücklich betont. Prof. 
Strahringer hat damit ein sicheres Gefühl für den Unterschied 
zwischen dem Silber des Redens und dem Gold des Schweigens 
bewiesen. Die folgenden Ausführungen wären danach heute 


*) Dr. H.Brügelmann ist Beigeordneter des Deutschen Städtetages. 
1) Vgl. die Ausführungen des Verfassers in „Homburger Vor- 


. träge“, Heft XIII der Schriftenreihe des Verbandes kommunaler Un- 
ternehmen 1954 (S. 16 f£.);ferner A. Bantzer in Elektrizitätswirtschaft 


Bd. 52 (1953), S. 636; dort sind 30 Denkschriften, Stellungnahmen 
und Berichte aufgezählt, die in der Zeit von 1938 bis 1953 zum künf- 
tigen Ausbau der deutschen Elektrizitätswirtschaft herausgegeben 
wurden. 


2) Die Elektrizitätsversorgungsunternehmen und die Öffentlichkeit. 
Elektrizitätswirtschaft Bd. 59 (1960), S. 571 ff. 
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überflüssig, hätte nicht in demselben Heft der „Elektrik 
wirtschaft‘, in dem der Vortrag von Prof. Strahringer abgedruckt 
ist?), Prokurist A. Schuler (Isat-Amperwerke AG), München 
einen Beitrag veröffentlicht?), der zwar als persönliche Meinung 
des Verfassers gekennzeichnet ist, dessen Thesen aber — af 
dieser Stelle wiedergegeben — auch einen besonnenen Ko 
munalpolitiker zur vorübergehenden Benutzung der „Silb 
währung“ anregen müssen, d.h. also zum Reden. 


Da kaum jeder gegenwärtig hat, worüber hier gesproche 
wird, sei an dieser Stelle Schwlers eigene „Zusammenfassung“ 
seines Beitrages wörtlich wiederholt. Sie lautet: 

„Der Stromwittschaft, den in ihr tätigen Unternehmen und Ver 
bänden ist die Aufgabe der Public Relations gestellt. Die einzelnen 
Unternehmensgruppen gestalten ihre Public Relations je nach den 
Vorstellungen und Wünschen, die sie einer Verwirklichung entgeget 
führen wollen. Dadurch innerhalb der Stromwitrtschaft entstehend 
Auseinandersetzungen sollten nicht so lange zurückgestellt werdet , 
bis eine einseitige Meinungsbildung normative Kräfte entwickelt. 
ist notwendig, einer einseitig nur den Belangen der einzelnen Ge 
meinde dienenden Meinungsbildung mit folgenden Feststellungen 
entgegenzutteten: 


"1. Das Leitbild großräumiger Tarifpolitik verlangt eine überöft 
liche Gestaltung der Stromversorgung. Auch in der Stromversof 
gung trägt die einzelne Gemeinde die Mitverantwortung für den grö 
Beren Raum. W 


2. Die kommunale Mitwirkung an der Stromversorgung läßt sich 
in eine überörtliche Ordnung ohne Einschränkung der angemessenefl n 
gemeindlichen Interessen einfügen. 

3. In der Stromwirtschaft besteht kein Gegensatz kommunal-ptiva 
jedoch ein Spannungsfeld lokal-regional. Die technische und. wit 
schaftliche Entwicklung der Stromwitrtschaft darf nicht von Sonde 
belangen der einzelnen Gemeinde abhängig gemacht werden. 1 

4. Selbstverwaltung ist öffentliche Verwaltung und kann deshäll 
nicht Wirtschaft sein. Versorgungsbetriebe der Gemeinden sind wirt 
schaftliche Unternehmen und können nicht der Selbstverwaltung zu 
geordnet werden. Die einzelne Gemeinde ist als Eigentümerin vo) 
Versorgungsunternehmen nicht Selbstverwaltungskörperschaft, a 
dern Unternehmerin. 

5. Zur Vermeidung von Begriffsverwirrungen sollte die Verwäh 
dung des Begriffs ‚‚„Daseinsvorsorge“ unterbleiben. Keinesfalls kön 
nen aus diesem Begriff irgendwelche Rechtsfolgen zus der ein 
zelnen Gemeinde abgeleitet werden. 

6. Eine Versorgungspflicht der Gemeinde als Gebietskörperschäl 
besteht nicht; die Mehrzahl aller Gemeinden wäre überhaupt nicht if 
der Lage, einer etwa statuierten derartigen Versorgungspflicht ee 
zukommen. 

7. Die Gemeinden haben kein Aufsichts- und Kontrollrecht in de 
Stromwirtschaft. Eine dahinzielende Forderung würde dem gelten 
den Recht widersprechen und außerdem zu Kollisionen gemeindli 
cher und staatlicher Aufsichtsmaßnahmen führen.“ Hl, 

Tritt man dem Postulat bei, mit dem Schuler seine sieber 
Punkte einleitet, nämlich daß eine einseitige Meinungsbildun: 
unerwünscht sei, so stellt sich sofort die Frage, was denn unte 
„einseitig“ a vielseitig, besser wohl: allseitig zu verstehet 
ist. Mit Polemik der einen Seite gegen eine andere kommt mat 
nicht weit. Mir und wohl auch den Lesern dieser Zeitschtif 
ist an einer grundsätzlichen Betrachtungsweise gelegen ; fürsii 
genügen als Aufhänger im allgemeinen Schulers sieben Punkt 
so daß ich mich nur in Einzelfällen auf den Aufsatz selbst 2 
beziehen brauche. | 


Überholte Phase der Entwicklung ? 


Im Mittelpunkt von Schwlers Aufsatz steht der Vorwurf „ 
der auch in der oben wiedergegebenen Zusammenfassung spüi 
bar durchschlägt —, die Vertreter und Verfechter der kommu 


3) Elektrizitätswirtschaft und öffentliche Meinungsbildung, a. a 
S. 574 ff. f 
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»n Wirtschaft suchten in der Öffentlichkeit den Eindruck zu 
recken, als ob nur die Gemeinde als Trägerin der Energie- 
sorgung in Frage kommen könne. Er sucht dies durch eine 
he von Zitaten aus kommunalwirtschaftlichen Schriften zu 
gen. Indessen geht Schuler selbst in seinem Aufsatz noch 
| weiter; er spricht nämlich umgekehrt den kommunalen 
ternehmen der Ortsstufe— mit Ausnahme einiger Groß- 
Ite, denen er eigene Versorgungsunternehmen zugestehen 
1— die Daseinsberechtigung mehr oder weniger ab und 
eichnet sie als eine „überholte Phase‘ der energiewirtschaft- 
ten Entwicklung. 


Wenn in den letzten zehn Jahren der kommunale Standpunkt 
fig und mit Entschiedenheit formuliert worden ist, so ist 
3 zu verstehen aus der Abwehr von Auffassungen und Ten- 
zen in der Energiewirtschaft, die fast übermächtig zu sein 
jenen. Schulers Darlegungen spiegeln diese Tendenzen noch 
‚te wieder. Demgegenüber haben die Vertreter der kommu- 
sn Wirtschaft niemals die Daseinsberechtigung der regio- 
en Unternehmen in Zweifel gezogen. Im Gegenteil, es ging 
kommunale Initiative zurück, daß die in der Arbeitsgemein- 
aft regionaler Elektrizitätsversorgungsunternehmen (ARE) 
ammengeschlossene Gruppe, deren Geschäftsführer schon 
inals Herr Schwer war, seit 1950 einige Jahre hindurch aufs 
‚ste mit dem Verband kommunaler Unternehmen (VKU) zu- 
hmenarbeitete. Als Dokument dieses Zusammenwirkens 
-t die in Fachkreisen wohlbekannte Denkschrift vor, die 
of. F. Marguerre 1951 im Auftrag beider Gruppen unter dem 
el „Verbrauchsorientierte Stromerzeugung‘“ herausgebracht 
„ Das Zusammengehen hatte nahegelegen, ja es hatte sich 
gedrängt, einmal deshalb, weil Dutzende von großen, mitt- 
en und kleinen kommunalen Unternehmen zu Regionalunter- 
ımen geworden sind, indem sie ihr Versorgungsgebiet über 
- Gemarkungsgrenzen der eigenen Gemeinde ausgedehnt 
‚en, und zwar zum Teil recht weit; zum anderen, weil alle 
nmunalen Spitzenverbände ebenso wie der VKU sich seit 
‚rzehnten um interkommunale Zusammenschlüsse bemühen. 
em Zustandekommen verdanken ja auch die meisten Mit- 
»der der ARE ihre Existenz, was Schuler völlig mit Recht 
merkt hat. 


\uch heute sind ARE und VKU durch manches gemeinsame 
Sresse verbunden. Die persönlichen Kontakte zwischen Per- 
‚lichkeiten beider Lager haben sich eher vermehrt als ver- 
dert. Ich selbst habe mich seinerzeit sehr bemüht, die Zu- 
ımenarbeit zu erhalten. Mag sein, daß Außerungen im Ver- 
dsschriterum manchmal die gebotene Rücksichtnahme außer 
‚t gelassen haben. In Schulers Aufsatz wird dies aber zweifellos 
»tbewertet. Dafür wird an anderen Stellen deutlicher, als 
in es gewohnt ist, enthüllt, auf welchen Hintergründen die 
‚rgiewirtschaftliche Diskussion der letzten Jahre beruht. 
uler geht von der dem Energiewirtschaftsgesetz angeblich zu- 
‚nde liegenden Zielsetzung aus, wonach die Energietarife so 
lenken seien, daß sie sowohl den „besonderen Bedürfnissen 
' Verbraucher‘ angepaßt als auch in den einzelnen Wirt- 
aftsgebieten trotz deren Verschiedenheit möglichst ange- 
hen und daß sie im ganzen volkswirtschaftlich zweckmäßig 
'taltet werden. In dieser seit Jahrzehnten betriebenen Politik 
"möglichst großen Stromtatifraums sieht Schzuler die Ursache 
ür, daß nur verhältnismäßig wenige der rd. 25000 Gemein- 
ı im, Bundesgebiet eigene Stromversorgungsunternehmen 
itzen. Er macht geltend, daß die Stromverteilung auf dem 
hen Land höhere Kosten verursache als in den dichtbesie- 
ten Gebieten der mittleren und größeren Gemeinden. Die 
ıbeziehung dieser ertragsreicheren Versorgungsgebiete in 
"Überlandunternehmen könne nicht entbehrt werden. An- 
nfalls sei die Einheitlichkeit des Tarifniveaus nicht zu halten; 
heißt, genauer gesagt, daß dann die Überlandunternehmen, 
ın sie ihre Rentabilität aufrechterhalten wollen, gezwungen 
:n, auf dem flachen Land höhere Energietarife einzuführen 
bisher, so daß sich ein Tarifgefälle vom flachen Land zur 
dt hin ergeben würde. 


»ventionierte Strompreise und Kostendifferenzen 
Jiese Ableitung kann man nur mit Erstaunen, sogar mit 
>t gewissen Bestürzung zur Kenntnis nehmen. Ist man sich 


eigentlich bewußt, was hier als Tatsache behauptet oder als 
Forderung für die Zukunft aufgestellt wird? Träfe zu, was 
Schuler sagt, so würde das nicht mehr und nicht weniger be- 
deuten, als daß der Strompreis auf dem flachen Land durch die 
Überschüsse aus den städtischen Versorgungsgebieten subven- 
tioniert wird, und daß die Regionalunternehmen sozusagen die 
Verteilungsstellen für diese Subventionen sind. Unter dem 
nationalsozialistischen System war eine solche Konzeption 
durchaus folgerichtig; denn seit 1933 verfolgte der Staat ein- 
deutig das Ziel, durch landwirtschaftliche Produktion um jeden 
Preis die militärisch für notwendig gehaltene Ernährungs- 
autarkie zu sichern. Dieser Grundgedanke hat damals Eingang in 
das Energiewirtschaftsgesetz und in dessen Begründung ge- 
funden; ihm dienten die Behörden der Energieaufsicht, indem 
sie ganz offen die Einschmelzung der selbständigen kommuna- 
len Unternehmen in die Regional- und Überlandwerke förderten, 
zum Teil sogar erzwangen. Gegen diese Ideen haben sich die 
Gemeinden nach 1945 entschieden zur Wehr gesetzt, nicht zu- 
letzt durch die Gründung des VKU, mit dem sie sich zum ersten 
Male die Möglichkeit eröffneten, ihre Stimme in den energie- 


wirtschaftlichen Auseinandersetzungen laut und deutlich zu. 


Gehör zu bringen. 


Was damals ein Akt kommunaler Notwehr war, ist inzwischen 
zum Inhalt der Staatspolitik geworden. Heute, im Zeitalter der 
Öffnung der Märkte, hätte die von 1933 bis 1945 verfolgte Po- 
litik keinen Sinn mehr. Vom volkswirtschaftlichen Standpunkt 
aus könnte man sogar die Frage aufwerfen, ob es wirklich so un- 
tragbar wäre, wenn das Niveau der Strompreise auf dem flachen 
Land etwas höher läge. Vieles ist jaauf dem flachen Land billiger 
als in der Stadt: Lebensmittel kosten weniger, die Grundstücks- 


kosten und Mieten sind niedriger, die Aufwendungen für Stra- 


Benbau und manchetrlei andere öffentliche Dienste sind geringer: 
kurz, das Preissystem des flachen Landes weicht in vielen Punk- 
ten erheblich vom Preissystem in den Städten ab. 


Warum soll bezüglich eines einzelnen Wirtschaftszweiges, 
nämlich der Elektrizität, eine Ausnahme gemacht werden? Die 
Kosten für den Stromverbrauch sind normalerweise kein we- 
sentlicher Standortfaktor für die Wirtschaft oder gar für die ein- 


zelnen Bürger. Transportschwierigkeiten und Transportkosten, 


Verbrauchsferne, fehlende Kontakte und Anlehnungsmöglich- 
keiten an andere Gewerbebetriebe und viele andere Umstände 
sind die Ursachen, daß die von vielen Seiten, namentlich von der 
staatlichen Raumplanung gewünschte Dezentralisierung des 
wirtschaftlichen Lebens nicht oder nur seht langsam und punkt- 
weise in Gang gebracht werden kann, und daß es Gebiete gibt, 
die in der gewerblichen Entwicklung hinter dem übrigen Bun- 
desgebiet herhinken. Für ausgesprochen stromintensive Ge- 
werbebetriebe spielt das von Schuler hervorgehobene Moment 
erhöhter Verteilungskosten keine Rolle, weil sich in diesen 
Fällen alsbald die erhebliche Kostendegtession auswirkt und 
billige Belieferung möglich macht. 


Die Überlegungen, die zu der als so selbstverständlich hin- 
gestellten Forderung der Tarifgleichheit von Stadt und Land 
führen, sind also keineswegs ohne Problematik. Wäre die Tarif- 
gleichheit nur zu erreichen durch „Subventionen“, so wäre das 


ein ernstes Problem, das sorgfältiger Überlegung bedürfte. Vor . 


allem müßte die Frage aufgeworfen werden, ob die Steuerung 


Ss 


derartiger Subventionen überhaupt dem Ermessen einzelner, 


zum Teilsogar privater Unternehmen überlassen bleiben könnte. 
Die Forderung nach Ertragsausgleich ist im Grunde planwirt- 
schaftlich orientiert; völlig unvereinbar ist sie mit der von 
Schuler nachdrücklich erhobenen Forderung, daß Stromvertei- 
lung als eine rein wirtschaftliche Aufgabe angesehen werden 
müsse. Schnlers Ermahnung, die mittleren und die größeren 
Gemeinden müßten die bei ihnen erzielten Erträge zur Ver- 
fügung stellen, um das Strompteisniveau auf dem flachen 
Land zu halten, läßt sich aber gerade wirtschaftlich nicht be- 
gründen. Wohl ist Tarifgleichheit aus vielen Gründen wün- 
schenswert. Sie wird im Grundsatz auch von der kommunalen 
Seite bejaht und, was vielleicht doch noch wichtiger ist, weithin 
erfüllt. Aber dies scheint mir gar nicht der zentrale Punkt der 
Erörterung zu sein. Er liegt vielmehr in folgendem: 
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In jedem Versorgungsgebiet, mag es groß oder klein 
sein, differieren die Kosten für die Versorgung der ein- 
zelnen Abnehmer. Auch in den städtischen Versorgungsgebie- 
ten sind z.B. die Kosten je abgegebene Kilowattstunde in den 
Außenbezirken, erst recht in mitversorgten Landgemeinden, 
höher als etwa in den dichtbebauten Stadtkernen mit starker 
gewerblicher Tätigkeit. Gehen diese Kostendifferenzen über 
ein gewisses Maß hinaus, so sucht man sie durch die Erhebung 
von Baukostenzuschüssen auszugleichen. Anders ist es auch 
nicht im Versorgungsgebiet der Überlandwerke. Wenn es aber 
hier einzelne „zurückgebliebene‘“ Gebiete gibt, die dutch Elek- 
trifizierung besonders gefördert werden sollen, so ist dies Auf- 
gabe des Staates und der staatlichen Wirtschaftspolitik, nichtaber 
Sache anderer Gemeinden. 


Min Ein weiteres Moment kommt hinzu: Die Konzessionsab- 
r gaben sind, wie bekannt ist, nach der Größe der Gemeinde ge- 
N staffelt. In den größeren Gemeinden und Städten müssen die 
Überlandwerke, wenn sieB-Verträge abschließen, in der Regel 
höhere Konzessionsabgaben zahlen als auf dem flachen Land. 
Damit wird — und das ist der Sinn dieser Regelung — ein in 
der Gesamtrechnung der EVU wirksam werdender Ausgleich 
det Kostenunterschiede zwischen flachem Land und dicht be- 
siedelten Gebieten herbeigeführt. Diese Regelung ist mit gutem 
Grund auch in der Konzessionsabgabenanordnung verankert. 
Der Gesetzgeber selbst hat also durchaus die Auffassung gehabt, 
daß Mehterträge aus der Stromversorgung in den größeren 
Gemeinden und Städten diesen öffentlichen Körperschaften 

. verbleiben sollen. Das ist auch berechtigt. Der Prozeß der Ver- 
‚städterung verursacht ganz von selbst höhere Kosten des Ge- 
meinschaftslebens (social costs). Andererseits ist das wirtschaft- 
liche, kulturelle und geistige Leben an diesen Vorgang der 
 Verstädterung gebunden. Das ist eine Tatsache, an der niemand 
 vorbeigehen, die niemand bestreiten kann?). 


Wenn die Städte damit Aufgaben erfüllen, die auch dem 
flachen Land, ja der gesamten Nation zugute kommen, ist es 
nicht mehr als recht und billig, und es ist finanzwirtschaftlich 
‚ durchaus vernünftig, den Städten auch die Erträge aus der Ener- 
 gieversorgung zugute kommen zu lassen, die in ihrem Bereich 
erwirtschaftet Werden. Mit welchem Recht wollte man sie ihnen 
entziehen? Es handelt sich um nichts anderes als um das Prinzip 
‚von Leistung und Gegenleistung. 


Die Erträge können den Städten auf zwei Wegen zufließen: 
‘einmal durch Zahlung von Konzessionsabgaben, zum an- 
deren dadurch, daß die Städte selbst ViersorsunsseterheHmen 

_ betreiben und neben der von ihren een oder Eigen- 
S gesellschaften g gezahlten Könzessionsabgabe auch noch Gewinn 
‚aus ihren eigenen Unternehmen ziehen. Die Lösung ist in der 
Vergangenheit jeweils örtlich ausgehandelt worden, und sie 
) Anied auch i in Zukunft ausgehandelt werden müssen. Hier be- 


Punkt 3), zu dem wir eingangs et es te elescselih 
zäh und hart verhandelt. Warum auch nicht? — da es ja u. a. 
' um wirtschaftliche, um kaufmännische, um har Inter- 
essen geht, die jeder so gut vertritt wie er kann... 


Wirtschaftliche und kommunalpolitische Risiken 


Im Zusammenhang des an die Gemeinden gerichteten Ap- 
pells, die Mitverantwortung für den größeren Raum zu über- 
nehmen, spielt bei Schuler neben den geringeren Erträgen, die 
auf dem flachen Land zu erzielen sind, das Risiko der Regional- 
unternehmen eine — freilich nicht ganz präzise umschriebene — 
Rolle. Nun wäre ein kommunaler Mann, der in seinem Bereich 
immer wieder und nicht ohne Erfolg dafür eingetreten ist, daß 
das unternehmerische, also risikobehaftete Element in der 
Versorgungswittschaft, insbesondere in der Investitionspolitik 
einerseits, in der Absatzwerbung andererseits, geschen und an- 
- erkannt werden muß, — ein solcher Mann wäre durchaus legi- 
timiert, zu fragen: Wäre denn, wenn es gelänge, alles und jedes 
Risiko aus der Versorgungswirtschaft auszuschalten, die Exi- 
stenz privater und gemischtwirtschaftlicher Unternehmen über- 


” 4) Vgl. „Erneuerung unserer Städte“. W. Kohlhammer-Verlag 
1 (z. B. S. 64 ff, S. 165 f., S. 192 ff., S. 207 f.). 
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haupt noch nötig und zu rechtfertigen? Ich verzichte darauf 
diese Frage zu vertiefen. Wird sie gestellt, so kann an de 
Prüfung der weiteren Frage nicht vorübergegangen werden 
wie es wohl kommt, daß jeder diesen Unternehmenszweig 
behalten oder zu erwerben, und daß niemand ihn abzustoße 
wünscht. 


Nun gibt es aber in der Versorgungswirtschaft neben den 
wirtschaftlichen Risiko, das Schuler bedrückt, obwohl man e 
eigentlich doch nur in Anführungszeichen nennen darf, @ 
kommunalpolitisches Risiko, das meist völlig übersehen wird 
Man spticht heute so viel von Wettbewerb. In der Energie 
wirtschaft gibt es zwei Gruppen von Sttomabnehmern, die da 
von nicht viel spüren. Die einen sind die Tarifabnehmer. Für 
sie ist dieser Nachteil überwiegend theoretischer Natur; de an 
viele Berufene und manche weniger Berufene wachen darüber, 
daß die Tarifpreise niedrig bleiben. Die andere Gruppe setzt 
sich aus den Gemeinden und Gemeindeverbänden zusammen 
die auf Strombezug angewiesen sind. Sie dürfen nicht einmal 
ohne Genehmigung der Aufsichtsbehörde einen Dieselmotor 
aufstellen, wie es jeder Industrielle kann, um die Spitzen selbs 
abzufahren und auf diese Weise u.a. günstigere Voraussetzun. 
gen für Strompreisverhandlungen zu schaffen. Wie sehr irren 
also diejenigen, die glauben, mit der Herstellung der Vertrag: 
freiheit sei auch in der Energiewirtschaft Wettbewerbswitt 
schaft hergestellt! Die tatsächliche Lage widerlegt diese Aut 
fassung. Eine Gemeinde, die nicht selbst Strom erzeugt, ist 
hohem Maß ihrem Liefer-EVU ausgeliefert. Diese Abhäng h 
keit ist um so größer, um so unbedingter, in je weiterem Umkreis 


das Lieferunternehmen monopolähnlich dominiert. Immer wie 
der erlebt man, daß die Verhandlungsweise eines Großuntet 
nehmens gegenüber einer Kleinstadt sofort elastischer wird, 
wenn ein benachbartes EVU mit einem eigenen Angebot ii 
vortritt: Die monopolartige Stellung des alten Vertragspa 
ners ist damit gebrochen, und man kann wieder mit ihm reden, 

Warum erwähne ich diese allgemein bekannte Erfahrung? = 
In den Punkten 4 bis 7 seiner Zusammenfassung legt Sch 
Wert auf die scharfe Trennung von (Selbst-)Verwaltung 
Wirtschaft; er plädiert für die Beseitigung des Begriffs „D 
seinsvorsorge‘““ aus der Diskussion; hiervon ausgehend ver 


neint er eine Versorgungspflicht der Gemeinden und bestreit 
ihnen ein Aufsichts- und Kontrollrecht in der Stromwirtschaf 


„Daseinsvorsorge‘‘ — doch unentbehrlich 


Vielleicht ist es zweckmäßig, den besonderen Streit dd 
Juristen um die Grenzen der „Daseinsvorsorge‘“ einmal dahi# | 
stehen zu lassen. Nicht, als ob er müßig wäre. Er ist im Gegei | 
teil für die Klärung der anstehenden Rechtsfragen über 
wichtig, und er zwingt die Ökonomen und Soziologen, sich 
den Kopf zu zerbrechen mit dem Ziel, den Sachverhalt, um de 
es geht, so zu benennen und zu beschreiben, daß die Juris 
festen Boden unter die Füße bekommen. Aber es wäre en i 
und ungerecht, also falsch, den Begriff Daseinsvorsorge at 
schließlich unter dem einen Aspekt der Begründung ode 
Rechtfertigung wirtschaftlicher Betätigung der Gemeinden 
beurteilen, und gat, ihn völlig zu verwerfen, wenn man ihn hie 
zur Stützung für unzulänglich hält. In einem weiteren Sinn 
und bleibt er unentbehrlich, und zwar, sobald es um die A 
füllung und Ausdeutung des kommunalen Rechts geht, „2 | 
Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft im Rahmen dd 
Gesetze in eigener Verantwortung zu regeln“ (Art. 28 Abs. 
GG). Il 

| 
# 
I 
fl 
I 
| 


Diese Unentbehrlichkeit hat noch im abgelaufenen Jakı 
wieder Prof. Köttgen (der von Schuler nicht zitiert wird) bestätig % 
„Zuständigkeit und Verantwortung der Gemeinde sind aufd 
Daseinsvorsorge beschränkt. Über das Ob und Wie entscheide 
allein die konkreten Bedürfnisse ihrer Einwohner und nicht A 
sichten grundsätzlicher Korrektur der konventionellen Zusti 
digkeitsordnung zwischen öffentlicher Verwaltung und priva, j 
Wirtschaft‘). Und ein einziges weiteres Zitat aus einer 


5) Arnold Köttgen, Die wirtschaftliche Betätigung der Gemeind 
„Hundert Jahre Deutsches Rechtsleben‘“, Festschrift zum hunde ; 
en Bestehen des Deutschen Juristentages 1860 bis 1960, 3 

17S, 595. | 
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n Auswahlmöglichkeiten: „Es.ist Pflicht der Gemeinde, in 
im für ihre Einwohner erforderlichen Ausmaße Daseinsvor- 
tge zu treiben. Obwohl diese Verpflichtung heute nicht 
»hr auf elementare Bedürfnisse beschränkt ist, erfährt das 
Jlumen der Daseinsvorsorge durch ihre Bindung an einen 
‘entlichen Zweck seine obere Begrenzung. Von dem hier nicht 
eressierenden Fall der Pflichtanstalten abgesehen, entscheidet 
diesen Grenzen die örtliche Kommunalpolitik, welche Bedürfnisse in 
entliche Verwaltung genommen werden sollen““®). 


Die Brauchbarkeit und Nützlichkeit, die Zweckmäßigkeit 
d Notwendigkeit des Begriffs Daseinsvorsorge ist zunächst 
mal eine Sache des Den Menschenverstandes, und 
ar selbst dort, wo er irrt: Als am 21. Juni 1960 in verschiede- 
n Teilen der Bundesrepublik der Strom aussetzte und da- 
irch empfindliche Schäden entstanden, machten nicht nur 
» Bürger und ihre Frauen, sondern auch sonst gut unterrich- 
‚e Tageszeitungen die betroffenen Städte verantwortlich, ob- 
Yhl bekanntgegeben war, daß eine technische Panne im Ver- 
ndbetrieb die Ursache war. Den Bürger interessiert es eben 
ht, ob eine Stadt den örtlich verbrauchten Strom völlig 
‚bst erzeugt, ob sie nur Zusatzstrom bezieht, ob sie unter Ver- 
"ht auf Eigenerzeugung im A- oder im B-Vertrag beliefert 
‚td. Was ihn aber interessiert und was er voraussetzt ist, daß 
ne Stadt Vorsorge trifft, damit sein kompliziertes zivilisier- 
ı Dasein nicht beeinträchtigt wird. In diesem Punkt wird die 
‚elevanz einer scharfen Unterscheidung von Verwalten und 
irtschaften im Leben des Alltags evident, so ernst sie in der 
neorie und — darauf lege auch ich Wert — in der Praxis der 
‚mittelbar Beteiligten genommen werden will. Vielleicht darf 
ın es so ausdrücken: Nicht die Energieversorgung selbst 
‚öffentliche Verwaltung, wohl aber die Regelung der öffent- 
hen Versorgungsverhältnisse. 


‘Von hier aus gesehen neige ich selbst auch zu der Meinung, 
‚er die ich zu diskutieren bereit bin, daß nicht der Versor- 
ıngsbetrieb selbst und als solcher Daseinsvorsorge darstellt, 
ß aber wohl die Gewährleistung der Versorgung dar- 

er fällt. Denn sie gehört zum Gesamtkomplex dessen, was 
den Bürger einer Gemeinde zum Leben oretbehrlich ist, 
s er aber selbst nicht schaffen kann. In der Gewährleistung 
gt nach meiner Überzeugung ein Wesenskern der kommuna- 
ı Selbstverwaltung, auch und entscheidend nach Art. 28 Abs. 
5G. Diese Gewähr kann aber die Gemeinde, angewendet auf 
> Versorgung mit elektrischer Energie — für Gas, Wärme 
Id Wasser gilt dasselbe —, nur dann leisten, wenn sie in der 
ıtscheidung darüber frei ist, ob sie die Versorgung auf Grund 
rener Erzeugung oder eines Liefervertrags selbst ausüben 
‚er ob sie durch Konzessionsvertrag sie auf einen Dritten 
ertragen will. An dieser Stelle versagt die Unterscheidung 
rischen Verwalten und Wirtschaften ganz und gar, weil die zu 
‘ffende Entscheidung auch im Fall des Konzessionsvertra- 
s, der von der Vertretungskörperschaft beschlossen werden 
ıß, primär eine politische ist, wenn auch durchsetzt mit Ele- 
nten der Verwaltung und — natürlich — mit wirtschaft- 
hen Erwägungen. Diese Freiheit der Entscheidung als Wesens- 
rkmal der kommunalen Selbstverwaltung ist nicht wegzudisku- 
ten. Wer es versuchen wollte, würde in der Konsequenz 
ht in Frage stellen, als einer verantworten kann, der den 
:chtsstaat bejaht. 


ısammenfassung 


Abschließend ist zu fragen: Was will Schwer wirklich? 
Er ermahnt die Städte und größeren Gemeinden, nicht an 
-en eigenen Vorteil zu denken; d.h. also, sie sollen auf die 
träge aus der Stromversorgung mehr oder weniger verzich- 
1. Andernfalls, so klagt er, wäre die Abnehmerschaft der 
erlandgebiete gezwungen, erheblich höhere Tarife auf sich 
nehmen, und die Einheit des Tarifwesens wäre damit zum 


) Köttgen a.a.O.S. 612 (Hervorhebung durch Kutsivdruck von 
t). 


Nachteil des „größeren und wirtschaftlich schwächeren‘‘ Teils 
der Bevölkerung preisgegeben. Wer die guten, zum Teil glän- 
zenden Jahresabschlüsse der Regionalunternehmen sich vor 
Augen führt, wird an dem Wirklichkeitsgehalt dieser Behaup- 
tung zweifeln müssen. Die Städte ihrerseits denken nicht daran, 
sich egoistisch vom flachen Land abzukapseln; sie haben dies 


auch in der Vergangenheit nicht getan. 


Wenn aber wirklich durch die Stromversorgung Subventions- 
politik größten Stils betrieben werden sollte, müßten die Städte 
darauf bestehen, daß dies nicht durch Unternehmen geschieht, 
in denen sie keinen oder nur einen verhältnismäßig geringen 
Einfluß haben, daß vielmehr das gesamte System der Elck- 
trizitätswirtschaft grundsätzlich umgestaltet wird. Wer die 
Musik bezahlt, sollte auch sagen dürfen, was gespielt wird. Lä- 
gen die Dinge wirklich so, wie sie Schuler darstellt, so müßte 
sich früher oder später die Konsequenz ergeben, daß entweder 


der Schritt zur vollen Verstaatlichung der Energiewirtschaft 


getan werden muß, oder aber daß die bestehenden Regional- 
unternehmen auseinanderbrechen. 


Niemand denkt daran, kommunale Unternehmen der Orts- 


stufe um jeden Preis zu errichten, denn mit Recht kann darauf 
hingewiesen werden, daß die rationelle Führung eines Elektri- 
zitätsversorgungsunternehmens eine gewisse Betriebsgröße 
voraussetzt. Je kleiner das Unternehmen, desto höher die Ge- 
meinkosten ; Kostendegression mit wachsender Unternehmens- 


größe ist nicht zu leugnen, wenn.es auch hier, wie überall, sicher 


ein Optimum gibt. Diese Vorteile müssen im volkswirtschaft- 
lichen Interesse ausgenutzt werden, und hier liegen — volks- 
wirtschaftlich gesehen — die Grenzen für die Verselbständi- 


gung örtlicher Elektrizitätsversorgungsunternehmen. Aber 


viele Gemeinden können mit Recht darauf hinweisen, daß sie 
bereits Gasversorgungs- und Wasserversorgungsunternehmen 
betreiben und durch deren Vereinigung mit dem Elektrizitäts- 
werk eine Kostenersparnis, d.h. eine Organisationsrente 
erzielen können, die ein echter volkswirtschaftlicher Vorteil ist. 
Darin ist der örtliche ‚„‚Querverbund‘ der von Schuler entwickel- 
ten Konzeption weit überlegen; denn diese führt nicht zu einer 
Kostenersparnis, sie lagert die Kosten nur auf andere Schultern 
um. 


Alle diese Dinge müssen sich in der Praxis durchaus nicht so 
hart stoßen, wie es bei einer theoretischen Untersuchung aus- 
sieht. Die Regionalunternehmen werden nach wie vor existie- 


ren können, auch wenn die eine oder andere Stadt sich dazu ent-' 
schließt, eine eigene Versorgung einzurichten. Wenn man aber 


Schulers Ausführungen liest, dann kann man es der kommunalen 
Seite nicht übelnehmen, daß sie ihren Standpunkt auch in der 
Öffentlichkeit scharf herausarbeitet. Darüber darf sich am we- 
nigsten derjenige beklagen, der Ideen von neuem beschwötrt, 
von denen man geglaubt hatte, daß sie längst der Vergangenheit 
angehörten. Damals blies der Wind ausschließlich den Gemein- 
den ins Gesicht, nicht nur in der „Öffentlichen Meinung“, die im 


nationalsozialistischen Staat von oben gesteuert wurde,sondern 


auch in der Praxis der Behörden, die die NSDAP beherrschte. 
Es war die Zeit, da sich in den Amtsstuben der Dirigismus 
breitmachte. Wer möchte sie zurückwünschen? 


Daß einige von denen, die damals durch den allgemeinen 


Trend begünstigt waren, sich schwer mit der veränderten Sach- 
lage abfinden können, mag man verstehen. Die Gemeinden 


werden ihnen gegenüber auf ihrem Recht beharren, die für sie 


jeweils energiewirtschaftlich zweckmäßigste Lösung zu suchen. 
Dieses Recht der Entscheidung ist nach deutscher Tradition 
wesentlicher Bestandteil des Selbstverwaltungsrechts und 
durch die Verfassung geschützt. Ihr Recht werden sich die Ge- 
meinden weder durch juristische Konstruktionen wegdiskutie- 
ren, noch durch Theotien, deren volkswirtschaftliche und be- 
triebswirtschaftliche Begründung auf äußerst schwachen Füßen 
steht, in Zweifel ziehen lassen. 


Im Interesse der gesamten Energiewirtschaft wäre es gelegen, 
wenn man diesen Streit endlich begraben und zu Formen und 
Methoden der Auseinandersetzung zurückkehren würde, wie 
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sie auch sonst im Wirtschaftsleben allgemein üblich sind. Das 
heißt: Die Regionalunternehmen werden jeweils im konkreten 
Fall der einzelnen Gemeinde nachweisen müssen, daß sie in 
ihrem eigenen Interesse bei der überörtlichen Versorgung 


Noch einmal; Elektrizitätswirtschaft und öffentliche 


Meinungsbildung 


Von A. Schuler, München*) 


Der lokale kommunale Standpunkt zu Fragen der Elektrizi- 
tätswirtschaft ist von ihren Vertretern heftig und mit Entschie- 
denheit formuliert worden, wobei, wie Dr. Brügelmann selbst 
feststellt, Äußerungen im Verbandsschrifttum manchmal die 
gebotene Rücksichtnahme außer acht gelassen haben. Der un- 
bestreitbar überwiegenden und intensiven Publizität der kom- 
munalen Wirtschaft der Ortsstufe einige Argumente entgegen- 
zuhalten, war Zweck meiner Ausführungen. Zur Entgegnung 


Brügelmanns möchte ich kurz folgendes feststellen: 


; 1. Die einzelne Gemeinde soll angeblich auf der Grundlage 
der kommunalen Selbstverwaltung unter Berücksichtigung 


r ihrer konkreten Bedürfnisse allein daruher bestimmen können, 


"ob und wie sie die „Verpflichtung zur Daseinsvorsorge“ erfüllt. 
Brügelmann zitiert Prof. A. Köttgen als Kronzeugen dieser Auf- 
fassung. Wer aber den letzten Absatz des genannten Aufsatzes 


genauer liest, wird erkennen, daß auch Kötigen eine Entwick- 


ans sieht, die nicht ganz in das von Brügelmann entworfene 
_ Bild paßt. Körigen setzt nämlich ausdrücklich voraus, daß durch 
einen Eigenbetrieb „nur örtliche Bedürfnisse mit örtlichen 
Mitteln befriedigt werden sollen und können“. Wenn er fort- 
„Ein folgenschwerer Entörtlichungsprozeß hat dieses 


N) Aktionsfeld des Eigenbetriebes laufend beschnitten; nicht nur 


an das heimatliche Eltwerk mußten die Gemeinden schon lange 
a iR verzichten‘, 


so gibt er damit zu erkennen, daß entwicklungs- 


bedingt überörtlichen Bedürfnissen bereits Rechnung getragen 
. worden ist. Und wenn er weiter sagt: „Mit der Wahl privat- 
rechtlicher Organisationsformen verbindet sich in der Regel das 
‚stillschweigende Zugeständnis beginnender Wanderung der 

betroffenen Einrichtung“, dann liegt darin ein Einverständnis 
mit Lösungen, die den Tätigkeitsbereich der örtlichen Kommu- 


schränken. Was die Wahl privatrechtlicher Organisationsfor- 


_ men für gemeindliche Betriebe anbelangt, hat sich in den letz- 
R ten Eilen manches getan. Hier zeichnen sich auch Möglichkei- 
ten ab, die eines Tas den Streit: regional oder lokal zur ge- 


’ u bichtlichen Reminiszenz werden a können. 


a: 2. Nur die Interessenlage der einzelnen Gemeinde arbeitet 
A er heraus; die Interessen der Abnehmerschaft, um die 
 esallein gehen sollte, läßt er weitgehend unberücksichtigt. Die 

Interessen der ee cher werden in unserer Wirtschafts- 


"ordnung grundsätzlich durch den Wettbewerb garantiert; sie 
setzen sich in Wirtschaftsbereichen mit echter Wettbewerbs- 


De möglichkeit von selbst durch. In Wirtschaftsbereichen mit ein- 


geschränktem Wettbewerb, wie in der Elektrizitätswirtschaft, 


wird det teilweise fehlende Wettbewerb durch staatliche Auf- 


sichtsrechte und Korrekturbefugnisse ersetzt. Keinesfalls darf 


die bereits monopolähnliche Situation durch das Hinzukom- 


men eines weiteren Monopoltatbestandes verschärft werden. 
Dies würde aber geschehen, wenn sich eine Gruppe von Ener- 
ne semehmeh bzw. Unternehmensträgern mit 
Vorrang auf ihr Selbstverwaltungstecht, auf ihre nicht ein- 


IT.  schränkbare politische Entscheidungsbefugnis, auf eine allein 


ihr zugewiesene Verpflichtung zur „Daseinsvorsorge‘‘ und auf 


ihr Eigentum an den Straßen und Wegen berufen könnte. Wel- 


1 
A 


che Möglichkeiten blieben dann noch der staatlichen Energie- 
aufsicht? Sie müßte ihre Maßnahmen auf die noch verbleiben- 
den Unternehmen beschränken, womit sie aber außerstande 
wäre, ihre großräumigen Aufgaben im Interesse der Allgemein- 
heit zu erfüllen. 


*%) Der Verfasser ist Prokurist der Isar-Amperwerke AG. 
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bleiben oder zu ihr übergehen sollte. Dies allein sollte die Grund. 
lage der jeweiligen Verhandlungen sein. Eine andere Haltung 


kann nur den Regionalunternehmen selbst, auf die Dauer geser 
hen, den größten Schaden bringen. 


TE 
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3. In diehtbeeredelten Gemeinden ist die Stromvertsorgu. 8 
rationeller als auf dem flachen Land. Im Bereich des regionaler 
Unternehmens vermag die Versorgung dichter besiedelter Ge 
meinden Verluste aus der Versorgung dünnbesiedelter Gebiete, 
auszugleichen. Ich habe die Versorgung dünnbesiedelter Ge 
biete das „Risiko der Überlandversorgung“ im Sinne des 
spezifisch unternehmerischen Wirtschaftens genannt. Was aber 
hat Brügelmann aus dieser Feststellung gemacht? Ich hätte 
verlangt, jedes Risiko aus der Versorgungswirtschaft überhaupt 
auszuschalten. Brügelmann verbindet diese Behauptung it 
einem Seitenhieb auf die guten, zum Teil glänzenden Jahresab- 
schlüsse der regionalen Unternehmen. Die besten Jahresab- 
schlüsse — sie beweisen die Richtigkeit der wirtschaftlichen 
Konzeption — ändern nichts daran, daß dünnbesiedelte Gebiete 
höhere Selbstkosten verursachen und eine Beschränkung det 
regionalen Unternehmen auf diese Gebiete dort zu einem e 
sprechend höheren Strompreisniveau führen müßte. 


I 

Brügelmann gibt zu, daß Tarifgleichheit aus vielen Gründd 
wünschenswert sei. Sie werde, so behauptet er, im Grundsatz 
auch von der kommunalen Seite bejaht und erfüllt. Die kommu: 
nale Seite, welche die Lösung in der Bildung von oder in de 
Beteiligung an regionalen Unternehmen fand, bejaht und erfüll 
zweifellos den Grundsatz der Tarifgleichheit. Diese kommunale 
Seite meint aber Brügelmann nicht. Gerade gegen deren elektrizi- 
tätswirtschaftliche Konzeption wendet er sich ja. Seine Vet. 
wendung des Wortes „kommunal“ bezieht sich nur auf die Ein, 
zelgemeinde und deren örtliche Interessen. Wenn aber Einzel- 
gemeinden bzw. deren örtliche Werke sich den Tarifen des ai 
umliegende Region versorgenden regionalen Unternehmen 
anpassen, ist dies noch nicht Erfüllung des Grundsatzes der Ta- 
tifgleichheit. Die Tarife des regionalen Unternehmens könnten 
nämlich um so niedriger sein, je mehr dichtbesiedelte und damit 
stromwirtschaftlich rationellere Gemeinden es mitversorgt, 
„Kostendegression‘“ — ich zitiere Brügelmann — „mit wachsen- 
der Unternehmensgröße ist nicht zu leugnen, wenn es auch hier, 
wie überall, sicher ein Optimum gibt. Diese Vorteile müssen 
im volkswirtschaftlichen Interesse ausgenützt werden, und hier 
liegen — volkswirtschaftlich gesehen — die Grenzen für die 
Verselbständigung örtlicher Elektrizitätsversorgungsuntgg 
nehmen“, N 


Insgesamt führt der nur für eine Gemeinde tätige Gemeinde 
betrieb, der seine Tarife den im umliegenden flachen Land g I 
tenden Tarifen anpaßt, in der Region, der er zugehört, zu einem 
höheren Strompreisniveau. Die Gemeinde ist damit erst in det 
Lage, aus ihrem eigenen Unternehmen — und zwar auch zu 
sten der Abnehmer auf dem flachen Land — eine Differentia 
rente zu ziehen, die sie im Querverbund zur ee 
ihrer Gas- und Wasserversorgung und ihrer Verkehrsbedürf 
nisse verwenden kann, — von den Bedürfnissen des wirtschaft 
lichen, kulturellen und geistigen Lebens, das an den Vorgan 
der Verstädterung gebunden sein soll, ganz abgesehen. Es wit 
nicht bestritten, daß die Gemeinden großer Mittel bedürfegt 
Ihre Aufbringung sollte jedoch allein eine Frage der Neuord- 
nung des Finanzausgleichs zwischen Bund, Ländern und Ge- 
eisen sein. N 


4. Ich zitiere nochmals Brügelmann: „Wet die Musik bezahls 
sollte auch sagen dürfen, was gespielt wird.“ Die „Musik“ bi 
zahlen jedoch in unserem Fall die Stromabnehmer in Stadt un. 
Land und nicht etwa, wie Brügelmann annimmt, die Gemeinde 


Was gespielt wird, besser, wie gespielt wird, — das dürfen nac 
d 


lt 


tendem Recht nicht allein die Gemeinden nach eigenem 
Ibstverwaltungs-) Ermessen entscheiden. Die Gemeinden 
pen sich in ihrem Handeln den Zielsetzungen des Energie- 
‚tschaftsgesetzes zu unterwerfen. Sie dürfen nut ‚im elınen 
: Gesetze“ tätig werden. Insoweit ist ihre Freiheit auf dem 
bier wirtschaftlicher Betätigung eben nicht uneingeschränkt. 


Daß sich der von mir vertretene Grundgedanke der Preis- 
\ichheit in Stadt und Land innerhalb der Region im Energie- 
ttschaftsgesetz und seiner Begründung findet, bestreitet 
\ägelmann nicht. Sein Versuch, diese Forderung des Gesetz- 
‚ers dadurch zu entwerten, daß er sie als Ausdruck nazisti- 
nen Denkens charakterisiert, geht fehl. Ich habe die Auflocke- 
1g der Großstädte, die Errichtung neuer gewerblicher Be- 
<be in den Landgemeinden, die Ratiönalisictung der land- 
ktschaftlichen Betriebe, die Hebüng des Tebeasstahdänds auf 
'm Lande und die Minderung der Landflucht als auch jetzt 
‚ch geltende Gründe für die Gleichheit der Strompreise in 
ıdt und Land dargestellt. Unbestritten ist heute auch die Not- 
Indigkeit BBeröclicher Raumgestaltung, die ebenfalls ein 
„nken aus rein lokalem Interesse heraus verbietet. Damit mag 
» von Brügelmann gestellte Frage, ob es wirklich so untragbar 
‚re, wenn das Niveau der Strompreise auf dem flachen Land 
was höher läge, beantwortet sein. Die weitere Feststellung 
ügelmanns, die Kosten für den Stromverbrauch seien norma- 
eise kein wesentlicher Standortfaktor für die Wirtschaft 
er gar für den einzelnen Bürger, mag dort angebracht sein, 
> der Elektrizitätswirtschaft insgesamt eine aufihre Aufgaben 
Gegenwart und Zukunft zugeschnittene angemessene Kalku- 
2 der Strompreise bestritten wird. Für die Beantwortung 
'r Frage jedoch, ob grundsätzlich Preisgleichheit in Stadt und 
ind gegeben sein soll, ist sie ohne Aussagewert. In diesen Zu- 
mmenhang gestellt, könnte sie bei der Abnehmerschaft den 
srdacht EN ihre Belange fänden in Verfolg von Son- 
rinteressen nicht die ihr zustehende Berücksichtigung. 


5. Wie ein im Dezemberheft 1960 der vom Präsidium des 
sutschen Städtetages herausgegebenen Zeitschrift „Der Städte- 
3°“ veröffentlichter Aufsatz von Friedrich Halstenberg aus- 
ist (S. 625 ff.), gleichen sich Probleme der Raumordnung und 
‘t Elektrizitätswirtschaft, soweit es um die grundsätzliche 
‚nstellung der Gemeinden dazu geht. Auch Aalstenberg hat An- 
3, Meinungsverschiedenheiten zu beklagen, die zwischen der 
var allenthalben als notwendig anerkannten regionalen Pla- 
ing auf der einen und der Selbstverwaltung der Gemeinden 
ı£.der anderen Seite bestehen. Auch auf dem Gebiet der allge- 
einen Planung sehe sich die „meist auch im konkreten Einzel- 
1l unbestrittene Notwendigkeit überörtlicher regionaler Pla- 
ıngskooperation in größeren Wirtschaftsräumen dem An- 
»ruch ubersesicli, um keinen Preis in die kommunale 


Kost .5(047) : 621.311 
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Die nutzbare Stromabgabe der Stadtwerke Wiesbaden 
.G erhöhte sich im Geschäftsjahr 1959 um 8,5 Mio kWh auf 
58,2 Mio kWh. Dies entspricht einer Steigerung von 5,4 v.H. 
eit 1949 hat sich die nutzbare Abgabe nahezu verdreifacht. Die 
ıhreshöchstlast wuchs um 2,4 MW auf 44,2 MW verhältnis- 
äßig stärker als die Stromabgabe; dies wird vor allem auf die 
ärkere Verwendung von Elektrogeräten in Haushalt und 
ewerbe zurückgeführt. Der Vorstand betont hierzu in seinem 
eticht, daß bei anhaltender Tendenz dieser Entwicklung sich 
ie Frage aufdrängt, ob die für die Bemessung des Grundpreises 
n Haushalttarif maßgebenden Bezugsgrößen noch der gegen- 
ärtigen Lage entsprechen. 

Die Entwicklung in den übrigen Betriebsbereichen war recht 
ıterschiedlich. Die Gasversorgung hat wiederum einen Rück- 
ing (von 4,8 v.H.) zu verzeichnen. Die Wasserversorgung 
onnte ihre nutzbare Abgabe um 3,7 v.H. erhöhen, während 
ie Betriebsleistung des Verkehrsbetriebs um 3,8 v.H. zurück- 


ng. 


Planungshoheit einzugreifen‘. Auch hier werde die Ansicht 
vertreten, die kommunale Selbstverwaltung im allgemeinen und 
die kommunale Planungshoheit im besonderen sei durch Recht. 
und Gesetz gegen jede Bindungskraft einer übergeordneten 
Planung gefeit. Halstenberg wendet sich gegen diese Ansicht. 
Seiner Meinung nach stellt das Gebot gemeindenachbarschaft- 
licher und regionaler Planungskooperation einen übergesetz- 
lichen, zwingend aus der Natur und Stellung der Gemeinde fol- 
genden Grundsatz dar. Was Halstenberg dann weiterhin sagt, 
paßt so gut auch zu unserer Auseinandersetzung, daß ich ihn 
für mich sprechen lassen möchte: „Die Verpflichtung einer je- 
den Gemeinde, die lebenswichtigen Belange der Nachbarge- 
meinde zu respektieren und zu einer geordneten Entwicklung 
der Region beizutragen, der sie zugehört, ergibt sich aus der 
Gliedstellung, die der Gemeinde im körperschaftlichen Orga- 
nismus des Staates zukommt.‘“... „Die Einzelgemeinde ist mit 
der Wahrnehmung der ihr vom Staat zugestandenen Verwal- 
tungsbefugnisse nicht nur dem Wohl der eigenen örtlichen, 
sondern zugleich der vom ganzen Staatsverband umschlossenen 
Gemeinschaft verpflichtet.‘“ 


Im Sinn dieser Ausführungen sollten auch auf dem Gar 
der Stromversorgung, und zwar der vorgezeichneten Ordnung 
entsprechend auf wirtschaftlicher Basis Lösungen gewählt 
werden, welche die bestmögliche Versorgung der gesamten 
Abnehmerschaft versprechen. Die regionale Stromversorgung 
ist eine solche Lösung. Die Subventionstheorien Dräügelman) 
verlieren von dieser Sicht aus jede Berechtigung. Ein regional, 
Versorgungsunternehmen subventioniert nicht das flache La 
auf Kosten der Städte, seine Preiskalkulation geht vielmehr 
wie bei jedem anderen Wirtschaftsunternehmen auch, das Stad 
und Land beliefert — vom Durchschnittswert seiner örtlichen 

oder gebietsweise differenzierten Kosten aus. Je günstiger die- 
ser Durchschnittswert ist, je bessere Voraussetzungen für die 
Versorgung der dem Unternehmen anvertrauten Region damit 
vorliegen, desto weiter entfernt sich das von Brügelmann aufg 
zeigte Gespenst eines staatlichen Dirigismus oder gar das d 
Sozialisierung. Der Staat kann sich dort auf seine Aufsicht 
funktion beschränken und muß nicht weitergehend tätig werde: 
wo die gestellte Aufgabe, dem Allgemeininteresse zu diene 
auf wirtschaftlicher Grundlage ihre Erfüllung findet. Das G 
tendmachen lokaler Sonderrechte könnte ihn dagegen auf d 
Plan rufen. Aber ebenso wie im Bereich der regionalen Raum 
planung die Einzelgemeinden spezielle Sonderinteressen 
rückstellen werden, um Fehlentwicklungen der Nachkriegsz 
aufzuhalten und Schaden wiedergutzumachen, ebenso \ 
sich auch in der Elektrizitätswirtschaft ein einheitliches Wir 
schaften in Räumen, die jeweils eine Vielzahl von Gemeinden 
umfassen, dutchsetzen. : 


U N 


Die Bilanz schließt mit einer Summe von 153,9 Mio DM a 
Das Anlagevermögen weitete sich um brutto 8, 1 Mio DM aus. 
Nach Aufrechnung der angesammelten Wertberichtigungen be 
trägt der Buchrestwert zum 31. Dezember 1959 für die Sac 
lagen 80,3 Mio DM. Die Investitionen wurden vornehmlich 
eigenen Mitteln finanziert. An Abschreibungen standen da 


deekung von Zahlungsverpflichtungen, insbesondere zur Til- 
gung eines Kredits an die Stadt Wiesbaden, langfristige Dar- 
lehen aufgenommen werden. Im Berichtsjahr ist deshalb diese 
Position um 14,7 Mio DM auf 42,6 Mio DM angestiegen. Die 
Kapitalstruktur hat sich dadurch gegenüber dem Vorjahr leicht 
verschoben; der Anteil des Eigenkapitals an den Passiven 
macht aunmehr 28 Y v.H. (Vorjahr 30,1 v. H. ), der Anteil Be 


der Anteil des EN Fremidkäpitals 61 v. H. Voriahe 
15,0 v.H.) aus. 


Die Ertragslage hat sich günstig entwickelt. Als Ursache “ 
hierfür werden die höheren Einnahmen infolge Tarifanhebun- 
gen und der verhältnismäßig geringere Anstieg der Aufwen- 
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dungen genannt. Erstmals konnte seit 1956 wieder ein positives 
Betriebsergebnis erzielt werden. Der ausgewiesene Gewinn von 
2,9 Mio DM wurde mit dem vorhandenen Verlustvortrag von 
2,7 Mio DM aufgerechnet und der verbleibende Reingewinn 
von 0,2 Mio DM auf neue Rechnung vorgetragen. 

Die Belegschaft setzte sich am Ende des Jahres aus 1378 Lohn- 
empfängern und 559 Gehaltsempfängern zusammen. Ot 


* 


Im Geschäftsjahr 1959/60 stieg der Umsatz der Osram 
GmbH ohne Beteiligungsgesellschaften von 196 auf 224 Mio 
DM. Er lag damit um 14,4 v.H. über dem des Vorjahrs. Diese 
Ausweitung beruht im wesentlichen auf dem Anstieg der Ver- 
käufe in Lampen, Vacublitzen und Startern, von denen zusam- 
men mehr als 250 Mio Stück abgesetzt werden konnten. Die In- 

. landverkäufe betrugen 180 Mio DM (+13 v.H.), die Ausfuhr 
44 Mio DM (+20 v.H.). Der Ausfuhranteil am Gesamtumsatz 
erhöhte sich auf 19,6 v.H. gegenüber 18,7 v.H. im Vorjahr. 
Die Exporte gingen, wie auch bereits im Vorjahr, zu rd. 70v.H. 
in europäische Länder und zu 30 v.H. in überseeische Absatz- 
gebiete. 


In einer Bilanzbesprechung in Berlin betonte der Vorstands- 
vorsitzet, Dr.-Ing. 7. Freiberger, München, daß der Hauptim- 
puls der günstigen Geschäftsentwicklung die verstärkte wirt- 

‚schaftliche Expansion in der Bundesrepublik und in anderen 
Teilen der Welt war. Die zunehmende Erkenntnis der Vorteile 
guter und zweckmäßiger Beleuchtung hat sich außerdem gün- 
 stig auf den Umsatz ausgewirkt. Durch Aufnahme neuer und 
verbesserter Erzeugnisse wurde diese Entwicklung gefördert. 


Während die wertmäßige Umsatzausweitung im Berichts- 
jahr ohne Erhöhung der Verkaufspreise erzielt wurde, sind die 
Kosten im Berichtsjahr wiederum erheblich gestiegen. Dabei 
spielen die Lohn- und Gehaltserhöhungen sowie die Kosten, 
die dutch die starke Fluktuation und den hohen Krankenstand 


ie bedingt waren, ferner die im Lauf des Vorjahrs eingeführte 


.  44-Stunden-Woche eine wesentliche Rolle. Die Kostenerhö- 
‘ hungen konnten durch Rationalisierungsmaßnahmen nicht 

ganz ausgeglichen werden. Infolge der Umsatzerhöhung konn- 
te jedoch das Geschäftsergebnis auf der befriedigenden Höhe 
des Vorjahrs gehalten werden. 


Die Investitionen erfolgten im Rahmen einer Planung auf 
lange Sicht. Von der Investitionssumme von 14,9 Mio DM (die 
im laufenden Geschäftsjahr wesentlich höher sein wird) ent- 
fielen 8,9 Mio DM auf die Berliner und 6,0 Mio DM auf die 
westdeutschen Betriebe. Trotz der Kapitalerhöhung um 12 
Mio DM wird die Deckung des steigenden Investitionsauf- 
wands wohl nur durch Aufnahme einer Anleihe möglich wer- 
den. Der Ausbau der Fabtikationsbetriebe wurde fortgesetzt. 
Auf zwei Fabrikneubauten (Augsburg und Schwabmünchen, 
südlich von Augsburg) konnte die Richtkrone aufgezogen 
werden. Beide Projekte sind erst im Frühjahr des Jahres be- 
gonnen worden: In Augsburg entsteht auf dem Gelände der 
dortigen Glühlampenfabtrik und Glashütte eine Leuchtstofl- 
lampenfabrik, die ab Herbst 1961 mit der Produktion beginnen 
wird, und im neuen Werk in Schwabmünchen wird man ab 
Anfang 1962 zentral für alle Osram-Fabriken die zur Leucht- 
- stofflampenproduktion nötigen Leuchtstofte herstellen. In einer 
weiteren Ausbaustufe soll in Schwabmünchen auch noch ein 
großes Drahtwerk errichtet werden, so daß dann in den dorti- 
gen Osram-Betrieben rd. 1000 Personen beschäftigt werden 
- können. 


Die Bilanzsumme nähert sich mit 196,14 Mio DM der 200- 
Mio-DM-Gtenze. Nach Zugängen von 14,90 Mio DM und Ab- 
schreibungen von 14,93 Mio DM beläuft sich das Anlagever- 
mögen zum 30. Juni 1960 auf 43,27 Mio DM. Der Anstieg der 
"Beteiligungen um 2,5 Mio DM auf 23,29 Mio DM hängt mit 
den Kapitalerhöhungen der Osram Argentina bzw. der Osram 
do Brasil zusammen. Die Umsätze der ausländischen Beteili- 
gungsgesellschaften liegen mit 83 Mio DM um 24 v.H. über 
dem entsprechenden Gesamtumsatz des Jahres 1958/59. Das 
Umlaufvermögen der Muttergesellschaft beträgt 122,88 Mio 


Elektrizitätswirtschaft 
Bilanz (in Mio DM) 


30. Juni 
1960 


Aktiva 


Bebaute Grundstückeu.Gebäude 2991 20,96 
Maschinen undmasch. Anlagen 13,85 15,86 
Werkzeuge und Ausstattung 3,45 202 
Im Bau befindliche Anlagen 6,06 3,69 


23,29 
. 66,56 


20,78 
64,21 


Beteiligungen 


Anlagevermögen insgesamt 


Betriebsstoffe und Erzeugnisse 58,98 59,94 

Wertpapiere 2,97 3512, 

Hypotheken u. Grundschulden 1,59 1,63 
Anzahlungen und Forderungen 42,93 41,38 

Flüssige Mittel 16,41 7,46 
Umlaufvermögen insgesamt 122,88 113,53 
Rechnungsabgrenzung 0,70 0,60 j 
Aktiva insgesamt 196,141) | 178,34 
Passiva | j 
Stammkapital 60,00 | 48,00 | +12,00.) 
Rücklagen 23,70 23,20 | + 0,50 
Eigenkapital insgesamt 83,70 71,20 | +12,50° 
Rückstellungen 53,01 45,67 | + 7,34) 
Verbindlichkeiten insgesamt 52,702) 55,20..1.— 2,508 
Fremdkapital insgesamt 105,71. | 100,87 | + 4,84% 
Reingewinn 6,73 6,27 | + 0,46 
Passiva insgesamt 196,14 178,34 


1) Einschl. 6 Mio DM ausstehende Einlagen auf das Stammkapita 
?) Davon 22,78 Mio DM langfristige Kredite und 11,77 Mio DI 
sonstige Verbindlichkeiten ‘ 


änderun- 
gen. 
a 


Aufwendungen 


Löhne und Gehälter 81,81 72,38 | + 9,43 
Gesetzliche soz. Aufwendungen 8,53 7,57 | + 0,96 „ 
Sonstige soz. Aufwendungen 3,62 3,54 | + 0,08% 
Abschteib.aufd. Anlagevermögen 14,93 10,31 + 4,62 
Zinsen(über Ertragszinsen hinaus) 1,58 1,26 |-4.0,32 
Ausweispflichtige Steuern 9,65 7,14 | + 2,519 
Sonstige Steuern 23,34 20,62: | -+ 2,728 
Zuweisungan Rücklagen 0,50 0,70 | — 0,20 
Aufwendungen insgesamt 143,96 123,52 | +20,44 | 
Reingewinn 6,73 6,27 | + 0,46 


| 129,9 


Erträge 
Nicht gesondert ausgewiesene 


- en ei 1 en) 


Aufwendungen und Erträge 148,89 127,83 | +21,06 
Außerordentliche Erträge 0,70 1,02 | — 0,32 
Erträge aus Beteiligungen 1,07 0,77 | + 0,30° 
Gewinnvortrag 1.7.1959 0,03 0,17 — 0,14 
Erträge insgesamt 150,69 129,79 | +20,90 


— 


DM. Die Zunahme der flüssigen Mittel um rd. 9 Mio DM auf 
16,41 Mio DM steht mit der Kapitalerhöhung von 48 auf 60) 
Mio DM in Verbindung, die in erster Linie der Finanzierung 
größerer Investitionsvorhaben dient. 


In der Erfolgsrechnung wird der Ertrag mit 148,89 Mio DM 
ausgewiesen. Rund 81,8 Mio DM — das sind 41 v.H. der Ein- 


i 


{ ö 


N 


ktrizitätswirtschaft. Be 
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ıimen — mußten für Gehälter, Löhne und soziale Ausgaben 
gewendet werden. Aus dem Reingewinn von 6,73 Mio DM 
ı Vorjahr 6,27 Mio DM) wurde eine Dividende von 14 v.H. 

v.H.) auf das alte Stammkapital von 48 Mio DM ausge- 
üttet. 


\m Ende des Geschäftsjahrs betrug die Zahl der Mitarbei- 
im Inland 14100. Der Anteil der Frauen liegt nach wie vor 
56v.H. In einigen Fertigungsbetrieben wurde dazu überge- 
ıgen, Frauen für Halbtagsarbeit anzuwerben. Die Zahl der 
‚enieute, Chemiker und Physiker stieg in den letzten beiden 
ıren um fast ein Viertel, wobei auch eine Verjüngung der 
hnischen Angestelltenschaft eintrat. Während 1957 nur 44 
T. im Alter unter 40 Jahren standen, sind es jetzt fast 53 v.H. 
ı besonderes Augenmerk gilt der Schulung von Führungs- 
ften. Für ausgewählte jüngere Mitarbeiter werden in Felda- 
z.bei München Seminare abgehalten. 

Zin großer Vorzug der Osram-Geschäftsberichte ist die aus- 
tliche Behandlung der Forschungsarbeiten. Im Bericht 
‘9/60 wird zunächst auf die wichtigen Grundstofle: Gase und 


tkörper eingegangen. Unter den bemerkenswerten Ergeb- 


sen und Arbeiten der Forschung sind die Xenon-Langbo- 
lampe als neue Großlichtquelle, die Elektrolumineszenz 
neuer Weg der Lichterzeugung und die Weiterarbeit an 
ıchtstoffen und Glühdrähten zu nennen. Schr 


‚339.4: 621.311 


1ergieprognosen und Energiebedarf 


Jie Forschungsgesellschaft Energie an der TH Aachen hat 
> Mitgliederversammlung, die am 18. November 1960 im 
tigen Institut für Elektrische Anlagen und Energiewirtschaft 
'tfand, mit einer Vortragsveranstaltung verbunden, die mit 
>t Begrüßung der Teilnehmer durch Direktor Dipl.-Ing. 
‚Meysenburg, Essen, eingeleitet wurde. Dann sprach der Insti- 
leiter, Prof. Dr.-Ing. P. Denzel, Aachen, über das Thema 
nergiebedarf und Energieprognose‘‘. Energie aus Energie- 


stoffen, so führte er aus, deckt heute den gesamten Wärme- - 


‚arf, aber auch den überwiegenden Anteil an mechanischer 
>rgie. Aus dieser Bedeutung dieses Wirtschaftsguts erwächst 
‚Forderung nach einer sicheren Energiebedarfsdeckung in 
- Zukunft und daraus die Notwendigkeit einer einigermaßen 
‚erlässigen Energieprognose. Die Frage, ob es für die Ent- 
‚klung des Energiebedarfs (EB) ein physikalisches oder na- 
wissenschaftliches Gesetz gibt, wird mit der Begründung ver- 
at, daß der Bedarf wesentlich von der Entscheidung der 
nschen abhängt. Bejaht wird jedoch der Zusammenhang 
‚ allgemeinen Lebensgesetzen, nach denen jeder Wachs- 
ısprozeß verläuft. Eine Prognose auf Grund dieser Gesetze 
sich jedoch nur dann aufstellen, wenn der Wendepunkt der 
Stmigen Wachstumslinie bereits bekannt ist. Im Bereich der 
srgie ist dies jedoch nicht der Fall. 


omit bleibt allein die Auswertung der Erfahrung, d.h. eine 
lußfolgerung von den Ergebnissen der Vergangenheit auf 
Zukunft. Man sucht also nach einer Funktion, die die Ab- 
‚gigkeit des EB von der Zeit darstellt, und die man mit Recht 
lie Zukunft ausdehnen kann. Als hierfür geeignet wird die 
iktion EB = ea +bt erkannt, die sich bei logarithmischem 
3stab der Ordinate EB als Gerade darstellt. An einigen Bei- 
‚len (Energiebedarf der Welt, der USA und der Bundesrepu- 
: Deutschland) zeigte Prof. Denze/, daß sich diese Funktion 
adsätzlich dem wirklichen Bedarfsverlauf anpaßt, jedoch 
zelwerte recht beträchtliche (- 25 v.H.) Abweichungen 
a Kurvenverlauf aufweisen können. 


Vichtig für eine so durchgeführte Prognose sind ein mög- 
st langer Basiszeitraum und eine Beschränkung der Ausdeh- 
g der Erfahrungsfunktion in die Zukunft nur auf einen be- 
ızten Zeitraum (20 bis 25 Jahre). Auf der Suche nach ‚„‚bes- 
n““ Prognoseverfahren fand man im Bruttosozialprodukt 
P) und im Industrieproduktionsindex (IPI) Größen, die mit 
ı Energiebedarf in einer inneren Beziehung stehen. Man 
t auf ihnen Prognosen auf, indem man entweder mit Hilfe 
'Korrelationsmethode aus der Vergangenheit Funktionen 
= f (BSP) oder EB = £ (IPI) ermittelt und diese in die Zu- 


kunft projiziert oder mit Hilfe der Relationsmethode aus der 
Vergangenheit den sog. Elastizitätskoeffizienten errechnet, der 
auch für die Zukunft als gültige Beziehung zwischen dem EB 
und dem BSP bzw. IPI angesehen wird. Da jedoch die Bezugs- 
größen in keinem festen Abhängigkeitsverhältnis zur Zeit ste- 
hen, muß deren zukünftige Entwicklung geschätzt werden. 
Daraus läßt sich ablesen, daß diese Verfahren wegen ihrer 
zweimaligen Näherung ungenauer sein. müssen als die Pro- 
gnose mit Hilfe der einfachen oben genannten Erfahrungsfunk- 
tion. Letztere sollte jedoch durch Prognosen in den einzelnen 
Sektoren ergänzt werden, da in ihnen z.B. die zukünftige Ent- 
wicklung der Wirkungsgrade sich exakter voraussehen läßt. 
Hierfür brachte und erläuterte der Vortragende zwei prägnante 
Beispiele aus der Wärmewirtschaft. 


Über den sich anschließenden Vortrag von Prof. Dipl.-Ing. 
W7. Strahringer, Darmstadt, ist in dieser Zeitschrift bereits be- 
richtet worden!). Das Thema ‚Haushaltstromtarife und Haus- 
haltstromverbrauch“ ist für alle EVU und infolge seiner wissen- 
schaftlichen Behandlung durch den Vortragenden auch für alle 
diejenigen von großem Interesse, die sich mit Energieprogno- 
sen und der Entwicklung des Stromverbrauchs befassen. 


Zum Abschluß der Tagung sprach der Assistent am Institut, 
Dipl.-Ing. R. Laufen, Aachen, über die Verbesserung der Be- 
nutzungsdauer in ländlichen Ortsnetzen, — eine Frage, mit der 
sich viele EVU in zunehmendem Maß werden beschäftigen 
müssen. Schr 


DK 621.311.161 


Die Reichssammelschiene, ein elektrizitäts- 
wirtschaftlicher Rückblick 


Der Gedanke, die Zusammenhänge um eine ‚„Reichssammel- 
schiene‘“ einmal zu untetfsuchen, entstand im Jahr 1937 im da- 
maligen Reichswirtschaftsministerium. Aus der Zeit der großen 
Wirtschaftskrise Ende der zwanziger Jahre waren beträchtliche 
Leistungsreserven vorhanden, die jedoch unorganisch verteilt 
waren und auch verschiedentlich sogenannte Oasen im Ver- 
bundbetrieb bildeten. Diese Reserven wollte man an Stellen 
nutzbar machen, an denen zusätzlicher, die örtliche Leistungs- 
fähigkeit übersteigender Bedarf auftrat. Das hierzu notwendige 
Höchstspannungs-Verbundnetz war seinerzeit noch nicht genü- 
gend ausgebaut. Das erdachte Großverbundnetz — Reichs- 
sammelschiene genannt — sollte unter weitestgehender Anleh- 
nung an vorhandene Netzsysteme den geographischen Gege- 
benheiten in Deutschland folgen. Demzufolge sollten die rhei- 
nisch-westfälischen, die mitteldeutschen und die oberschlesi- 
schen Fundstätten von Stein- und Braunkohle jeweils eine Aus- 
gleichsverbindung mit dem Wasserkraftpotential des Alpenge- 
bietes finden und aus Gründen der Verstärkung des Netzes und 
der Sicherheit ihrerseits miteinander in leistungsfähiger Weise 
verbunden werden. Anfänglich war hierbei an zwei 220-kV- 
Systeme mit St-Al-Seilen gedacht, die in ihrer Trassierungund - 
Auslegung auf eine spätere Umstellung auf 380 kV Rücksicht 
zu nehmen hätten. 


Eingehende Untersuchungen ergaben u. a. die Notwendig- 
keit, neuen Industtieschwerpunkten — und damit Versor- 
gungsschwerpunkten — die ihrer Bedeutung entsprechenden 
richtigen Plätze im Großverbundnetz zuzuweisen. Die stetige 
Zunahme der Anforderungen an die Elektrizitätswirtschaft, 
hervorgerufen durch neue Produktionsanlagen der Industrie 
mit z.B. einem Sofortbedarf von 50000 kW und mehr je Ob- 
jekt, stellten bisher nicht gekannte Aufgaben. Da für diese 
Stromlieferungen nicht jeder verlangte Preis anlegbar war und 
gezahlt werden konnte, schied oftmals die Bedarfsdeckung aus 
einem in der Nähe gelegenen Kraftwerk älterer Bauart von. 
vornherein aus. Großräumige Lösungen, die ein Strompreisan- 
gebot bis herunter auf 1,15 Pf/kWh (auf der 100-kV-Seite ge- 
messen) ermöglichten, mußten gefunden werden. 


Noch eine ganze Reihe weiterer Fragen technischer Art, so 
z.B., wie hoch die zu transportierenden Leistungen und Ar- 
beitsmengen sein würden, wirtschaftlicher Art, z.B. der Ab- 


ı) Vgl. Elektrizitätswirtschaft Bd. 59 (1960), S. 560. 


54 Heft 2 vom 20. Januar 11961 


rechnung von Zusatz- und Aushilfslieferungen oder der Lei- 
stungsminderung infolge notwendig gewordener Frequenzab- 
senkung (bis 44 Hz!) und juniscischer Art, z.B. nach der 
Rechtsform bzw. des Trägers einer solchen Reichssammel- 
schiene (Zusammenschluß der Vielzahl der EVU in neun oder 
zehn mittelgroße Unternehmen entsprechend den damals be- 
stehenden Lastverteilerbezirken oder Gründung einer Reichs- 
sammelschienen-AG) mußten geklärt werden. Näheres hierüber 
enthält die kürzlich erschienene Dissertation „Die Charakte- 
ristik der Reichssammelschiene (Geschichte, Aufbau und Funk- 
tion)“, mit der Ministerialdirigent S. Heesemann, Bonn, der im 
Jahr 1937 während seiner Tätigkeit im Reichswirtschaftsmini- 
sterium, Berlin, von diesem mit einer entsprechenden Unter- 
suchung beauftragt worden wat, zum Dr.-Ing. promovierte. 
Er kam zu dem Schluß, „daß nach Beendigung des Krieges — 


7 sofern der Staat mehr Einfluß als bisher auf die Elektrizitäts- 
A wirtschaft (Energiewirtschaft) zu nehmen gedächte — die 
Ri Gründung einer „Reichssammelschienen-Aktiengesellschaft“ 
auf Grund der positiven Ergebnisse der Untersuchung ernst- 


haft in Erwägung zu ziehen wäre. 


/ Die vorliegende Arbeit über die Charakteristik der Reichs- 
- _ sammelschiene ist nur eine Gedankenskizze (DIN A 5, 38 S. 
_ mit 8 Abb.). Sie gibt in zusammengefaßter und stark gekürzter 
Form den Inhalt einer Promotionsarbeit wieder, die im Jahr 
1941 bei der Technischen Hochschule Berlin-Charlottenburg 
eingereicht worden war. Das Promotionsverfahren konnte bis 
1945, bedingt durch die Kriegsverhältnisse, nicht zu Ende ge- 
CR führt werden. Die gesamten Unterlagen zu der damals fertig- 
nr = De rellken und mit den Berichten in aber Einzelheiten klarge- 
. stellten Arbeit gingen durch Kriegseinwirkung 1945 verloren. 


; A DK 621.311.2:621.221.4.005 
Erweiterung des Pumpspeicherwerks 
 Niederwartha bei Dresden 


Im November 1960 ist der zweite der beiden zusätzlichen 
_ Pumpspeichersätze des Pumpspeicherwerks Niederwartha bei 
Dresden in Betrieb genommen worden. Damit verfügt das 
Werk jetzt bei einer ns mit sechs waagerechten Pump- 
4 REN,  speichersätzen über eine Andaballenug von 189 MVA (126 
MW bei rd. cos p = 0,7). 


Re Niederwartha ist bekanntlich das erste reine Pumpspeicher- 
werk der Welt im Großmaßstab, nach dessen Inbetriebnahme 

im Januar 1930 — gestützt vor allem auf die damals epoche- 

“machende Ausbildung der neuartigen Pumpspeichersätze — die 
E isch deutsche Entwicklung AR reinen Pumpspeicherwerke 
einsetzte. Auf Niederwartha Flach zeitlich unmittelbar die 
beiden reinen Becher Koepchenwerk (damals 
ü Herdecke, 1930) und Waldeck (damals Bringhausen, 1932). 
Es lohnt sich, sich dieser Zusammenhänge zu erinnern, 
nachdem die Entwicklung heute auf viele Länder Europas und 
auch auf Länder, die bisher in dieser Frage abseits standen 
(England und USA), übergegriffen hat. 


Der Wiederaufbau von Niederwartha erfolgte in den Jahren 
1954 bis 1958 mit vier waagerechten Pumpspeichersätzen, die 
seinerzeit am Anfang der Entwicklung der (inzwischen klas- 
sisch gewordenen) „vereinigten“ waagerechten Pumpspeichet- 
sätze überhaupt standen. Die hydraulischen Maschinen des 
Wiederaufbaus wurden nach den Konstruktionszeichnungen 
1928/29 in Österreich neu gebaut. Infolge einiger Verbesserun- 
gen an diesen Maschinen und an der elektrischen Maschine 
selbst konnte die Einzelleistung des Generators von früher 21,5 
MVA auf 31,5 MVA (21,5 MW bei cos @ = 0,7) gesteigert 
werden. 


Dutch den Einbau einer Anwurfturbine mit Zahnkupplung 
(anstelle der früher vorhandenen und sich nicht bewährt haben- 
, ‚den Doppelkonus-Reibungskupplung) zwischen der elektri- 
Fa ‚schen Maschine und der Pumpe, vor allem aber durch Umstel- 
0 len des gesamten Betriebes auf Vollautomatik wurde das Werk 
Ir beim Wiederaufbau den Ansprüchen angepaßt, die bei neuzeit- 
lichen Pumpspeicherwerken an die „‚Schnellbereitschaft‘ in al- 
len Betriebszuständen gestellt werden müssen. 
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Nach Abschluß der Wiederaufbauarbeiten wurde das Wer 
in den Jahren 1957 bis 1960 um die eingangs erwähnten zwa 
zusätzlichen Maschinensätze unter Verwendung der Maschine 
des ursprünglichen Ausbaus erweitert. Die Montage dieser 
schinen erfolgte ebenfalls durch die österreichische Firma, di 
auch einige Maschinenteile hierbei neu herstellte und ergänzte 
Die Erweiterungsarbeiten boten bautechnisch mancherld 
Schwierigkeiten, da sie unter Inbetriebhalten der ersten 
Mäschißcnsaßle — also bei gefülltem Unterbecken — durchg; x 
führt werden mußten. Leder war es nicht möglich, mit de 
Werkabgabeleistung auch das Speichervermögen des Wed 
Eneprecheud zu vergrößetn; der Speicherraum reicht jetzt N 
1 
u 
ve 
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eine 4,4-Stunden-Vollastspitze aus. 

Durch die erwähnten Verbesserungen an den hydraulische 
und elektrischen Maschinen sowie dutch den Einbau der z 
zusätzlichen Pumpspeichersätze konnte die Werkabgabelet. 
stung gegenüber dem Jahr 1930 verdoppelt werden. Das Werk 
ist Aunmehr dutch folgende Hauptdaten gekennzeichnet: 

Werkabgabeleistung: 6 Sätze zu 31,5 MVA = 189 M 

(126 MW bei rd. cos = 0,7), n = 375 U/min, bestehend a 

Pumpe (einstufig, zweiflutig) 27000 PS, Q = 11,9 m?/s, 

Haas = 158.0, na, 0,8420, = 86) U7maıny 

Turbine 31700 PS, Q = 19,00 m?/s, H = 144,0 m, 

N\max = 0,91, 

elektrische Maschine (Drehstrom-Synchronmaschine) 

als Generator 31,5 MVA, 10,5 kV, GD? = 700 tm?, 


als Motor 30 MW bei rd. cos o = 1,0 bzw. 21,5 MW bei td 
EOS 9. 0,72, 


nen. una 2 de ee Mein 


Kupplungen: zur Turbine starre Kupplung, 


zur Pumpe Anwurfturbine mit einer im Betrieb ein- und aus 
rückbaren Zahnkupplung, 


Speichervermögen 560000 kWh (1,9 Mio m? bei 3,4 m 
kWh), 


Drucktohrleitungen: 3 Rohtstränge (vollgeschweißt) in St i 
von 3,20/2,50 m Durchmesser und je 1760 m Länge, 


Wassetschlösser: für jeden Rohrstrang ein zylindrisches 
serschloß in Stahl (vollgeschweißt) von 17,0 m Durchmess 
und 36,0 m Höhe. 4 
Das Werk Niederwartha wird neben seinen eigentlichen un 
bekannten Aufgaben (Pumpbetrieb, Abgabe von Spitzenener 
gie und Einsatz als Störungsreserve) auch laufend zur Leistung 
Frequenz-Regelung (Phasenschieben) eingesetzt und ist ei 
zuverlässige Stütze im Verbundnetz. | 
G. Gerstenberger, Dresde 


DK 621.311.17(73) 


Ausbau der Tennessee-Tal-Kraftwerks- 
leistung 


Die Tennessee Valley Authority (TVA) hat zur Sicherung de de 
weiteren Entwicklung in ihrem Versorgungsgebiet ein gfo 
angelegtes ee bekanntgegeben, desse 
Verwirklichung kürzlich durch Ausgabeoder ersten Tranche vo 
Obligationen in Höhe von 750 Mio $ eingeleitet worden is 
Die Verwaltung will, wie sie es in den vergangenen 27 Jahre 
ihrer Tätigkeit wiederholt getan hat, die Strompreise im Zug 
des zunehmenden Verbrauchs weiter herabsetzen, Im Jahr 1% 
wat es der Verwaltung möglich, die Eseigunieke au 
unter 1 Cent je kWh zu bringen. 


Nachdem inzwischen der größte Teil der vorhandenen 
serkraft für die Elektrizitätserzeugung ausgenutzt wird, ist d 
TVA dazu übergegangen, den Srößten Teil der geplanten Kral 
werke als Dampfkraftwerke zu erstellen. z N: 


Der wirtschaftliche Einfluß der Tennessee-Tal- Are 
streckt sich auf ein etwa 80000 Quadratmeilen großes Gebit 
das die Bundesstaaten Tennessee, Kentucky, Mississippi,V: 
ginia, Alabama, Georgia und Nordkarolina umfaßt. Darüb 
hinaus hat die TVA auch mittelbar zum wirtschaftlichen Wach 
tum des gesamten Südens der Vereinigten Staaten a 
der heute bereits über 20 v.H. aller Produktionseinrichtungt 
der USA auf sich vereinigt. 


21.165.004.6. 
afluß des Anfahrvorgangs auf die 
rbinenverkieselung 


ı einem Industrieunternehmen traten im Verlauf von 2!/, 
ren an einer zwölfstufigen, schnellaufenden Axial-Gegen- 
-kturbine (68 ata/475°/4,5 ata) drei schr erhebliche Laufrad- 
iden auf. Es handelte sich um Dauetr-Schaufelbrüche in 
ıe der Füllstückoberkante und um einen Salzbelag inner- 
‚ der achten bis zwölften Schaufelreihe des Laufrads. Alle 
aufeln bestanden aus StahlX 20 CrMo 13. 

ls Ursache des Schadens standen die Verkieselung in den 
ten, mit Salz behafteten Überdruckstufen oder ein durch 
wingungsbeanspruchung bedingter Dauerbruch zur Erör- 
ng. Die Frage, auf welche Mängel die Schäden zurückzu- 
en waten, konnte aber nicht eindeutig geklärt werden. 


‚m festzustellen, woher die Verkieselung der letzten Schau- 
ihen trotz der von der Betriebsleitung betonten sorgfälti- 
' Kesselwasserpflege kam, wurden eingehende Untersu- 
Aagen angestellt, über die der Leiter der Dienststelle Aachen 
TÜV Köln, Direktor A. Kuhlmann, in der Zeitschtift „Tech- 
he Übeswachung“ berichtet‘). Er stellt fest, daß im statio- 
ın Betrieb auf Grund der Analysen des Frischdampfs und 
Kesselwassers eine Turbinenverkieselung nicht eintreten 
inte. Dagegen wurden bei Anfahtversuchen sowohl im Kes- 
rasser als auch im Frischdampf (hier mit bis zu 1600 ug/]) 
selsäuregehalte gemessen, die beträchtlich über den im sta- 
ären Betrieb ermittelten lagen. Der Verfasser weist darauf 
- daß die neuen VGB-Richtlinien für 64-atü-Kessel (in dem 
astrieunternehmen, einer Papierfabrik, war ein Steilrohr- 
rumlaufkessel von 12,5 t/h höchster Dauetleistung, 67 atü 
‚ehmigungsdruck und 475° C Dampftemperatur aufgestellt) 
‚iger als 36 mg/l Kieselsäuregehalt im Kesselwasser fordern. 
3. Hömig begrenzt diesen Wert sogar auf8mg/]l; erst dann, 
wenn der SiO,-Gehalt im Dampf den Betrag von 20 ug Mi 
' übersteigt, könnten Turbinenverkieselungen mit Sicher- 
vermieden werden. 


is dürfte schwer fallen, die von Hömig genannte Zahl bei 64 
mit Basenaustauschanlagen zu erreichen. Deshalb sei, so 
ießt A. Kuhlmann seinen Bericht, zu überlegen, ob man nicht 
O atü Dampfdruck besonders im Hinblick auf den Anfahr- 
Sang mit einer Vollentsalzungsanlage arbeiten sollte. Außer- 
ı sollten die Turbinen erst dann, wenn — etwa durch Ein- 
' eines registrierenden Leitfähigkeitsmessers in die Frisch- 
ıpfleitung vor dem Abgang der Anfahrleitung — feststeht, 
"die Dampfqualität einwandfrei ist, in den Dampfstrom ein- 
haltet werden. Schr 


| 21.31 1.13 (411) 
tmstromlieferung schottischer Großstädte 


lie schottische Hauptstadt Edinburg mit 480000 Einwoh- 
wird seit langem von einer 132-kV-Station über zwei rd. 
alange 132-kV-Kabel versorgt, von denen auf halber Strek- 
e ein gleiches Kabel abzweigt. Die beiden direkten Kabel 
'en lediglich über Trennschalter zu je einem 60-MVA- 
sformator und können auf der 33-kV-Seite über einen Lei- 
‚gsschalter in der Einfachsammelschiene gekuppelt werden. 
‚gleiche gilt für die beiden Abzweige in einem andern 
Itteil. Dieser Fernstromanschluß ist also für eine Leistung 
4x 60 MVA bemessen. 

ür das nahe gelegene Glasgow mit über 1,1 Mio Einwoh- 
‚ı hat man auf Digitalrechnern 13 verschiedene Versorgungs- 
lichkeiten untersucht und als wirtschaftlichste eine ganz 
‚iche Fernstrombelieferung über zwei Kabel für 275 kV zu 
i Umspannwerken je 120 MVA ermittelt. Auch hier wird 
33 kV abgespannt. Ha 


‚lectrical Journal 1960, Heft 8, S. 504 bis 505] 


Techn. Überwach. Bd. 1 (1960), Nr. 12, S. 473/475. — Die Zeit- 
ift erscheint seit dem Januar 1960 im VDI-Verlag, Düsseldorf, in 
führung derZeitschriften, ‚Technische Überwachung‘ <(gegr.1897) 
‚Betriebund Technische Überwachung‘ (gegr.1956) und wird von 
Vereinigung der Technischen Überwachungs-Vereine (VdTÜV) 
Beepeben, 
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Stromversorgung einer künstlich angelegten 
Wohn-Insel in Florida DK 621.311.1 (73) 


Die Florida Power & Light Company hat auf einer künstlich 
geschaffenen Insel ein Verteilungsnetz errichtet. Diese Insel 
zählt nebst verschiedenen Klubeinrichtungen 511 Grundstücke 
und Einfamilienhäuser zu je 9000 bis 32000 $ mit einem mitt- 
leren Leistungsbedarf von je 19 kW für Licht, Heizung und 
Klimaanlagen. Für die Wohnhäuser rechnete man wegen der 
Ungleichzeitigkeit mit 10 kW Lastanteilam Transformator und 
für die ganze Insel mit einer Gesamtlast nicht über 3250 kW. Ri: 
Insgesamt werden dafür 5000 kW über zwei 15-kV-Einspeisun- 
gen vorgehalten. Das Drehstromkabelnetz für 120/240 V mit 
33 wasserdichten Unterpflasterstationen und 88 km Kabel istin 
Betonrohren verlegt. Die eine Stationstype zu 4,20 x 1,80 mist 
mit einem Einphasentransformator von 167 kVA und einem 
50-kVA-Drehstromtransformator ausgestattet, die andere zu 
4,80 x 1,80 m mit drei Transformatoren je 167 kVA, sämtlich 
mitSchaltersicherungen aufder Primärseiteundohnesekundären 
Überlastschutz, doch mit Ableitern an jeder ihrer beiden Pri- 
märklemmen. : 


Die nn besteht aus drei Einleiterkabeln je 
107 mm? Cu, papierisoliert mit Bleimantel und Neoprenüber- 
zug; diese Schleife und drei abgezweigte Ringkabel je 28 mm?Cu 
sind mit kathodischem Schutz versehen, der sich unter den Be- 
dingungen Floridas bewährt hat. 


Auf der Niederspannungsseite sind die üblichen Einleiter- 
Gummikabel ohne Metallmantel mit Neoprenüberzug verlegt. 
Sie haben aus wirtschaftlichen Gründen Al-Leiter, und zwar mit E 
107, 175 und 253 mm?. Außerdem gibt es für Drehstroman- 
schlüsse Dreileiterkabel zu 53 mm? Al (anscheinend haben neu- 
zeitliche Dreileiterkabel in den USA bei Gummiüisolierung bi RN. 
3 kV hinauf keinen Metallmantel über den drei Adern). D 
Betonrohre haben 10 cm Durchmesser und eine Fiberhülle. Alle 
Verbindungen befinden sich in Hand- oder Mannlöchern oder 
in den Transformatorenstationen. Für die Kupferkabel sind sie 
üblicher Art, für die Aluminium- und Sekundärkabel spezieller # 
Natur und Vorisoliert, Sternpunktleiterhaben Preßverbindung ; 
mit Neoprenüberzug. Jedes Grundstück hat einen 120 /240- 
Drehstromanschluß mit vier Leitern von dtei Transformatoren 
in offener Dreieckschaltung erhalten, wobei die Verbindung das 
EVU, die Hausanschlüsse der jeweilige Bauherr erstellen läßt. 


Das Anlegen der Insel und ihre Ausstattung wurde im 
Oktober 1959 begonnen und etwa ein Jahr später beendet. Ihr 
Gesamtwert einschließlich der Gebäude beträgt über 25 Mio $. 
Das Bauunternehmen hat 4 Mio $ aufge wendeh und für die 
Stromversorgung einen Zuschuß von 876000 $ geleistet. 


[Electrical World Nr. 19.vom 7. November 1960, S. 82 bis 85] : v 


Überwachung der innerbetrieblichen 
Energiebedarfsdeckung 


Vom 7. bis 11. November 1960 veranstaltete die Forschungs- i 
stelle für Energiewirtschaft an der TH Karlsruhe in Verbin- 
dung mit dem Landesgewerbeamt Baden-Württemberg, Außen- Ve 
stelle Karlsruhe, erstmalig einen Lehrgang „Überwachung detuiae, AIR... 
innerbeisieblichen Fler piebdarsderking“ Im Rahmen dieses 
Lehrgangs wurden die Grundlagen aller Meßverfahren erörtert, 
die für die innerbetriebliche Enersieibe wach von Bedeu- 
tung sind. Daneben wurden die entsprechenden Meßgeräte ein- 
gehend beschrieben. Im Rahmen einer halbtägigen Vorführung. 
wurde den Teilnehmern Gelegenheit BeRchbi sich an fünf 
Meßplätzen über die Widkmgswlise det Geräte zu informieren 
undsichmit den besonderen Bene vertraut zumachen, 
die bei der Durchfühtung von Messungen zu beachten sind, um 
sinnvolle Ergebnisse zu erzielen. Die beiden letzten Tage des. 
Lehrgangs waren den Fragen der Datenverarbeitung gewidmet. 
Es wurde gezeigt, welche Möglichkeiten eine sinnvolle Daten- 
verarbeitung im Hinblick auf die Beurteilung des energetischen 
Verhaltens von Maschinen und Anlagen, die Ermittlung von 
Verlustquellen und die Feststellung des bettiebstechnischen Ab- 
laufs bietet. Eingehend wurden auch die Möglichkeiten einer 
mathematisch-statistischen Datenverarbeitung behandelt, wo- 
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bei versucht wurde, die Teilnehmer erst einmal in die mathe- 
matische Statistik einzuführen. 

Dieser Lehrgang wird vom 27. Februar bis 3. März 1961 wie- 
derholt werden. Anmeldungen nimmt die Forschungsstelle 
(Karlsruhe, Matie-Alexandra-Str. 48) entgegen. 


Persanliches 


Am 11. Januar 1961 verstarb nach langer schwerer Krank- 
heit im 68. Lebensjahr Staatsfinanzrat Hermann Schilling, Inhaber 
des Großen Verdienstkreuzes des Verdienstordens der Bundes- 
republik Deutschland. Bald nach der Gründung der Vereinigte 
Elektrizitäts- und Bergwerks-AG (VEBA), die im Jahr 1929 als 
Holding-Gesellschaft für die Interessen der staatlichen Gesell- 
schaften Preußens ins Leben gerufen worden war, trat HJ. Schzl- 
ling in den Vorstand ein. Es gehört zu seinen großen Verdien- 
sten, die in der VEBA vereinigten Gesellschaften, unter ihnen 
die Preußische Elektrizitäts-AG, über den Zusammenbruch hin- 
weg gerettet zu haben. In den kritischen Jahren 1945 bis 1948 
oblagen ihm als von der britischen Militärregierung eingesetz- 
tem Treuhänder die Pflichten des Vorstands allein. 

Während seiner vierzehnjährigen Tätigkeit als Vorsitzer des 
Aufsichtsrats der PreußischeBlektrizitäts-AG und der Nordwest- 


deutsche Kraftwerke AG hat sich der Heimgegangene mit Tat- 


kraft und Umsicht für die Interessen der beiden Gesellschaften 
eingesetzt. Beide verdanken seinem großen gesamtwirtschaft- 
lichen Überblick, seiner Energie und seinem klugen Rat ihren 
Aufstieg. Das bei Stade an der Unterelbe entstehende Groß- 


 kraftwerk der NWK trägt den Namen „Kraftwerk Schilling“. 


x 
In der letzten Vorstandssitzung des Deutschen Verbandes 


. technisch-wissenschaftlicher Vereine in Berlin wurde Bundes- 


y 


 minister Prof. Dr.-Ing.Siegfried Balke für die Jahre 1961 und 


1962 als Nachfolger von Staatssekretär Prof. Dr.-Ing. E. h. 
Dipl.-Ing. Kar/ Herz einstimmig zum Vorsitzenden dieses Ver- 


'bandes gewählt. 


x 
Der Elektrizitätsausschuß der OEEC hat den Leiter der Un- 
terabteilung III B (Elektrizität, Gas, Wasser und Abwasser) im 
Bundeswirtschaftsministerium, Ministerialdirigent Dr.-Ing. S. 
Heesemann, zum stellv. Vorsitzenden gewählt. 
* 


Am 18. Januar 1961 hat Direktor Dipl.-Ing. Willy Schmidt, 
Vorstandsmitglied der Energie-Versorgung Schwaben AG, 


‚Stuttgart, sein 65. Lebensjahr vollendet. Am 1. Januar 1960 


‘ konnte er auf eine A0jährige Tätigkeit bei der EVS und ihrer 


Rechtsvorgängerin, der Württ. Landeselektrizitäts-AG, zu- 


. rückblicken; bei dieser Gelegenheit wurde sein Lebenswerk in 


£ 


dieser Zeitschrift besonders gewürdigt!). 

Prof. Dr. Arved Lompe stand am 2. Januar 1961 25 Jahre in 
den Diensten der Osram GmbH. Er begann seine Tätigkeit bei 
der „Studiengesellschaft für elektrische Beleuchtung‘ und 
wurde 1956 zum Direktor der Gesellschaft bestellt. Die Stu- 
diengesellschaft hat ihre Laboratorien in Berlin und Augsburg. 
Dr. Lompe wurde im vergangenen Jahr als Honorarprofessor 
für das Gebiet der Gasentladungsphysik an die Technische Uni- 
versität Berlin-Charlottenburg berufen. 

% 


Die Technische Hochschule München hat die Würde eines 
Dr.-Ing. E. h. verliehen an Dr. techn. Gustav Markt, Professor 
an der Technischen Hochschule Wien, in Würdigung seiner 
hervorragenden Verdienste um die Einführung und Entwick- 
lung des Bündelleiters für die Höchstspannungs-Energieüber- 
tragung, und Dipl.-Ing. Wülhelm Stoeckicht, selbständ. Ingenieur 
in München-Solln, in Würdigung seiner schöpferischen Lei- 
stungen auf dem Gebiet der Getriebe, insbesondere bei der 
Entwicklung von Planetengetrieben. 

x 


Prof. Dr.-Ing. 7. Cremer wurde zum Leiter des Rechenzen- 
trums der Technischen Hochschule Aachen ernannt. 


1) Vgl, Elektrizitätswirtschaft Bd. 59 (1960), S. 27 


Elektrizitätswirtscha 


Buchbesprechungen 


Die Energiewirtschaft — Struktur, Organisation und Tender, 
zen. — Verfaßt von einer Arbeitsgruppe der Forschung, 
gruppe der Friedrich-Ebert-Stiftung, Bonn, unter Fedg 
führung von Samuel Karres. Größe 16 x 23 cm, 305 S. m 
41 Zahlentafeln und 7 Schaubildern. Verlag für Literatur un 
Zeitgeschehen, Hannover 1960. Halbleinen 22,80 DM. 


Das Buch ist geeignet, dem Bedürfnis vieler Kreise zu entspft 
chen, die sich an der öffentlichen Diskussion über Fragen de 
Banstofeinschal beteiligen wollen, ohne bisher über i 

geschichtlichen Grundlagen und statistischen Daten im ein el 
nen unterrichtet zu sein. en wird nunmehr eine sorgfältige 
Auswahl aus der für den Laien verwirrenden Vielzahl ufen der 
Veröffentlichungen dargeboten. Der mit der Herausgabe vo 
Tabellen in Buchform verbundene Nachteil, daß diese nicht au 
dem letzten Stand sein können und mit der Zeit veralten, kahl 
gegenüber dem großen Vorteil, daß weite Kreise erstmalig it 
Zusammenhang über die Grundtatsachen unterrichtet werdei, 


Erdöl, Erdgas, Kernbrennstoffe, Wasserkraft — für ein Sym ui 
det Unlösbarkeit der Aufgabe, rational die — objektiv — 
„tichtige‘“ Brennstoffpolitik zu finden: Sechs variable, in Be 
ziehung zueinander gesetzte Größen ergeben eine Funktiot 


sechsten Grades. Jeder Mathematiker weiß, was es heißt, ein! 


Politik aber ist nicht, oder nicht vorrangig, eine Sache de 
Kalkulation, sondern der Intuition. Diese allein könnte auc) 
helfen, wo die Materie der Kalkulation entzögen ist und bleibes 


wird. 


* 


Das erfolgreiche Führen in Technik und Wirtschaft. 4 
Von Prof. Dr.-Ing. Walter Schmidt. Größe 15 x 21,5 cm, 3228, 
mit 7 Abb. VDI-Verlag GmbH, Düsseldorf 1959. In 2 
23,80 DM. 


Der Verfasser ist seit einer Reihe von Jahren o. Prof. N 
Direktor des Instituts für Werkzeugmaschinen und Betrieb 
technik an der TH Karlsruhe. Durch Forschungsaufgaben u 
Betriebsberatungen steht erin dauernder Fühlung mit. der Praxis 
Sein Buch ist die Vertiefung und Ausweitung einer Vorlesun, 
„Die Führungsaufgaben de Ingenieurs“, dieerim Rahmend 
Studium ek a. mehreren Jahren hält. Bin Charakteristl 
kum des Buches besteht darin, daß es an einer beliebigen Stel 
aufgeschlagen werden kann, um zu lesen, und daß man gar 
Abschnitte auslassen kann, okne den Zusammenhang zu ve 
lieren. Man kann sich also, je nach Interesse, mit den ar 
rungen des Verfassers über die Führung und Leitung, die Per 
son des Führenden, die personelle Struktur des Unternehme 
befassen oder sich mit den Abschnitten über die Arbeit und ihtt 
Wertung, die Bedeutung guter Zusammenarbeit und den Um 
gang mit Menschen beschäftigen. | 


Das sehr lesenwerte Buch mit einer Gesamtschau über dit 
Führungsprobleme und ihre Lösungen ist für den praktischef 
Gebrauch derer geschrieben, die in Technik und Wirtsch: 
andere verantwortlich führen oder später führen wollen. X: 


En: — Von ne -Ing. Dr. Heinrich Krans. DIN A5, 
0 S. mit 5 Abb. Verlag des Österreichischen Gewerkschafts- 
undes, Wien 1960. 


line der wichtigsten Aufgaben des Unfallschutzes ist, Unfälle 
rerhüten und die entsprechenden vorbeugenden Maßnahmen 
teffen. Grundlage des technischen Malitsschntzes bildet in 
erreich die Allgemeine Dienstnehmerschutzverordnung, die 
fast alle Beiriche gilt. Dabei sind der Umfang des Betriebes 
. sein Charakter (Haudweuks- oder Fabrikbetrieb) bedeu- 
oslos. 
die gesetzlichen Grundlagen für den Erlaß dieser Verord- 
\g geben die Gewerbeordnung und das Arbeitsinspektions- 
etz. Verstöße werden nach den Bestimmungen der Gewerbe- 
nung oder gegebenenfalls nach den Bestimmungen des Straf- 
stzbuchs geahndet. 
wuch in Österreich hat sich gezeigt, daß Freileitungen eine 
andere Gefahrenquelle darstellen. Dort treten 20 bis 33% 
t tödlichen Unfälle an Freileitungen auf. Während der Mit- 
vert für die anderen Unfallursachen bei etwa 10 % liegt, 
iuft sich die Anzahl der tödlichen Unfälle an Freileitungen 
3 
ein Mehrfaches. 


Jas vorliegende Fachbuch hat sich nun die Aufgabe gestellt, 
:beim Arbeiten an und in der Nähe von Freileitungen auf- 
enden Gefahren aufzuzeigen und Hinweise für das Vermei- 
von Unfällen zu geben. Ihm wurde 1960 ein Anerkennungs- 
is der Stiftung für wissenschaftliche Arbeiten der Kammer 
‚Arbeiter und Angestejlte. Wien, verliehen. 


ach einer Aufzählung und Erläuterung der in den verschie- 
‚en Bestimmungen über die Errichtung und den Betrieb von 
ileitungen enthaltenen Begriffserklärungen, ergänzt durch 
Sildungen der wichtigsten Bauteile, und einer ausführlichen 
ilderung der Wirkung des elektrischen Stroms auf den 
aschen wird der Betrieb von Freileitungsanlagen im Spiegel 
: Allgemeinen Dienstnehmerschutzverordnung behandelt. 
nerkenswert ist, daß sowohl die Allgemeine Dienstnehmer- 
uutzverordnung als auch die ihr untergeordnete Baustellen- 
Jatzverordnung, abgesehen von einigen zusätzlichen Bestim- 
agen für Freileitungen auf Baustellen, von der Festlegung 
Einzelheiten absehen und nur auf die jeweils geltenden elek- 
chnischen Vorschriften des ÖVE und des VDE hinweisen. 


on den weiteren Kapiteln können aus Platzmangel an dieser 
le nur das Herstellen des spannungslosen Zustandes, das 
ai unter Spannung und in der Nähe von unter Spannung 
enden Freileitungen, das Feuerlöschen in der Nähe von 
ileitungen und das Mastaufstellen unter Spannung erwähnt 
den. Für letzteres haben sich die „OKA-Semperit“-Isolie- 
gsdecken augenscheinlich besonders bewährt. Nähere An- 
en hierüber enthält auch die von der Oberösterreichische 
nftwerke- -AG, Linz, herausgegebene Dienstvorschtift für das 
len von Holzmasten unter Spannung. 


Jas vorliegende Büchlein bietet dem deutschen Fachmann 
1erlich manchen wertvollen Hinweis und sollte deshalb 
hi in EVU-Kteisen die gebührende Anerkennung und Ver- 
itung finden. L. Simon 
2 ; 

az 

ıgbuch der Energiewirtschaft. — Herausgegeben von der 
Jereinigung Deutscher Elektrizitätswerke in Zusammen- 
rbeit mit dem Verband der Deutschen Gas- und Wasser- 
verke. 14. Lieferung, DIN A 5, 207 S. Verlags- und 
Jirtschaftsgesellschaft der Elektrizitätäwerke mbH, Frank- 
urt am Main 1960. 20,70 DM (Gesamtumfang 2372 S. in 4 
jänden 271,05 DM). 

Jie 14. Lieferung zum VDEW-Ringbuch enthält neben Er- 
zungen der Inhaltsübersichten zu den Bänden II, II, IV und 
neuen Sammelmappe IV neue Beiträge zu den Abschnitten 
ektrizitätsverteilung‘“, „Energiewirtschaftsrecht“ ‚ „Behör- 
“ und „Begriffsbestimmungen“. Zur „Elektrizitätsvertei- 
g“ folgen die Richtlinien über Kreuzungen von Starkstrom- 
gen eines EVU mit Gelände- oder Starkstromleitungen 


der Nichtbundeseigenen Eisenbahnen. Zum „Energiewirt- 
schaftsrecht“ erscheinen das Gesetz betr. die elektrischen Maß- 
einheiten, die Verordnung über die Beglaubigungspflicht von 
Meßgeräten für Elektrizität, Richtlinien der Physikalisch-Tech- 
nischen Bundesanstalt für die Durchführung der amtlichen Be- 
glaubigung und amtlichen Prüfung sowie Auszüge aus der 
Eichordnung, soweit sie die Elektrizitätswerke betreffen, z.B. 
die besonderen Vorschriften über Voraussetzungen und Durch- 
führung sowie die Gültigkeitsdauer der Eichung von Elektri- 
zitätszählern, Meßwandlern für Elektrizitätszähler und Meß- 
sätzen aus Elektrizitätszählern und Meßwandlern, und Je 


mit lese Lieferung auf den neuesten Stand gebracht. 


* 


Vorschriften des Verbandes Deutscher Elektrotechniker. — 
Band III: Maschinen, Transformatoren, Umformer, Installa- 
tionsmaterial,Schalt-undHochspannungsgeräte, Verbrauchs- 
geräte. — 27. Kuflape, DIN A 5, 1470 S. VDE- "Verlag, Berlin 
1960. Gzln. 30,— DM. 


Alle drei Bände des Vorschriftenwerks erlebten im Jahr 195% 
mit erheblichen Änderungen und Erweiterungen eine Neuauf- 
lage. Schon nach einem weiteren Jahr wurde die Herausgabe 
der 27. Auflage des dritten Bandes notwendig, die nach d. 
Stand vom 1. April 1960 erschienen ist. Gegenüber der 26. Aı 
lage des dritten Bandes von 1959 sind im einzelnen folgen 
Vorschriften verändert worden: . 


VDE 0550 (Vorschriften für Kleintransformatoren), 
VDE 0616 (Vorschtiften für Lampenfassungen und al 
sockel bis 750 V), ; 
VDE 0620 (Vorschriften für Steckvorrichtungen bis 750 
100 A), 
VDE 0641 (Vorschriften für einpolige Leitungsschutzsch 
ter bis 24 A 380 V), Habe 
VDE 0725 (Vorschriften für probeweise verwendba a. Pi 
schmiegsame Elektrowärmegeräte), 


Antrieb für den Hausgebrauch und ähnlic 5: 
Zwecke). i 


Die Vorschriften für Leuchten mit Betriebsspannungen un 
1000 V (VDE 0710) sind in ihrer Neufassung besonders zu 
wähnen. 


* 


1. Erläuterungen zu den Bestimmungen für das Errichten vo 
SEEN mit Nennspannungen von1 kV und darü 


tenreihe -DIN.A 3.152 8 nie 20/4 bb, VDE-Verlag GmbH 
Berlin 1960, Katt. 4, = DM. 


Die neuen „Brrichtungsvorschriften‘“ für Hochspannungs- N 
anlagen enthalten im Vergleich mit den alten Vorschriften u. a. 
grundsätzlich neue Ben über Stromrichtet, Konden- 
satoren, Isolation, Klimabedingungen, Kurzschlußstrom, Auf- er 
bau von Freiluftanlagen, Docks und die Prüfung 
fabrikfertiger Anlagen. Darüber hinaus wurden die älteren Pa- 
ragraphen dem Stand der Technik angepaßt, soweit wie mög-, 
lich auch den IEC-Empfehlungen. 


2. Erläuterungen zu den Vorschriften für Leuchten (VD 
0710/10.59) mit Hinweisen auf vorschriftsmäßige Anwen- 
dung von Leuchten. Von L. Weis. Heft 12 der VDE-Schrif- 
tenreihe, DIN A 5, 60 S. mit 58 Abb. Kart. 4,— DM. Sr RR 


Die neuen Vorschriften für Leuchten sind notwendig gewor- 
den, weil sich über die Art des Schutzes gegen zu hohe Berüh- 
rungsspannung neue Auffassungen durchgesetzt haben. Die 
Erläuterungen, die im allgemeinen von den Vorsitzenden der 
zuständigen VDE-Kommissionen verfaßt sind, helfen dem An- 
wender, sich mit den Gedanken vertraut zu machen, die den 
Vorschriftenzugrundeliegen. SiebietensomiteinepraktischeEr- 
gänzung zu dem notwendigermaßen knappen Vorschtiftentest. 
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3. Erläuterungen zu den Bestimmungen für den Betrieb von 

Starkstromanlagen VDE 0105 Teil 1/11.60. Von G. Schnei- 

der. Heft 13 der VDE-Schriftenreihe. DIN A 5, 70 S.Kart. 

4,— DM. 

Die Erhaltung des ordnungsgemäßen Zustands einer Stark- 
stromanlage, das Freischalten und die Sicherung des spannungs- 
freien Zustands einer Starkstromanlage, an der gearbeitet wird, 
das Wiedereinschalten nach Beendigung der Arbeit, das Arbei- 
ten an unter Spannung stehenden Teilen in besonderen Fällen 
und das Arbeiten in der Nähe von unter Spannung stehenden 
Teilen sind Hauptgebiete der neuen Bestimmungen. VDE 0105 
Teil 1 enthält die allgemeinen und grundlegenden Bestimmun- 
gen. Zu diesen sollen später Sonderbestimmungen für einzelne 
Gebiete als Teile 2 bis 11 hinzugefügt werden. 

* 

Üben mit 7 Formeln. — Von Benedikt Gruber. Aufgabensamm- 
lung mit Lösungen zur Vorbereitung im Elektrohandwerk 
für die Meisterprüfung; Größe 11,5 x18 cm, 132 S. mit 60 
Abb. Brosch. 4,40 DM; 
für die Gesellenprüfung; Größe 11,5x18 cm, 92 S. mit 
57 Abb. Brosch. 4,— DM. 

Verlag R. Oldenbourg, München 1960. 

Beide Bändchen erscheinen in der achten, verbesserten Auf- 
lage. Die Auswahl des Stoffes wurde den Forderungen der Pra- 
xis und der Prüfungen angepaßt. R 

* 


Derheitere Hüttenmann. — Von Hans Tillmann. Größe 11,5 x 
19,5 cm, 208 S. mit 48 Abb. Vulkan-Verlag Dr. W. Classen, 
Essen 1960. Geb. 14,60 DM. 

Geist und Art des Hüttenmanns und sein berufliches Wirken 
finden in dem Buch in ihrer Vielfalt heiteren Ausdruck. Es ist 
zum 100jährigen Jubiläum des Vereins Deutscher Eisenhütten- 

leute erschienen. M 


Aus der Arbeit der VDEW 
. UNIPEDE-Kongreß 1961 in Baden-Baden 
Die Union Internationale des Producteurs et Distributeurs 
d’Energie Electrique hält in diesem Jahr auf Einladung der 
VDEW ihren Jahreskongreß vom 11. bis 18. Oktober 1961 in 
Baden-Baden ab. Zum ersten Male wird die Bundesrepublik 
- Deutschland hierbei als gastgebendes Land auftreten. 
Für den Kongreß ist folgender Zeitplan vorgesehen: 
Mittwoch, 11. Oktober: 


Vormittag Eröffnungsfeier und Begrüßung 
Nachmittag 1. Arbeitssitzung 
Abend Regierungsempfang 


Donnerstag, 12. Oktober: 
Vormittag und 

Nachmittag 
Abend 

Freitag, 13. Oktober: 
Vormittag und 
Nachmittag 4. und 5. Arbeitssitzung 
Abend Bankett der UNIPEDE 

Samstag, 14. Oktober 
Vormittag und 
Nachmittag 
Abend 


2. und 3. Arbeitssitzung 
Sinfonie-Konzert 


6. und 7. Arbeitssitzung 
Empfang durch die Stadt Baden-Baden. 


Für die Damen sind Besichtigungen in Baden-Baden und 


Ausflüge in den Schwarzwald vorgesehen. 


Anschließend an die Arbeitssitzungen werden vom 15. bis 
17. Oktober Exkursionen nach Wahl in die wirtschaftlich be- 
deutendsten Gebiete der Bundesrepublik Deutschland durch- 
geführt, und zwar nach Berlin, Hamburg, Düsseldorf, Stutt- 
gart, München und Nürnberg. Die Studienreisen enden am 
18. Oktober, an dem eine Abendveranstaltung die Gäste noch 


einmal vereinigt. 


Vorläufige Programme sind den VDEW-Mitgliedswerken 
der Größenklassen 8 bis 15 bereits zugegangen. Für weitere In- 
teressenten stehen noch Exemplare bei der VDEW-Geschäfts- 
stelle zur Verfügung. Der an die UNIPEDE abzuführende Ta- 
gungsbeitrag beträgt für die delegierten Teilnehmer NF 450,—. 

sd 
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UN-Konferenz über neue Energiequellen in Rom 1961 


| 

Auf Einladung der itälienischen Regierung wird in Roh 
vom 21. bis 31. August 1961 eine UN-Konferenz über neu 
Energiequellen statriden: die sich mit der Prüfung praktisch W 
Probleme und Erfahtungen bei der Verwendung von Sonnen 
energie, Windkraft und geothermaler Energie unter besondere 
Berücksichtigung der Probleme in Entwicklüngsländern befas. 
sen soll. Ein Bericht des UN-Generalsekretärs hierüber wurd 
bereits 1957 veröffentlicht. Von Mai bis Juli 1960 traten in Ma. 
drid, Grenoble und Rom Sachverständige zusammen, die ie f 
Tagesordnung für die Konferenz ausarbeiteten. Danach sollt 
el die Ansrabne der erwähnten Energiequellen zur ei - 
winnung von Kraft und zum anderen die Ausnutzung der Son | 
nenenergie für andere Zwecke erörtert werden. 1 


Berichtswerk über die Weltkraftkonferenz 1960 in Mad i 


Das Berichtswerk (Transactions) der letzten Teiltagung 
der Weltkraftkonferenz in Madrid im Juni 1960 wird vorau 
sichtlich im Juni 1961 fertiggestellt sein. Das Generalthem 
dieser Teiltagung lautete bekanntlich: „Methoden zur ra 
bung von Energiemangellagen (Methods for solving po ver 
horse problems)“. Insgesamt wurden 164 Berichte einge 
reicht, die nunmehr in einem 10 Bände umfassenden Werk zu 
Gesamtpreis von 375,— DM einschließlich Versandkosten { 
zogen werden können. Eine Übersicht über Inhalt und Glied 
rung sowie das Werk selbst sind unmittelbar beim VDI-Verlat 
Direidert Bongardstraße 3, zu bestellen. 


2 


Die neuen gesetzlichen Bestimmungen für den 
und das zollfreie Kontingent 


Mit der Verkündung im Bundesgesetzblatt II S. 2425 ist de 
Zolltarif 1961 ab 1. Januar 1961 in Kraft getreten. Feste Brenn 
stoffe der Tarifnr. 27.01 (Steinkohle, Steinkohlehbeikets ni 
ähnliche, aus Steinkohle gewonnene feste Brennstoffe), in ande 
ren Ländern als den Mitgliedstaaten der EGKS erzeugt, untet 
liegen für die Jahre 1961 und 1962 einem Zollsatz von 2 


DM/100 kg. Ab 1963 sind sie zollfrei. 


Das in der gleichen Ausgabe des BGBl. II verkündete „& 
setz über das Zollkontingent für feste Brennstoffe 1961 um 
1962“ vom 23. Dezember 1960 setzt das in Anmerkung 3 2 
Tarifnr. 27.01 des Deutschen Zolltarifs 1961 vorgesehene zal 
kontingent für die Jahre 1961 und 1962 auf insgesamt 105 9 
der im Durchschnitt der Jahre 1954 bis 1958 aus dritten a 
dern importierten Kohle fest. Effektiv betrug das Zollkonti 
gent für 1959 und 1960 rd. 5,3 Mio t/Jahr. Für 1961 und 16 
beträgt es nunmehr rd. 6,0 Mio t/Jahr. Durch Hinzunahme d 
Yhre 1954 und 1955 als Referekizjahre ist besonders der Ante 
der britischen Kohle am Kontingent erhöht worden. It 


an 


y 


Fi 


Weitere Einzelheiten können dem Gesetzeswortlaut ei 
nommen werden. ii 


) 4 
Zu den aus Mitgliederkreisen laut gewordenen Befürchtun 


gen über die Preisentwicklung für Einfuhrkohle aus dritteı 
Ländern verweisen wir auf den Bericht des Herrn Abg. 
Dabhlgriin zam schriftlichen Bericht des Wirtschaftsausschusse 
des Bundestages vom 5. Dezember 1960 (zu Drucksache 226: 
insbesondere auf den letzten Absatz, der auszugsweise wi 
folgt lautet: } 


„Bei der Beratung im Wirischaftsausschnß ist die Frage d 
Handelsnutzens bei Importkohle eingehend erörtert wordet 
Veranlassung hierzu gaben Nachricheen über angeblich übe 
höhte Preisforderungen für Importkohle. Die Bundesregierun 
hat diesen Vorwurf zum Anlaß genommen, um mit den ma 
geblichen Importeuren die Be des Handelepucns einge 
hend zu erörtern. Dieses Gespräch hatte zur Folge, daß sich 
Importeure verpflichteten, die von ihnen im Rahmen des z0 
freien Kontingents eingeführte Kohle nur unter Berechnun 
eines Nutzens in handelsüblicher Höhe weiterzuverkaufen. 
der verhältnismäßig kleinen Zahl der kontingentberechtigte 
Importeure und der in Betracht kommenden Verbrauc 
dürfte sichergestellt sein, daß diese NerpBERONE eingehalt 
wird.“ Mn A 
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wicklung der Haldenbestände in der Montanunion 

ie Hohe Behörde der Montanunion weist darauf hin, daß 
Xohlenhalden in der Montanunion im November 1960 um 
tauf 28,9 Mio t zurückgegangen und damit 2,4 Mio t nied- 
‚sind als zum gleichen Zeitpunkt des Vorjahrs. Dieser Hal- 
abbau sei umso beachtlicher, als im November 1960 die 
alenförderung in der Montanunion höher war als in jedem 
13 vorangegangenen Monate. Von dem Haldenabbau um 
900 t in der Montanunion während des Monats November 
allen 543000 t auf die Bundesrepublik Deutschland. 

A den Bestandsmeldungen erscheinen seit Jahren praktisch 
jerkäufliche Mengen (nicht oder nur schwer absetzbare fran- 
sche und belgische Kohle), die sich zur Zeit auf rd. 6 Mio t 
\ufen. Mn|Wb 
"hständer und Blitzschutzanlage 


jeim Einbau von Blitzableiteranlagen in Gebieten mit Dach- 
dernetzen ist es wiederholt zu Auseinandersetzungen zwi- 
In EVU und Errichtern derBlitzableiter gekommen. Abge- 
‘n davon, daß bei der Werbung für den Blitzschutz der 
ihständer als Gefahr hingestellt worden ist, sind Hauseigen- 
‚er veranlaßt worden, vom EVU den Einbau von Funken- 
ken zu fordern. Der VDEW-Arbeitsausschuß ‚„Ortsnetz- 
‘“ hat dazu Fachleute aus zwölf Mitgliedswerken verschie- 
st Größe und Lage im Bundesgebiet um ihre Ansicht gebe- 
‚und daraufhin wie folgt Stellung genommen: 

ine Funkenstrecke zwischen Dachständer und Blitzableiter- 
ıngsleitung wird in Anlehnung an die Bestimmungen des 
'schusses für den Blitzableiterbau [ABB] nur dann für erfor- 
ich gehalten, wenn der Abstand zwischen beiden kleiner als 
‚ ist. — Das gleiche gilt, falls auf dem Dach neben der Ge- 
deblitzschutzanlage auch ein Niederspannungsbetriebserder 
ıbgeführt wird. Da hierbeiaber immer mit kleineren Ab- 
‚den als 1 m zwischen beiden Erdungsanlagen gerechnet 
‚den muß (z.B. wegen der Dachrinne), sollten in diesen Fäl- 
stets Funkenstrecken, und zwar zwischen den beiden Er- 
gsleitungen, eingebaut werden. Eine Funkenstrecke zum 
‚hständer hin ist dann überflüssig, da die am Dachständer 
nungsgemäß isoliert herabgeführte Erdungsleitung bereits 
‚Aufgabe einer Funkenstrecke übernimmt. 

‚s wird — wie sonst — empfohlen, daß derjenige die Fun- 
strecke einbaut, der zuletzt kommt. Baut ein EVU ein Netz 
‚eigenem Anlaß um, gehen der Einbau oder das Versetzen 
\ Funkenstrecken zu Lasten des EVU. Dabei kann es vor- 
Amen, daß sich wegen des größer gewordenen Abstands zum 
-hständer hin eine Funkenstrecke erübrigt. 

Zur Frage, wer berechtigt ist, Funkenstrecken einzubauen, 
tritt der Ausschuß die Auffassung, daß dies in jedem Fall 
h der Errichter des Ortsnetzes tun kann; denn diese Arbeit 
in handwerklicher Beziehung ohne weiteres den Arbeiten 
n Schaffen von Betriebserdungsanlagen gleichzusetzen. Az 


stundkursus für Ingenieure 

er 7. Grundkursus für Ingenieure befaßt sich auf tech- 
;hem Gebiet mit der Stromerzeugung und findet vom 20. bis 
"März 1961 in der Akademie für politische Bildung in 
zing am Starnberger See statt. Die Lehrgangsgebühr be- 
t 130,— DM, Unterbringung und Verpflegung kosten 
— DM je Tag bei‘ jeweils vier Mahlzeiten. Es können nur 
iige, vornehmlich ältere Herren einzeln untergebracht wer- 
;für dieanderen Teilnehmer sind Doppelzimmer vorgesehen. 
'eilnahmegebühr und Internatskosten für fünf Tage in Höhe 
‚.130,— DM -+ 75,— DM sind durch Überweisung auf das 
tgangskonto der VDEW bei der Dresdner Bank AG in 
nkfurt am Main, Konto-Nr. 136760 unter dem Stichwort 
chnische Fortbildung‘ zu zahlen. 

er Lehrstoff umfaßt voraussichtlich folgende Arbeitsgebiete; 
esselanlagen und Turbogeneratoren großer Leistung, 
ı1oderne Laufwasserwerke und Pumpspeicherwerke mit und 
hne natürlichen Zufluß, 

ttionelle Baustelleneinrichtungen, 

tundzüge der Kostenrechnung und des Steuertechts der 
nergiewirtschaft, 

echtsgrundlagen und Rechtsformen der Energiewirtschaft, 
erträge und Tarife für die Stromlieferung, 
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volkswirtschaftliche Zeitfragen, 
betriebswirtschaftliche Organisation, 
Personalwesen und Betriebsrat. 


_ Die Referate werden in der Mehrheit von namhaften Fach- 
leuten aus VDEW-Mitgliedswerken gehalten. Einen Teil der 
Vorträge bestreitet wiederum dankenswerterweise unser Nach- 
barland Österreich. Für die Aussprachen ist genügend Zeit 
vorgesehen. Einige Abende werden kultur- und geisteswissen- 
schaftlichen Themen gewidmet. 


Es können knapp 50 Teilnehmer zugelassen werden. Die An- 
meldungen werden bis Ende Februar 1961 erbeten und nach der 
zeitlichen Reihenfolge berücksichtigt. Ha 


Monatliche Schnellstatistik der VDEW, Jahr 1960 und 
Dezember 1960 


Bundesrepublik einschließlich Saarland 


Im Jahr 1960 wurden in den Kraftwerken des Berichtskreises 
(rd. 98%, der öffentlichen Versorgung) 69,0 Mrd kWh erzeugt. 
Dies ist ein Anstieg um 10,4% gegenüber 1959; im Vorjahr 
betrug der Jahreszuwachs 9,4%. Die Erzeugung aus Wasser- 
ktaft erhöhte sich im Jahr 1960 um 18,5% ; jedoch ergibt sich 
diese hohe Veränderungstate nur infolge der ungünstigen 
Wasserverhältnisse im Jahr 1959. Mit 10,9 Mrd kWh erreicht 
die Jahreserzeugung 1960 nur gerade die gleiche Höhe wie die 
des Jahres 1958. In den ersten Monaten des Jahrs 1960 dauerte 
die niedrige Wasserführung der Flüsse, durch die das zweite 
Halbjahr 1959 gekennzeichnet war,noch an undrief auch dann 
noch negative Veränderungsraten der Erzeugung aus Wasser- 
kraft hervor. Das zweite Halbjahr 1960 brachte dann normale 
und zum Teil besonders günstige Wasserverhältnisse, so daß 
sich im Vergleich zu den sehr trockenen Vorjahrsmonaten 
ungewöhnlich hohe Steigerungsraten der Erzeugung aus Was- 
serkraft ergaben. Die den Ausgleich übernehmenden Wärme- 
kraftwerke zeigten entsprechend in den ersten Monaten des 
Jahrs 1960 sehr hohe, in den letzten Monaten nur niedrige 
Zuwachsraten. In den Monaten Oktober und November ergab 
sich sogar ein geringer Rückgang der Erzeugung aus Wärme- 
kraft gegenüber dem Vorjahrsmonat. Für das gesamte Jahr 
1960 stieg die Erzeugung der Wärmekraftwerke um 9,1% an. 
1959 war ein Jahreszuwachs von 15,4% notwendig gewesen, 
um den Rückgang der Erzeugung aus Wasserkraft auszuglei- 
chen. 

Auch auf den Austausch über die Grenzen des Bundes- 
gebietes einschließlich Saarland, dessen Hauptanteil auf unsere 
südlichen Nachbarländer entfällt, wirkten sich die veränderten 
Wasserverhältnisse aus. So erhöhte sich die Einfuhr um 29,6%, 
während die Ausfuhr um 10,3% zurückging. Für den Be- 
tichtskreis ergab sich ein Einfuhrsaldo von 4,05 Mrd kWh; 
gegenüber dem Austauschsaldo des Jahrs 1959, der 2,60 Mrd 
kWh betrug, ist dies ein Anstieg um 55,7%. 

Die Einspeisung der industriellen Eigenanlagen in das Netz 
des Berichtskreises betrug im Jahr 1960 13,6 Mrd kWh. Der 
Anstieg gegenüber dem Vorjahr in Höhe von 8,4% liegt be- 
deutend unter dem sehr hohen Jahreszuwachs von 1959, der 
16,1% betrug. Die Entwicklung der Veränderungsprozentsätze 
in den einzelnen Monaten des Jahrs 1960 ist deutlich davon 
beeinflußt, daß im Laufe des Jahrs 1959 größere, für die Ein- 
speisung in das öffentliche Netz bestimmte Anlagen des Kohle- 
bergbaus ihre Erzeugung aufgenommen hatten. Bis zum Juli 
ergaben sich zum Teil hohe Zuwachsraten, ab September blieb 
die Einspeisung gegenüber den Vorjahrsmonaten unverändert 
oder ging sogar geringfügig zurück. 

Der Brutto-Verbrauch aus dem öffentlichen Netz stieg 1960 
auf 80,9 Mrd kWh an. Er erreichte wieder eine hohe Zuwachs- 
rate von 11,9% ; 1959 betrug diese 11,0%, während sie in den 
vorhergehenden beiden Jahren geringer gewesen war und auch 
im kommenden nicht wieder die gleiche Höhe erreichen dürfte. 
Der Brutto-Verbrauch wurde zu 78,2%, aus der Erzeugung der 
öffentlichen Kraftwerke, zu 16,8% aus der Einspeisung der 
Eigenanlagen und zu 5,0% aus der Nettoeinfuhr gedeckt. Eine 
größere Veränderung gegenüber dem Vorjahr ergibt sich bei 
dem Anteil des Einfuhrsaldos, der 1959 nur 3,6% zur Deckung 
des Verbrauchs beitrug, während auf die eigene Erzeugung 
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79,0% und auf die Industrieein- Zahlentafel 1. Erzeugung in öffentlichen Kraftwerken der Bundesrepublik einschlief, 


speisung 17,4%, entfielen. lich des Saarlandes (Teilerhebung, rd. 98%) und West-Berlins (Gesamterhebung) im De 

' zember 1960 

N Die Engpaßleistung der Kraft- | 
Var k werke des Berichtskreises er- Andeins Boknal 
In höhte sich im Verlauf des Jahrs h Monat Monat arbeitstäglich)®) Jahr 
ef 1960 um 913 MW. Hiervon wur- Bundesrepublik A November | Dezember |„egenVorjahresmonat| 1960 
Vs den 786 MW in Wärmekraftwer- | einschließlich 1960 1960 November Dezember gegen 
kenund 127 MW in Wasserkraft- Saarland 1960 1960 195 i 
a werken installiert. 

we GWh.| GWh. | GWhı| 17% 


ar Hi - Im Monat Dezember 1960 be- 


Sun, £ 1. Brutto-Erzeugung 

0 trug die Erzeugung der Kraft- a) in Wärmekraftwerken 58 069,6 | 5230,4 | 5833,7 |- .41)+. 211+ 

Te VCHWR werke des Berichtskreises 6,69 b) in Wasserkraftwerken 10 886,9 914,7 855,174 80,7% 147 050,21 FA 

BEN Mrd kWh; auf Normalarbeits- Insgesamt 68 956,5 61451 | 68, ale 65 = 10% 

Bezogen, stieg siesum 6,5%.) 2.2 ar u) 10 1a an DESSEN PR ee u 

j sowohl gegenüber dem Vor- 2. Netto-Erzeugung 64 603,2 | 5756,0, | 62469 + 33 |+ 62 |.+ 10 
 Jahrsmonat als auch gegenüber 3 Einspeisung aus Eigenanlagen | 13 598,5 | 1215,0 | 1238 -— 05|- 06|+ 84 
. dem Vormonatan. Hierbeizeigte ———— [||| — 


> 


wieder die Erzeugung aus Was- . Bezug von außerhalb 


_ serkraft mit 50,7% eine hohe Zu- des Bundesgebietes (+) 5 575,0 415,9 299,7 £ : Kein 5 
wachsrate gegenüber Dezember 5. Abgabe nach außerhalb ' 
1959; gegenüber November 1960 des Bundesgebietes (—) 1 529,6 119,0 121,4 2 3 = 103 
em 3,5%, zurück. Entr, ) II 7 a ne a under. Ro rreT T 55 m 
rethend stieg die Erzeugung Austauschsaldo +4 045,4 |+ 296,9 |-++ 178,4 : : 2, il 
‘der Wärmekraftwerke gegen- 6. Arbeitsaufwand der N 
über dem Votjahrsmonat nur Pumpspeicherwerke 1 366,9 103,9 84,8 ar r = 15 
um 2,1%, gegenüber dem Vor- 7, Verbrauch einschl. Über- . } 


monat aber um 9,2% an. Durch tragungsverluste ohne Ih 
ine gegenüber dem Vorjahr Pumpstromaufwand 80. 889,2 | 7163,8.|: 76143 | 7,914. 8,3. + 11 
Ba echonteriinfuhr and eine. I er ae tea Ve 127m ano BIER UOZaT Var TFT Fe 


: : 7 Wo 
wesentlich verminderte Ausfuhr et a at BR a un N 
»rtgab sich im Dezember 1960 a) in Wärmekraftwerken 13 473 13 302 13 473% 12.1141 + 786 + 786 H 
sin für die Jahreszeit hoher Ein- b) in Wasserkraftwerken 2 869 2 848 | 2.869. + ,106 | 127 +1272 


An 
NUR RER von 178 Mio kWh; im | 


h N 
j Dezember 1959 betrug dieser West-Berlin GWh | GWh GWh | % YA, ; 0 
nur 2,4 Mio kWh. Die Einspei- 1 
sung der industriellen Eigen- 1. Brutto-Erzeugung \ 1 
lagen nahm um 0,6% gegen- a) in Wärmekraftwerken 2 567,9 240,7 265,17 14.1 78,2, 8022720 
jedem» V/orjahrsmonatabiund. Er IE. 1 vr ge, ae Ewa 12 | TR a Eee EEE Eee TIEN | Tre RN TREE 

a 2,6% gegenüber dem Vor- 2 eo Epzeugline 1a) ED: 12 Re RN > H; 2 

onat zu. Der normalarbeits- 3. Einspeisung aus | 4 
gliche Brutto-Verbrauch nahm Eigenanlagen 1,6 02 0,1 . ; 8 


ım 8,3% gegenüber Dezember 4. Bezug von außerhalb 
1959 und um 4,0% gegenüber West-Berlins 0,2 4 I 


"I 


. Verbrauch einschl. 


aßleistung erhöhte sich im Be- 
An 1 2 416,3 225.9 249,2 7,6 153 
 tichtsmonat um 193 MW. Von ee ein EHE RT RER ar] 


a esem Betrag entfallen 172MW . Engpaßleistung am 3. Mittw. MW?) MW MW MW MW 


auf Wärmekraftwerke und 21 a) in Wärmekraftwerken 708 683 708 |+ 25 |+ 50 


N earesrerkei | 
A usssesraitwernse 1) Dezember 1960.-— *) Normalatbeitstage Dezember 1960: 28,06 (Vorjahr 27,74) = Diter ui 
in den Summen durch Runden der Zahlen 


[0') 


Im Jahr 1960 erzeugten die West-Berliner Kraftwerke waren, eine Verminderung aufwiesen. Die Engpaßleistung d 
- 2567,9 Mio kWh, das ist eine Steigerung gegenüber dem Vor- West-Berliner Kraftwerke betrug im Dezember 1960 708 MW 
r um 11,0%. Die entsprechenden Veränderungsraten der sie erhöhte sich gegenüber dem Vorjahr um 50 MW. B; 
' letzten Jahre waren bedeutend niedriger, und zwar für das Jahr i 
1959 9,5% und für 1958 8,4%,. Der Brutto-Verbrauch betrug im Im Monat Dezember betrug die Brutto-Erzeugung 265,1 Mit 
Jahr 1960 2416,3 Mio kWh, er erreichte einen Anstieg von kWh, sie stieg um 7,3% gegenüber Dezember 1959 und ut 
‚3% gegenüber dem Vorjahr. Dies wurde ermöglicht durch 7,8% gegenüber November 1960. Der Brutto-Verbrauch belie 

eine mit der gleichen Veränderungsrate gewachsene Netto- sich im Dezember 1960 auf 249,2 Mio kWh, das ist ein Anstie 
Erzeugung, während die Einspeisung aus Eigenanlagenundder gegenüber dem Vorjahrsmonat von 7,3% und gegenüber def 
zug von außerhalb West-Berlins, die beide allerdings nur mit Vormonat von 8,0%. Die Engpaßleistung nahm im Berichts 

nz geringem Anteil an der Deckung des Verbrauches beteiligt monat um 25 MW gegenüber dem Vormonat zu. | 
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SIEMENS 


Schutz gegen 
Gewitterüberspannungen 


Wie hoch die ankommende Gewitterüber- 
spannung auch sein mag: 


»Kathodenfallableiter « 


senken sie bis auf die ungefährliche »Rest- 
spannung« ab und schützen so die ihnen 
anvertrauten elektrischen Anlagen. 


Unsere KATHODENFALLABLEITER 
entsprechen den „Leitsätzen für den 
Schutz elektrischer Anlagen gegen 
Überspannungen” (VDE 0675/9.57). 


541 kV Überspannung 


1,42 kV Restspannung 


)szillogramm 
ler Absenkung einer 
ewitterüberspannung 


EMENS-SCHUCKERTWERKE AKTIENGESELLSCHAFT 


Kein Netzausbau 


ohne 


Netzmodell - 


untersuchung 


Die Probleme des wirtschaftlichen Ausbaus und Betriebs großer 
trischer Netze sind nur durch Netzmodelluntersuchungen schnell 
exakt zu lösen. 


Die getreue Nachbildung der elektrischen Netze mit gleichen oder 4 
gen physikalischen Größen vermittelt auf dem Netzmodell stets ein 
anschauliches Bild des Originalnetzes. Das Ergebnis einer Aufgabe 
sofort abgelesen werden. Jede Variation, für die bei einer mathematis 
Lösung ein mühseliger, mit Fehlermöglichkeiten behafteter Rechn 
gang erforderlich wäre, kann am Netzmodell sofort erprobt werden. 


Besonders die Probleme vermaschter Netze lassen sich auf dem 

modeil ideal untersuchen. Zahlreiche Varianten über Zahl und Lage 
Einspeisestellen, Zu- und Abschaltung von Transformatoren, Größe 
Verlauf von Kurzschlußströmen, Verhalten des Netzes bei Ausfall 
Transformatoren oder Leitungen usw. können durchgemessen werder 


Die Verwendung von Meßschablonen als Abbildungsgrundlage des Ne 
gestattet bei späteren Netzerweiterungen ohne nennenswerten Au 
die erneute Nachbildung und schnelle Beantwortung gestellter Frage 


Wir haben uns zur Aufgabe gemacht, durch Netzmodelluntersuchu 
den Energieversorgungsunternehmungen zu einer genauen Kenntnis 
Betriebsverhältnisse ihrer Netze zu verhelfen. 


Machen Sie von dieser Möglichkeit Gebrauch; wenden Sie sich mit! 
Problemen an das nächstgelegene BBC-Büro. 


BBC BROWN, BOVERI & CIE. AG., MANNHE 


